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Vorwort 
Gedankliche Aufbrüche in den politischen und gesellschaftlichen 
Veränderungen der mittelalterlichen Ordnung 
Der vorliegende Band dokumentiert ein 1997 veranstaltetes Symposium. Es steht im 
Rahmen des übergreifenden Projektes „Theologische Reflexion über Krieg und Frie-
den in der Geschichte der Kirche", das vom Institut für Theologie und Frieden seit 
1984 verfolgt wird. Eine Vielzahl von Publikationen sind diesem Projekt erwachsen.' 
Der Anlaß zu diesem Projekt bestand in einer Defizitanalyse. Auf der einen Seite 
schien sich für die systematische, gegenwartsbezogene Friedensethik die eigene Ge-
schichte weitgehend auf Augustinus, Thomas von Aquin und die spanischen Spät-
scholastiker zu reduzieren. Auf der anderen Seite liegt zwar in der Geschichtswissen-
schaft eine Fülle von Literatur über Krieg und Frieden vor. Allerdings findet der 
Ethiker hier häufig nur wenige Antworten auf die systematischen Fragen, die ihn inter-
essieren. Insofern war das Projekt von Anfang an als interdisziplinärer Dialog zwi-
schen Historikern sowie theologischen und philosophischen Ethikern konzipiert. 
Das übergreifende Interesse an diesem Dialog ist systematischer Natur. Dieses gründet 
nicht etwa darin, daß die Friedensethik glaubt, in Schrift und Tradition Antworten auf 
die Fragen der Gegenwart zu finden. Das wäre ein unhistorisches Denken. Allerdings 
muß sich jeder gut begründete Versuch, die Gegenwart samt ihren ethischen Heraus-
forderungen theologisch zu verantworten, an der Geschichte messen lassen. Kontinui-
tät mit der Tradition bedeutet nicht zuletzt, nicht hinter das Niveau erreichter Ausdeu-
tung des Christusereignisses samt seiner ethischen Implikationen zurückzufallen. Eine 
derartige Offenheit gegenüber der Tradition setzt voraus, diese zunächst in ihren eige-
nen Fragestellungen und systematischen Bezügen wirklich zu Wort kommen zu las-
sen.2  Das ist das Ziel dieses Projektes. 
Der vorliegende Band ist dem Spätmittelalter gewidmet. Es ist dies die Zeit in der von 
beiden Seiten, dem Sacerdotium wie dem Imperium, das Konzept einer komplementä-
ren Zuordnung und Ergänzung beider Wirklichkeitsbereiche aufgegeben wird. Wäh-
rend auf der einen Seite Bonifaz VIII. in radikalisierter Totalität die politische Supre-
matie des Papstes einfordert, verstehen sich die sich allmählich herausbildenden 
Territorialstaaten zunehmend als eigenständig, sowohl gegenüber dem Sacerdotium als 
auch gegenüber dem Imperium. Jenseits aller politischen Machtfragen, um die es hier 
immer auch geht, wird in diesem Konflikt letztlich von beiden Seiten das mittelalterli-
che, thomanische Konzept einer in der Natur grundgelegten und von der Gnade über-
höhten Einheit der geistlich-politischen „respublica fidelium"3  aufgegeben. Letztlich 
Vgl. hierzu die Literaturanzeige des Instituts für Theologie und Frieden am Ende dieses Bandes. 
Vgl. hierzu Gerhard Beestermöller, Heilsbotschaft und Weltverantwortung. Der Weg zu einer 
christlichen Sozialethik, in: TheoPhil, 72 (1997), 527 - 552. 
Sth 11-11, qA0, a.4, resp. 
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hat sich der Territorialstaat aufgrund seiner größten Leistung durchgesetzt: die Befrie-
dung seines Herrschaftsbereichs durch die Überwindung der Fehde und Etablierung 
eines verläßlichen Rechstssystems.' 
Für Albert den Großen stellt, wie PD Dr. Mechthild Dreyer vom Albert-Magnus-
Institut, Bonn, darlegt, Krieg weniger eine ethische Herausforderung dar. Hier repetiert 
er die damals allgemein anerkannte bellum-iustum-Doktrin. Er setzt sich vielmehr mit 
Krieg als einer Infragestellung der göttlichen Ordnung auseinander und versucht ihn 
als Teil des göttlichen Heilswillens zu interpretieren. 
Der Heidelberger Historiker Prof. Dr. Jürgen Miethke, analysiert in seinem Beitrag 
spätmittelalterliche Theorien zum Widerstandsrecht. Die ausgereifteste Position findet 
er bei Thomas von Aquin, dessen Lösung letztlich die Ebene der Normierung ethisch 
erlaubten Widerstandes hin zu einer Theologie des Leidens an einer gottgeschickten 
Unrechtsherrschaft transzendiert. 
In die Geschichte der Friedensethik gehört Duns Scotus schon deshalb, weil es nicht 
zuletzt das Fünfte Gebot, das Verbot der Tötung Unschuldiger, ist, an dem er sich ab-
arbeitet. Von grundsätzlicherer Bedeutung ist die Tatsache, daß dieser Theologe, der 
nur eine Generation nach Thomas lebte, einen Paradigmenwechsel in der Geschichte 
der Ethik einleitete, wie Dr. Hannes Möhle, Bonn, ausführt. Zwar hält Scotus daran 
fest, daß auch konkrete ethische Vorgaben ihre Verbindlichkeit in allgemeinen Nor-
men finden, in denen sich der göttliche Wille manifestiert. Die endliche Vernunft hat 
aber keinen unmittelbaren Zugang zur göttlichen Weltordnung, sondern muß beim 
besonderen Einzelfall ansetzen und schreitet von hier aus zu allgemeinen Aussagen. 
Zu Ende des 13. Jahrhunderts gelingt es dem Papsttum, den Antagonismus mit dem 
deutschen Kaisertum für sich zu entscheiden. An die Stelle der kaiserlichen, übergrei-
fenden Ordnungsgewalt tritt die Anarchie nur ihrem Eigenwohl dienender Partikular-
mächte. Vor diesem Hintergrund entwirft Dante Alighieri, wie der Bamberger Kir-
chenhistoriker Prof. Dr. Ernst Ludwig Grasmück aufzeigt, eine Universalmonarchie, 
die auf Recht und Frieden verpflichtet ist. Dante hält zwar an der Weisungskompetenz 
der geistlichen Gewalt gegenüber dem Kaiser in den Dingen fest, in denen es um das 
Heil des Menschen geht. Dieser Bereich erhält aber eine weitgehende Einschränkung 
insofern er sich Rh- 
 Dante nicht mehr mit dem Bereich menschlicher Moralität ein-
fachhin deckt. Erste Konturen eines weltlich-säkular begründeten Friedens zeichnen 
sich ab. 
Auch Marsilius von Padua wendet sich gegen den Anspruch der geistlichen Gewalt auf 
politische Herrschaft. Über Dante hinausgehend entwirft er, wie der an der theologi-
schen Fakultät der Universität Tübingen lehrende Philosoph Prof. Dr. Georg Wieland 
darlegt, ein Konzept friedlichen menschlichen Zusammenlebens, in dem sich der Staat 
als öffentliche Gewalt funktional auf die Sicherung und Erhaltung der Lebensbedin-
gungen beschränkt. 
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 Vgl. Hermann Conrad, Rechtsordnung und Friedensidee im Mittelalter und in der beginnenden 
Neuzeit, in: Alexander Hollerbach (Hrsg.), Christlicher Friede und Weltfriede. Geschichtliche Ent-
wicklung und Gegenwartsprobleme, Paderborn 1971, 9 - 34 sowie Hans Maier, Der christliche 
Friedensgedanke und der Staaten friede der Neuzeit, in: ebd., 35 - 52. 
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Die hier dokumentierten Vorträge zeichnen einen Spannungsbogen zunehmender in-
fragestellung der überkommenen Ordnung als Manifestation des göttlichen Willens für 
menschliches Zusammenleben. Die mittelalterlichen Diskussionen über das Wider-
standsrecht verweisen letztlich auf den wundesten Punkt des orbis christianus: die Be-
anspruchung göttlicher Autorität für kontingente, menschliche Autoritäten. Die zu-
nächst so harmlos abstrakt daherkommenden Gedanken des Duns Scotus greifen, zu 
Ende gedacht, an die Wurzel der mittelalterlichen Ordnung. Konkrete Herrschaftsan-
sprüche können sich nicht mehr durch Verweis auf ein göttliches Mandat legitimieren. 
Vielmehr erweist sich ein göttliches Mandat in der guten Ausübung von Herrschaft. 
Dante Alighieri und Marsilius von Padua stellen den orbis christianus mit der quasi-
souveränen Herrschaft des Papstes nicht nur in seiner defizienten Realität, sondern 
auch in seiner Idealität in Frage. Während Dante den weltlich begründeten Staat noch 
in den Dienst der Moralität seiner Bürger stellen will, entwirft Marsilius eine sich kon-
sequent funktional begründete öffentliche Ordnung. Hier deutet sich eine Entwicklung 
an, die letztlich auf die Beanspruchung von Autonomie für Politik hinausläuft. Die 
Theologen am Übergang vom 13. zum 14. Jahrhundert haben auf ihre Weise im Licht 
der traditionellen Autoritäten Antworten auf die Herausforderung ihrer Gegenwart, 
den sich ankündigenden Nationalstaat, gegeben. Die Souveränität, die sie hierbei an 
den Tag gelegt haben, würde heute vielleicht als Traditionsbruch verdächtigt. 
Die Herausgeber 
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`Bellum dicitur quasi minimum bonum.' 
Zur sittlichen Beurteilung des Krieges bei Albertus Magnus 
Mechthild Dreyer, Bonn 
Die etwa 80 Jahre, die das Lebensalter Alberts des Großen umfaßt, sind — wie das 
Mittelalter überhaupt — eine unruhevolle Zeit, geprägt von Gewalt, Unfrieden und Un-
recht, folgt man etwa der Klage Walthers von der Vogelweide, eines Zeitgenossen Al-
berts.' Für Albertus Magnus scheinen die Zeitläufte — soweit sich das überblicken läßt 
— kaum Anlaß gewesen zu sein, ausführlich über Krieg und Frieden und die damit in 
Zusammenhang stehenden Probleme nachzudenken,' während sie in den Schriften an-
derer Theologen und Philosophen der Zeit — denkt man etwa an Thomas von Aquin3  —
durchaus Resonanz gefunden haben. Dies gilt auch für die Kreuzzüge, obwohl Albert 
in die Vorbereitung des letzten der vier zu seinen Lebzeiten durchgeführten sogar per-
sönlich involviert war, hatte doch Papst Urban IV. ihn 1263 zum Kreuzzugsprediger 
und Nuntius für die deutschsprachigen Länder und Böhmen ernannt. Aber auch für 
diese Tätigkeit lassen sich in seinen Schriften und Predigten keinerlei Hinweise fin-
den.
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Dennoch hat Albert sich zur Kriegsproblematik geäußert, allerdings nur sehr spora-
disch. Seine Überlegungen bewegen sich im wesentlichen im Rahmen dessen, was den 
Denkern des 13. Jahrhunderts aus der Tradition geläufig ist. Dies sind vor allem die 
Positionen, wie man sie bei Aristoteles, Cicero, Augustinus und Isidor von Sevilla fin-
det.' Wie auch die Theologen vor ihm entwickelt Albert letztlich keine systematische 
Lehre zu diesem Thema. Diese formuliert für das lateinische Mittelalter zum ersten 
Mal sein Schüler Thomas von Aquin im zweiten Teil der Summa de theologia.6  Daß 
Untriuwe ist in der sitze, gewalt vert üf der stritze: fride unde rcht sint seit wunt. (Walther von der 
Vogelweide, Reivchstron 8, 24 - 26, in: ders., Gedichte, hg. v. K. Lachmann. 13., aufgrund der 10., 
v. C. von Kraus bearbeiteten Ausg. neu hg. von H. Kuhn, Berlin 1965, 10.) Vgl. zum folgenden: II. 
Conrad, Rechtsordnung und Friedensidee im Mittelalter und in der beginnenden Neuzeit, in: A. 
Hollerbach, H. Maier (Hg.), Christlicher Friede und Weltfriede (- Görres-Gesellschaft, Veröffentli-
chungen der Sektion für Rechts- und Staatswissenschaft NF 8), Paderborn 1971, 9 - 34. 
2  Einer der wenigen Hinweise Alberts auf ein historisches Ereignis findet sich in seinem Sententen-
zenkommentar, wo er die treuga dei erwähnt. Vgl. Albertus Magnus, In Sent. III d. 39 G a. 6, Ed. 
Par. XXVIII, 739. 
3 
 
Vgl. dazu etwa: S. th. 11-11 q. 10. a. 8 u. 10-12; ebd. q. 11. a. 3; ebd. q. 12 a. 2; ebd. q. 39 a. 4; ebd. 
q. 188 a. 3. 
Vgl. V. Cramer, Albert der Große als Kreuzzugs-Legat für Deutschland 1263/64 und die Kreuz-
zugs-Bestrebungen Urbans IV. ( = Palästina-Hefte des Deutschen Vereins vom Heiligen Land 7 - 8), 
Köln 1933, 43 - 44. 
5  Vgl. Aristoteles, Politik I, 8; ebd. VII, 2 u. 14; Cicero, De officiis 1, 11, 36; Augustinus, Quaestiones 
et locutiones In Heptateuchum 6, 10 (CCSL 33, 318f.); ders., Epistulae189, 6 (CSEL 57, 135); ders., 
Contra Faustum 22, 74 - 75 (CSEL 25, 671 - 674); Isidor von Sevilla, Ethymologiarum Iibri XX I. 
18 c. 1 no. 2; Decretum Gratiani p. 2 caus. 23 qu. 1 - 2. 
6 Vgl. Thomas von Aquin, S. th. 11-11 q. 40. Vgl. dazu G. Beestermöller, Thomas von Aquin und der 
gerechte Krieg (- Theologie und Frieden 4), Köln 1990. 
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Albert in seinen Schriften mit dem Problem des Krieges so verfährt, hat - wenn man 
die Frage nach der Relevanz oder Irrelevanz dieses Themas fär sein Denken einmal 
außer acht läßt - vor allem mit dem Umstand zu tun, daß der größte Teil seiner Werke 
Textkommentierungen sind, er also theologische oder philosophische Fragestellungen 
in der Regel stets nur dann erörtert, wenn es die jeweils zu kommentierende Textvor-
lage auch nahelegt. Dies geschieht zum Teil in der Weise, daß er nach der Paraphrasie-
rung eines Abschnittes des jeweiligen Textes längere oder kürzere Quaestionenteile 
formuliert, die im Für und Wider der Argumente und unter Angabe der eigenen Positi-
on bestimmten Problemen nachgehen. Oftmals läßt er es jedoch bei der bloßen para-
phrasierenden Wiedergabe bewenden, die er allerdings gelegentlich um Digressionen 
zu einzelnen Fragestellungen erweitert.' Beide Verfahren aber sind, weil sie ver-
gleichsweise eng an den Vorgaben ihrer Vorlagen orientiert sind, letztlich für die Ent-
wicklung einer eigenen, systematisch entfalteten Doktrin nicht besonders geeignet. 
In den folgenden zwei Abschnitten werden Alberts Gedanken zum Problem des Krie-
ges und insbesondere zur Frage nach dem gerechten Krieg vorgestellt ,s  wobei 
in einem ersten Teil seinen ethischen Ausführungen zum Thema (I) und danach in ei-
nem zweiten Teil seiner metaphysischen Deutung des Verhältnisses von Krieg und 
Frieden nachgegangen wird (II). Die abschließenden Überlegungen versuchen, beide 
Gedankenkreise Alberts aufeinander zu beziehen - was Albert selbst nicht durchge-
führt hat -, den systematischen Ertrag des Ganzen herauszupräparieren und ihn 
schließlich mit der Thomanischen Lehre vom gerechten Krieg zu kontrastieren (III). 
7  Vgl. z.B. Alberts Äußerungen zu seiner Methode der Aristoteles-Kommentierung: Erit autem mo-
dus noster in hoc opere Aristotelis ordinem et sententiam sequi et dicere ad explanationem eius et ad 
probationem eius, quaecumque necessaria esse videbuntur [...]. Et praeter hoc digressiones faciemus 
declarantes dubia suborientia et supplentes, quaecumque minus dicta in sententia Philosophi obscu-
ritatem quibusdam attulerunt [...1. Taliter autem procedendo libros perficiemus eodem numero et 
nominibus, quibus fecit libros suos Aristoteles. Et addemus etiam alicubi partes librorum imperfec-
tas et alicubi libros intermissos vel omissos, quos vel Aristoteles non fecit vel forte si fecit, ad nos 
non pervenerunt. (Albertus Magnus, Physica I. I tr. 1 c. 1, Ed. Col. IV/1, 1, 23 - 41.). Nec ego dixi 
aliquid in isto libro, nisi exponendo quae dicta sunt, et rationes et causas adhibendo. Sicut enim in 
omnibus libris physicis numquam de meo dixi aliquid, sed opiniones Peripateticorum quanto fideli-
us potui exposui. Et hoc dico propter quosdam inertes, qui solatium suae inertiae quaerentes nihil 
quaerunt in scriptis nisi quod reprehendant: et cum tales sint torpentes in incrtia, ne soli torpentes 
videantur, quaerunt ponere maculam in electis. Tales Socratem occiderunt, Platonem de Athenis in 
Academiam fugaverunt, in Aristotelem machinantes etiam eum exire compulerunt 1...]. (Ders., In 
Politicorum libros VIII I. 8 c. 6, Ed. Par. V111, 803 - 804.) 
g  Zur Lehre vom gerechten Krieg in Antike und Mittelalter vgl. R. H. W. Regout, La doctrine de la 
guerre juste de Saint Augustin sti nos jours, ND Aalen 1974; F. H. Russell, The Just War in the 
Middle Ages (= Cambridge Studies in Medieval Life and Thought 8), Cambridge 1975; E. A. Nohn, 
Art. Krieg, in: Historisches Wörterbuch der Philosophie 4 (1976), Sp. 1230 - 1234; A. Cavanna, H. 
Boockmann, Art. bellum iustum, in: Lexikon des Mittelalters 1 (1980), Sp. 1849 - 1851; E.-D. Hehl, 
Kirche und Krieg im 12. Jahrhundert. Studien zu kanonischem Recht und politischer Wirklichkeit 
(= Monographien zur Geschichte des Mittelalters 19), Stuttgart 1980; A. Hertz, Die Lehre vom 'ge-
rechten Krieg' als ethischer Kompromiß, in: Handbuch der christlichen Ethik 3, Freiburg/Br. 1982, 
425 . - 448. Vgl. ferner auch F. Dickmann, Friedensrecht und Friedenssicherung. Studien zum Frie-
densproblem in der Geschichte, Göttingen 1971, 79 - 115. 
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Sieht man von aktuellen Anlässen einmal ab, so ist für einen Theologen wie Albert, 
der an der Pariser Universität des 13. Jahrhunderts gelehrt hat, der wohl wichtigste 
Zugang zu theologisch-systematischen Problemen die Sammlung der Sentenzen des 
Petrus Lombardus, die als das verbindliche theologische Lehrbuch im akademischen 
Unterricht kommentiert werden mußte. Bedenkt man, daß dieses Werk lediglich eine 
einzige Textpassage bietet, die — zudem auch nur mittelbar — auf das Problem des 
Krieges Bezug nimmt, dann verwundert es nicht, daß Albert, nicht anders als andere 
Theologen seiner Zeit, im Rahmen seiner Sentenzenkommentierung keine intensive 
Erörterung der Kriegsproblematik vornimmt. Die Sentenz, die Anlaß für seine Überle-
gungen bietet, stammt von Gregor VII. und wird von Petrus Lombardus im vierten 
Buch seiner Sammlung zur Beantwortung der Frage herangezogen, was eine falsche 
Buße oder Rechtfertigung ist. Die für den vorliegenden Zusammenhang zentralen Sät-
ze der Sentenz lauten leicht verkürzt: Der Soldat oder der Kaufmann oder derjenige, 
dem ein Dienst überantwortet ist, der nicht ohne Sünde ausgeübt werden kann, muß 
sich, wenn er, in schwerer Schuld verstrickt, zur Buße gelangt, wieder daran erinnern, 
daß er nur dann eine wahre Buße vollbringen kann, wenn er sich von seinem Geschäft 
trennt oder seinen Dienst aufgibt.9  Vor diesem Hintergrund stellt Albert die Frage nach 
der Rechtmäßigkeit des Kriegsdienstes, des öffentlichen Handelns, der Steuereinnah-
me und anderer Tätigkeiten. Im Blick auf den Kriegsdienst führt er zunächst drei Ar-
gumente an, die dafür zu sprechen scheinen, daß dieser Dienst an sich nichts Uner-
laubtes ist, wohl aber sein Mißbrauch. Da auch Albert selbst sich dieser Sicht in der 
Lösung der Frage anschließt und auf die angeführten Pro-Argumente nicht noch ein-
mal eigens zu sprechen kommt, wird man auch sie zur Darlegung seiner eigenen Posi-
tion mit heranziehen können, zumal der erste, mehr aber noch der dritte Beweis argu-
mentativ stärker ist als die im Anschluß von ihm entwickelte eigene Lösung:'°  Das 
9  Unde Gregorius lGregorius VII in Concilio Romane 'Falsas poenitentias dicimus, quae non se-
cundum auctoritates Sanctorum pro qualitate criminum imponuntur. Ideoque miles vel negotiator, 
vel alicui officio deditus quod sine peccato exerceri non possit, si culpis gravioribus irretitus ad poe-
nitentiam venerit, vel qui bona alterius iniuste detinet, vel qui odium in corde gcrit, recognoscat se 
veram poenitentiam non posse peragere, nisi negotium relinquat vel officium deserat, et odium ex 
corde dimittat, et bona quae iniuste abstulit restituat.' (Petrus Lombardus, Sententiae in IV libris di-
stinctae IV d. 16 c. 3, ed. Quarracchi II, 339 - 340.) Vgl. dazu Gregor VII., Concilium Romanum V 
n. 5, ed. Mansi XX, 510 A - B; Gratianus, Decretum. De poenitentia d. 5 cap. 6. 
1°  Luc 3, 14 Ioannes Baptista non interdicit militiam, sed tantum praecipit quod contenti sint stipendiis 
suis: ergo videtur quod militia secundum se non sit illicita. Item, glossa super illud: Contenti estote 
stipendiis vestris, ita dicit: lusto moderamine prohibet ne ab eis calumniando praedam exquirant, 
quibus militando prodesse debuerunt: docens idcirco stipendia constituta militiae, ne dum sumptus 
quaeritur, praedo grassetur.' Ex hoc idem accipitur quod militia secundum se non est illicita, sed 
abusus praedae qui fit circa illam. Item, nihil ordinatum ad conservationem civilitatis et reipublicae 
est peccatum: militia potissimum ad conservationem horum duorum ordinatur: ergo non est pecca-
tum. Prima patet per se. Secunda scribitur in ethicis. [...] Solutio. Dicendum quod militia secundum 
quod militia secundum se non est illicita, sed abusus qui licet multiplex sit, tarnen in tribus praeci-
pue est, scilicet in concussione innocentium et exactione salarii amplioris quod deserviri possit mi-
litando et in exercitiis ad ostentationem virium cum nocumento hominum et rerum, sicut inventa 
sunt torneamenta Sunt tarnen quaedam exercitia militia militiae necessaria: sicut cursiones et 
1 2 
erste Argument ist ein Autoritätsargument und bietet unter Bezug auf Lk 3, 14 einen 
neutestamentlichen Beleg, wonach Johannes der Täufer, da er den Soldaten nur vor-
schreibt, mit ihrem Sold zufrieden zu sein, nach Alberts Deutung den Kriegsdienst 
nicht verbietet. Das dritte Argument legt dar, daß nichts, was auf die Erhaltung des 
Bürgerverbandes und des Staates hingeordnet ist, sündhaft ist. Da der Kriegsdienst in 
höchstem Maß auf beide Ziele ausgerichtet ist, gelte dies infolgedessen auch für ihn. 
Die Lösung selbst erklärt noch einmal, daß zwar der Kriegsdienst an sich erlaubt ist, 
nicht aber sein Mißbrauch, wie er für Albert insbesondere in den drei folgenden For-
men gegeben ist: in der Bedrohung der Unschuldigen, im Eintreiben eines zusätzlichen 
Soldes und in den Übungen, die, wie zum Beispiel die Turnierspiele, der Zurschau-
stellung der eigenen Kräfte zum Schaden von Menschen und Sachen dienen. Gleich-
wohl gesteht Albert zu, daß gewisse Kriegsübungen notwendig sind, so beispielsweise 
das Laufen, die Selbstverteidigung oder das Werfen von Wurfgeschossen. Albert geht 
ferner auch auf das Wort Gregors des Großen ein, das er als Argument gegen die 
Rechtmäßigkeit des Kriegsdienstes, des öffentlichen Handels, der Steuereinnahme und 
anderer Tätigkeiten angeführt hatte: In einer Homilie zu Joh 21, 3 erklärt Gregor im 
Blick auf den Dienst des Zöllners, daß es eine große Anzahl von Beschäftigungen ge-
be, die kaum oder gar nicht ohne Sünde ausgeübt werden könnten, und daß man sie 
nach einer Konversion nicht wieder aufnehmen dürfe.H  Diese auctoritas auf den 
Kriegsdienst beziehend, weist Albert zum Abschluß der Darlegung seiner eigenen Lö-
sung darauf hin, daß dieses Wort deshalb gesagt worden sei, weil der Kriegsdienst un-
ter den Gegebenheiten seiner gewöhnlichen Ausübung nur schwer ohne Sünde vollzo-
gen werden könne. 
Ähnlich beiläufig wie in seiner Sentenzenkommentierung kommt Albert auch in sei-
nem Kommentar zum Matthäus-Evangelium auf das Problem der kriegerischen Aus-
einandersetzung und ihrer sittlichen Beurteilung zu sprechen. Die Textstelle Matth 26, 
51-52, wonach bei der Gefangennahme Jesu einer seiner Gefährten dem Diener des 
Hohenpriesters ein Ohr abschlägt und Jesus ihn daraufhin auffordert, sein Schwert an 
seinen Ort zurückzustecken, wird ihm zum Anlaß, verschiedene Weisen des Wider-
stands von Klerikern und Laien gegen ein Unrecht zu unterscheiden.12  Widerstand 
versiones dextrariorum et ars percutiendi et defendendi et proiciendi tela, quae non prohibentur. [...] 
Quod autem Magister dicit in Littera, dictum est ideo, quia secundum usum consuetum difficulter 
exercetur sine peccato. Et per hoc peccatum [besser: patet M.D.] solutio ad omnia illa quae obiecta 
sunt de militia. (Albertus Magnus, In Sent. IV d. 16B a. 46, Ed. Par. XXIX, 636 - 637.) 
II  Ebd., Ed. Par. XXIX, 637: Sed contra hoc obicitur per Gregorium super illud loannis 21, 3: Vado 
piscari: qui in quadam homilia quaerit, quare licuit Petro ad piscationcm redire post conversionem 
et non Matthaeo ad telonium: et solvit sic dicens: 'Sunt pleraque negotia quae sine peccatis exerceri 
vix aut nullatenus possunt; quae ergo ad aliquod peccatum implicant ad haec necesse est ut post 
conversionem animus non recurrat [...V Vgl. Gregor d. Gr., XL Homiliae in evangelia I. 2, hom. 24 
(Pl. 76, Sp. 1 184). 
11  Et dicendum est quod iniuria potest repelli pluribus modi. Aut enim repellitur per impedimentum 
aliquod [...); et sicut aliquis tenet manum alicuius, ne laedat, vel etiam totum insanientem, ne laedat. 
Et hoc cuilibet tam clerico quam laico conceditur. Potest etiam repelli iniuria propulsando eam, et 
hoc dupliciter; aut enim fit vi privata aut publica. Si vi privata: aut cum armis aut sine armis. Sine 
armis: "aut zelo defensionis aut vindictae. Et zelo defensionis sine armis impugnationis, etiam cum 
armis defensionis omnibus licet tam clericis quarr laicis. Vi autem publica et cum armis impugna- 
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kann nach Albert in der Weise geleistet werden, daß man entweder versucht, das Un-
recht zu verhindern, so wie man jemanden beispielsweise an der Hand festhält, damit 
er keinen verletzt, oder daß man zurückschlägt, sei es mit dem Mittel privater, sei es 
mit dem Mittel öffentlicher Gewalt. Erfolgt der Widerstand mit öffentlicher Gewalt 
und unmittelbar, also zum Beispiel in der Situation eines bestehenden Krieges, ist er 
mit Angriffswaffen dem Kleriker nicht erlaubt, wohl aber dem Laien bei flammendem 
Unrecht und unter Leitung eines unbescholtenen Schutzherrn, eine Formulierung, die 
Albert wahrscheinlich den Decretalien entnommen hat. I3  Liegt jedoch zwischen ange-
tanem Unrecht und Verteidigung ein zeitlicher Abstand, dann darf öffentlich und mit 
Angriffswaffen, d.h. mit dem Mittel des Krieges, nur durch die Person dem Unrecht 
widerstanden werden, die Richter ist und über die ordentliche Gewalt der Bestrafung 
verfügt, da nur sie allein gegen unrecht Handelnde einen gerechten Krieg beginnen 
könne.'4  
Für die Bestimmung der Position Alberts hinsichtlich seiner Beurteilung des Krieges 
weit ergiebiger sind seine Auslegungen der Politik und der Nikomachischen Ethik des 
Aristoteles, da beide Vorlagen unmittelbar bzw. mittelbar von der Kriegsproblematik 
handeln. In der Politik kommt Aristoteles an mehreren Stellen dieser Schrift auf das 
Thema 'Krieg' zu sprechen, während er es in der Nikomachischen Ethik im Blick auf 
die ethische Tugend der Tapferkeit erörtert, gewinnt sie im Krieg doch einen besonde-
ren Stellenwert. Zweimal hat sich Albert mit dem Text der Nikomachischen Ethik be-
faßt, wobei nur die frühen Paraphrasen, die zudem mit Quaestionenteilen verbunden 
sind, für das vorliegende Thema einschlägige Überlegungen aufweisen. Anläßlich der 
Frage, ob die Tapferkeit nur auf den Tod im Krieg bezogen ist, formuliert er einen Ge-
geneinwand, der ein Teilargument enthält, dem er in seiner eigenen Antwort auch zu-
stimmt und das in nuce seine ethische Beurteilung des Krieges zusammenfaßt: Der 
Krieg führt unter seinem Namen ein Übel, das gleichsam ein kleines Gut ist, eine Be-
stimmung, die Albert möglicherweise dem Lexikon des Papias Vocabulista, Elementa-
rium doctrinae rudimentum, entlehnt hat.15 
 Alberts Antwort auf den gesamten Einwand 
erläutert diesen Gedanken näher: Der Krieg ist ein Übel für den, der ungerechterweise 
die Veranlassung zum Krieg gibt, das Beste hingegen für den, der ihn zu Recht be- 
tionis non licet clericis, sed permittitur laicis flagrante iniuria statim 'cum moderamine inculpatae 
tutelae'; sed si intervallum sit inter iniuriam illatam et defensionem, non permittitur nisi per eum qui 
iudex est et ordinariam habet ultionis potestatem; ille enim iusta bella movere potest contra iniuriam 
facientes. (Albertus Magnus, Super Matthaeum XXVI v. 52, Ed. Col. XXI/2, 627, 84 - 628, 14.) 
Vgl. auch ders., Liber de sex principiis t. 7 c. 2, Ed. Par. I, 361. 
13 Vgl. Gregor IX., Decretales I. 5 t. 12 c. 18. 
14 Nach Hehl sieht schon Gratian in der Strafaktion eine der wichtigsten Zielsetzungen des Krieges. 
Die Dekretisten behalten diesen Gedanken bei und stellen die legitima potestas als eine Grundbe-
dingung für den gerechten Krieg heraus. (Vgl. Hehl -- Anm. 8 - 197.) Vgl. ferner Augustinus, Con-
tra Faustum, 22, 74 - 75 (CSEL 25, 671 - 674). 
15 [...] bellum suo nomine importat malum quasi parvum bonum 1.1 (Albertus Magnus, Super Ethica 
1. 3 lec. 8, Ed. Col. XIV/1, 183, I I - 12.) Vgl. Papias Vocabulista, Elementarium doctrinae rudi-
mentum, Venedig 1496, ND Turin 1966, 40, s.v. 'bellum': Alii per antiphrasim dicunt a bono dic-
tum bellum diminutive, eo quod minime sit bellum [besser: bonum M.D. I. 
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nutzt. I6 
 Im Blick auf die Tapferkeit bedeutet dies, daß allgemeiner Gegenstand der 
Tapferkeit der Tod ist, nächster und eigentümlicher Gegenstand aber der Tod in einem 
solchen Krieg, der um der Gerechtigkeit willen zur Verteidigung des Vaterlandes un-
ternommen wird. 
Alberts Position in seiner Paraphrase zur Politik des Aristoteles zu bestimmen, ist nur 
schwer möglich, weil er hier keinerlei Digressionen oder Quaestionen formuliert, son-
dern sich ausschließlich auf die Wiedergabe der Aristotelischen Überlegungen be-
schränkt, wobei er sie allerdings immer wieder durch Bezug auf andere Autoren ver-
deutlicht. Die Aristotelische Bestimmung im achten Kapitel des ersten Buches der 
Politik, wonach die Kriegskunst Teil der Erwerbskunst ist, referiert Albert ohne ir-
gendwelche Abschwächung, Modifikation oder Korrektur:18  Sein Gedankengang läßt 
sich folgendermaßen zusammenfassen: Geht man von dem allgemeingültigen Satz aus, 
daß die Natur nichts unvollkommen oder vergeblich macht, unterstellt man zudem, daß 
die Pflanzen um der Tiere und diese um der Menschen willen da sind, dann gilt in der 
Konsequenz, daß die Natur insgesamt um des Menschen willen da ist. Aus diesem 
Sachverhalt kann man dann ableiten, daß die kriegerische Tätigkeit der Lebewesen, bei 
der das eine das andere angreift, ein dem Verschaffen dienlicher Erwerb ist. Weil die 
Kunst, Beute zu erlegen (praedativa), als Teil der Kriegstätigkeit dieser untergeordnet 
ist, ist diese, die auf Menschen und Tiere angewendet werden kann, ein Hilfsmittel des 
Erwerbs, d.h. ein Hilfsmittel dessen, was zum Leben und zum guten Leben hinrei-
chend ist, weshalb man sich ihrer bisweilen bedienen muß. Albert gibt sodann, eben-
falls ohne wertende Zusätze, auch den Fall an, den - folgt man seiner Interpretation -
Aristoteles selbst als den ausgewiesen hat, auf den dieser Sachverhalt zutrifft: Aus-
gangspunkt ist die Überlegung, daß einige Menschen naturhaft dazu bestimmt sind, 
unterworfen zu werden und Sklaven zu sein. Falls diese sich dennoch nicht selbst un-
terwerfen, kann gegen jene zu Recht ein Krieg geführt werden, weil es ja gemäß der 
Natur gerecht ist, daß sie unterworfen werden. Dies - so fügt Albert hinzu - sei auch 
die Ursache des ersten Krieges gewesen. Was er allerdings mit diesem Hinweis ge-
meint haben könnte, läßt sich nicht zweifelsfrei bestimmen. Einerseits könnte er einen 
bestimmten Krieg vor Augen gehabt haben, möglicherweise den ersten, von dem das 
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...1 quod bellum malum est quantum ad cum qui dat iniuste causam, sed quantum ad illum qui iuste 
illo utitur, optimum est. (Albertus Magnus, Super Ethica 1. 3 lec. 8, Ed. Col. XIV/1, 183, 37 - 39.) 
17 Dicendum quod materia communis fortitudinis est mors et proxima et propria est mors in bellis, non 
tarnen in quibuslibet bellis, sed quas suscipiuntur ex iustitia ad defensionem patriae [...J. (Ebd. 183, 
19 - 22.) Vgl. ferner ebd. lec. 9 (Ed. Col. XIV/1, 185, 81 - 93.). 
18  Vgl. zum folgenden: Ex omnibus his, supposita quadam propositione generali, scilicet quod natura 
nihil facit nec imperfectum nec frustra, concludit quod necessarium propter consequentiam homi-
num gratis hoc fecisse naturam. Ex hoc ulterius concludit quod necessarium propter hoc quod belli-
ca industria animalium, qua unum oppugnat alterum, sit huiusmodi acquisitio acquisitiva: et quia 
praedativa est pars bellicae et subalternata ei, propter hoc praedativa qua oportet uti ad bestias et ad 
homincs, talis est acquisitionis ministra, hoc est, eorwn quas ad vitam et ad bonam vitam pertinent: 
propter hoc et praedativa utendum est aliquando. Et determinat in quo casu: Quia quicumque nati 
sunt subici et naturaliter, supple, sunt servi, sicut ante determinatum est, si illi nolunt subici, cum 
secundum naturam subici debeant (hoc enim secundum naturam iustum est, ut subiciantur) illis po-
test iuste moveri bellum: et haec fuit causa primi belli. Ad illos ergo potest quis uti praedativa et 
bellica in auxilium suae domus. (Ders., In Politicorum libros VIII I. 1 c. 6, Ed. Par. VIII, 46.) 
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Alte Testament berichtet;19  andererseits könnte es sich aber auch um die generelle 
Aussage handeln, daß durch die angegebene Ursache der Krieg überhaupt in die Welt 
gekommen ist. 
Der Gedanke vom Krieg als einem kleinen Gut, der bereits im Kommentar zur Niko-
machischen Ethik begegnet, findet sich auch an zwei Stellen in den Paraphrasen zur 
Politik. Der erste Bezugspunkt ist die Aussage des Aristoteles im zweiten Kapitel des 
siebten Buches, wonach alle auf den Krieg berechneten öffentlichen Einrichtungen und 
Vorkehrungen zwar als gut und recht bezeichnet werden müssen, nicht jedoch insofern 
sie sein Zweck, sondern lediglich insofern sie Mittel zu diesem sind.20  Der zweite Be-
zugspunkt ist ein Gedanke aus dem 14. Kapitel desselben siebten Buches:21  Ausgangs-
punkt ist die der Aristotelischen Teleologie verpflichtete Feststellung, daß das 
Schlechtere immer um des Besseren willen ist. Bezieht man diesen Sachverhalt auf die 
Seelenvermögen, die von unterschiedlicher Qualität sind, dann gilt, daß jenen Tätig-
keiten der Vorzug zu geben ist, die dem von Natur aus besseren Seelenteil zugeordnet 
sind, zumal stets das vorzuziehen ist, was dem jeweils höheren Seelenteil als Ziel ent-
gegentritt. Eine solche Einschätzung und die daraus resultierende Vorzugswahl gelten 
nach Aristoteles für das menschliche Leben generell, da es in einander entgegenge-
setzte Bereiche aufgeteilt ist, in Arbeit und Muße, Krieg und Frieden, notwendige bzw. 
nützliche und sittlich schöne Tätigkeiten. Infolgedessen wählt man die Arbeit um der 
Muße willen, den Krieg um des Friedens willen usw. Albert geht von den genannten 
Überlegungen des Aristoteles aus und legt mit unterschiedlichen Wendungen und je-
weils unter Verweis auf Augustinus an beiden Stellen dar, daß der Krieg als ein sehr 
kleines Gut zu bezeichnen ist, da durch ihn der Frieden errungen werde, der ein großes 
Gut bzw. ein Gut an sich sei. Nur insofern also der Krieg auf den Frieden hingeordnet, 
also nützlich ist, hat er die Bestimmtheit des Guten.22  Als Beleg für den Gedanken der 
Zweck-Mittel-Relation von Frieden und Krieg bei Augustinus mag eine Formulierung 
aus seinem Brief an Bonifatius dienen: Der Friede — so schreibt Augustinus — wird 
nämlich nicht erstrebt, damit Krieg ausgeübt wird, sondern Krieg wird geführt, damit 
man den Frieden erlangt.23  
19 Vgl. etwa Num 21, 2Iff., 33ff. (dazu Dt 2, 24ff.; Ps 136 (135), 17ff.); oder Jos 6. 
20 Vgl. Aristoteles, Politik VII, 2 I325a 5 - 7. 
21 Vgl. ebd. VII, 14 1333a 26 - 1334a 10. 
22 Propter quod etiam grammatice loquendo bellum dicitur quasi minimum bonum: quia ipso pax 
quaeritur, quae magnum bonum est: et inquantum est ad hoc ordinatum, habet rationem boni, ut 
dicit Augustinus. Quaeritur enim pax belle, ut in pace quilibet suo eligibilissimo bono perfruatur 
1...1. (Albertus Magnus, In Politicorum libros VIII 1. 7 c. 2, Ed. Par. VIII, 637.) herum in actibus 
hominum est bellum et pax: et constat quod pax melier est bello. Et hoc idem dicit Augustinus et 
accipit rationem a nomine: bellum enim diminutivum est a bone, et dicitur parvum bonum. Et dich 
quod 'non diceretur bonum aliquo modo, nisi simplex quaereretur bonum in bello, quod est pax: 
unde bellum habet se sicut utile et pax sicut per se bonum'. (Ebd. I. 7 c. 13, Ed. Par. VIII, 721.) 
23 Non enim pax quaeritur, ut bellum excitetur, sed bellum geritur, ut pax adquiratur. (Augustinus, 
Epistulae 189 (CSEL 57, 131 - 137, 135).) 
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Einen von diesen ethischen Überlegungen gänzlich verschiedenen, ontologisch oder 
besser: metaphysisch zu bezeichnenden Zugang zur Frage nach der Beurteilung des 
Krieges bietet Albert in seinem etwa zwischen 1248 und 1252 verfaßten Kommentar 
zu De divinis nominibus des Pseudo-Dionysius Areopagita. Vor dem Hintergrund des 
11. Kapitels des Textes, das der Frage nachgeht, ob der Begriff 'Friede' ein angemes-
sener Name für Gott sei, erörtert Albert in einigen Quaestionen die Friedensproblema-
tik und behandelt in diesem Zusammenhang, obwohl der Text selbst es an keiner Stelle 
insinuiert, auch den Krieg als sein kontradiktorisches Gegenteil.
24 
In einem ersten Schritt geht er der Frage nach, ob in De divinis nominibus der Begriff 
des Friedens angemessen und ausreichend [als Name für Gott] bestimmt worden sei. 
Die zunächst formulierten sechs Einwände kommen zu dem Ergebnis, daß Gott nicht 
nur mit dem Begriff des Friedens, sondern zugleich auch mit dem des Krieges benannt 
werden muß. Begründet wird die These durch Rekurs auf den Gedanken der Effizienz-
ursächlichkeit, wonach das, was bei einem Verursachten zu beobachten ist, nämlich 
Entzweiung und Krieg, eine irgendwie geartete Entsprechung in seiner ersten Ursache 
haben muß, weshalb es berechtigt sei, dieser den Namen 'Krieg' zuzusprechen.25  Al-
bert entwickelt seine eigene Lösung, die nur das Wort 'Frieden' als Gottesnamen zu-
läßt, ausschließlich in Form einer Entkräftung der Gegenargumente:26  Zunächst kommt 
er mit den Vertretern der Gegenargumente darin überein, daß im Bereich des Verur-
sachten Krieg zu konstatieren und daß dieser als ein Widerstreit entgegengesetzter 
21 
Zum Thema 'Frieden' vgl. auch Alberts Ausftihrungen im Matthäus-Kommentar: Super Matthaeum 
c. V, 9, Ed. Col. XXI/l, 114. 
25 Vgl. dazu etwa: Videtur enim quod in isto tractatu insufficienter procedat; sicut enim pax refulget in 
entibus, ita et bellum; sed quicquid est in entibus, habet aliquid respondens in causa prima; ergo de-
buit poncre bellum esse divinum nomen sicut et pacem. (Ders., Super Dionysium De divinis nomi-
nibus XI n. 4, Ed. Col. XXXVI1/1 411, 62 - 66.) 
2°  Vgl. hier-zu und zum folgenden: Dicendum ad primum quod bellum non potuit esse divinum nomen. 
Bellum enim polest considerari et in patiente vel suscipiente bellum et in agente; in suscipiente qui-
dem bellum non est nisi privatio perfectionis, in qua erat quies pacis, qua conservabantur res in esse, 
et ideo oportet quod etiam in agente importet defectum quendam, secundum quod agit ad destruc-
tionem. Destructio autem non reducitur in causam universi esse, et ideo 'bellum' non polest esse di-
vinum nomen, et maxime cum res, secundum quod multiplicantur per elongationem ab ipso deo, 
habeant bellum et secundum comparationem ad ipsum unitatem et pacem. [...] Ad tertium dicendum 
quod quamvis sint in bello elementa, secundum quod sunt contraria, inquantum tarnen ordinata ad 
unum finem, qui est permanentia secundum speciem eorum quae non possunt perrnanere secundum 
individuum, concordant agendo etiam et patiendo ad invicem, quia aliter non potest esse continua 
generatio nisi per mutuas actiones et passiones. Ad quartum dicendum quod quamvis praedicta in 
suis naturis non sint connaturalia, tarnen in ordine ad finem universi connaturalia sunt, secundum 
quod quaedam iuvantur per alia ad finem ultimum, secundum quod superiora movent inferiora; et in 
hoc oportet quod sint connaturalia et proportionata ad invicem secundum suas naturas. Ad quintum 
dicendum [...I si tarnen generaliter accipiatur pro omnibus, tunc consensus est omnium, non tarn-
quam sentientium, sed sicut circa quae est sensus et intentio primi moventis, dirigentis unum-
quodque in finem, sicut intentio dirigentis est in sagitta et intentio animae in instrumentis, quae mo-
ventur secundum regimen ipsius. (Ebd. n. 5, Ed. Col. XXXV11/1, 412, I I - 56.) 
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Elemente zu deuten ist, ein Gedanke, der sich im übrigen schon bei Heraklit findet". 
Darüber hinaus hält er fest, daß der Krieg für den unter ihm Leidenden nichts als ein 
Mangel, eine Beraubung von Vollkommenheit (privatio perfectionis) ist, die mit der 
Ruhe des Friedens gegeben war.28  Dies gelte aber auch für den, der einen Krieg aktiv 
betreibt, in dem Maß, in dem er auf seine mögliche Zerstörung, d.h. auf seinen Tod 
zusteuere (agere ad), da die Dinge nur durch den Frieden im Sein gehalten würden. 
Anders aber als die vorgebrachten Einwände unterstellt Albert, wenn auch er einen 
Zusammenhang von Ursache und Verursachtem annimmt, eine erste Ursache nach Art 
einer Finalursächlichkeit, die zugleich auch als höchstmögliche Einheit und damit als 
Inbegriff des Friedens gedacht werden muß. Eine Finalursächlichkeit aber kann nach 
Albert nur in der Weise wirken, daß das Ausgerichtetsein oder das Nicht-Aus-
gerichtetsein auf sie hin Konsequenzen für diejenigen hat, die in einer solchen Final-
ordnung stehen. Im Fall einer Finalursächlichkeit, die zugleich Einheit in einem höch-
sten Maß ist, bedeute dies, daß in dem Maß, in dem die Dinge in einem Verhältnis zu 
ihr stünden, sie selbst Einheit und Frieden hätten. In dem Maß aber, in dem sie sich 
von ihr entfernten, vervielfältigten sie sich, was die Bildung von Gegensätzen und 
mittelbar die Entstehung von Entzweiung oder Krieg zur Folge habe. Krieg ist für Al-
bert also nicht eine unmittelbare Wirkung Gottes als der ersten Ursache, weshalb er 
auch nicht mit dem Begriff 'Krieg' angemessen benannt werden kann, sondern Folge 
einer mangelnden Bezogenheit der Dinge auf ihn hin und damit letztlich Folge des 
jeweils eingenommenen ontischen Status'. Aus dem Gedanken, daß die Dinge, inso-
fern sie Gegensätze sind, sich im Krieg miteinander befinden," kann aber nach Albert 
nicht gefolgert werden, daß es zwischen den Gegensätzen keinerlei Übereinstimmung 
geben kann. Insofern sie ihrer Individualität nach zwar nicht überdauern könnten, je-
doch auf das ihnen übergeordnete Ziel der Arterhaltung hingeordnet seien, harmonier-
ten sie im Handeln und im Erleiden, weil es nur aufgrund eines wechselseitigen Han-
delns und Erleidens (per mutuas actiones et passiones) eine kontinuierliche Zeugung 
geben könne.3°  Sind also - so Albert - die Dinge zwar hinsichtlich ihrer je eigenen 
(individuellen) Natur, d.h. jeweils für sich betrachtet, nicht konnatural mit den ande-
ren, so sind sie es doch in Hinordnung auf das Ziel des Universums, und dies gemäß 
dem Umstand, daß diesen Dingen durch andere, die sie bewegen, und letztlich durch 
die erste Ursache zum letzten Ziel verholfen wird. Im Blick auf dieses Ziel aber ist es 
notwendig, daß sie zumindest gemäß ihren Art-Naturen gegenseitig konnatural sind 
und zueinander in einem Verhältnis stehen.31  Dieses Zusammenstimmen (consensus) 
27  Vgl. Heraklit VS B 53. 
28 Vgl. dazu auch: (...] quod terminare potest considerari dupliciter (...) aut inquantum est actus tenni-
nati, et sic pertinet ad pacem, quia per pacem aliquid quiescens in sua perfectione terminatur in illa. 
( Albertus Magnus, Super Dionysium De div. nom. X1 n. 7, Ed. Col. XXXV11/1, 413, 57 - 62.) 
39 Vgl. hierzu auch: 1...) dicendum quod aliqua bellant dupliciter et non solum per contrarietatem for-
mae, sed etiam per dispositionem, secundum quod habent diversas forrnas, a quibus diversae opera-
tiones exeunt, in quibus discordant entia ad invicem. Unde dicit Philosophus quod si etiam elementa 
non essen! contraria, sequeretur corruptio in mixto, secundum quod unumquodque elementorum 
tenderet in suum locum. (Ebd. n. 7, Ed. Col. XXXVII/l, 413, 70 - 77.) 
Vgl. Anm. 26. 
31  Vgl. ebd. 
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ist nach Albert allen Dingen eigen, insofern der Sinn und die Absicht (sensus et inten-
tio) des ersten Bewegenden jedes auf sein Ziel hinlenke, wie — um die beiden Beispiele 
Alberts aufzugreifen — die Intention des Lenkenden im Pfeil ist und die Intention der 
Seele in den Instrumenten, die gemäß ihrer Lenkung bewegt werden. Gegensätze er-
sehnen den Frieden also nicht, insofern sie Gegensätze sind, sondern insofern sie auf 
ein Gemeinsames oder auf ein Ziel hin geordnet sind.32 
 
Die sich anschließende Frage, ob alle den Frieden ersehnen, wird von Albert in einem 
späteren Zusammenhang noch einmal gestellt, und in beiden Fällen wird sie unter Hin-
zufügung jeweils einer Präzisierung, welche die Art und Weise der Friedenssehnsucht 
charakterisiert und differenziert, positiv beantwortet: Die erste Präzisierung bestimmt, 
daß der Friede nicht als Friede und damit nicht an sich (per se) oder schlechthin (sim-
pliciter) erstrebt wird.33 
 Vielmehr ersehne man an sich ein Gutes und den Frieden nur, 
insofern er ein Gutes ist, d.h. ein Akzidens des Guten, da der Frieden die Ruhe einer 
Sache im Guten ist. Das Gute werde also nicht um des Friedens willen ersehnt, son-
dern der Frieden um des Guten willen. Die zweite, von Albert in einem der nachfol-
genden Textteile vorgenommene Präzisierung zeigt, daß je nach Beschaffenheit der 
Dinge diese auf unterschiedliche Weise nach (göttlichem) Frieden verlangen:34 
 Von 
den mit Verstand und Vernunft Begabten (rationales et intellectuales) werde er als Idee 
ersehnt und auch erlangt. Die naturhaften Dinge ersehnten ihn einem Bild oder einer 
Spur entsprechend, in der die Ähnlichkeit der göttlichen Güte nachklingt. Derjenige 
aber, der zur Friedensintention im Widerspruch stehe, der also Krieg führen will, damit 
er — so Albert — nach Zerstörung der Hindernisse Ruhe in seinen eigenen Gütern fin-
det, ersehne den Frieden und partizipiere an ihm wie an einem verdunkelten Bild. Er 
verlange Krieg und Frieden zugleich, aber nicht mit Bezug auf dasselbe: Den Frieden 
suche er an sich, den Krieg und die Trennung im Blick auf die anderen, durch die er 
daran gehindert werde, bei seinen Gütern auszuruhen. Will er seiner Tätigkeit nach 
Krieg, so intendiert er nach Albert jedoch damit den Frieden, ein Widerspruch, den 
man auch beim Streben nach einem Guten konstatieren kann: Jemand ersehnt ein Übel 
32 [...] quod contraria non desiderant pacem inquantum contraria, sed inquantum coordinata ad unam 
formam mixti vel unum finem. (Albertus Magnus, Super Dionysium De div. nom. X1 n. 6, Ed. Col. 
XXXV11/1, 413, 34 - 37.) 
33 Dicendum quod omnia pacem desiderant [...I et tarnen pax desideratur per accidens inquantum est 
bonum et bonuni per se. Est enim pax accidens bono, sicut Sortes accidit homini; est enim pax afi-
quod bonum et alicui bonum et non simpliciter, est enim pax quies rei in bono. [...J Et ideo falsum 
est quod bonum desideratur propter pacem, sed e converso pax, inquantum est quoddam bonum. 
(Ebd. n. 6, Ed. Col. )(XXVII'', 413, 12 - 30.) 
34 Dicendum quod pax divina a quibusdam desideratur per speciem, a quibusdam autern per sui simi-
litudinem, a quibusdam vero secundum obscuram imaginem. Secundiun speciem quidem desidera-
tut a rationalibus et intellectualibus, quae attingere possunt ad accipiendam divinam pacem per spe-
ciem. Per similitudinem quidem vel ünaginis vel vestigii desideratur a naturalibus, in quibus 
similitudo quaedam divinae bonitatis resultat. Sed secundum obscuram ünaginem desideratur et 
participatur ab his in quibus est actus contrarii cum intentione ad pacem, sicut est de illo qui vult 
bellare, ut per hoc destructis impedientibus possit quiescere in propriis bonis; actu quidem vult bel-
lum, sed intendit pacem, sicut est etiam de desiderio boni, quod aliquis desiderans malum intendit in 
ipso bonum, inquantum habet similitudinem aliquam prirni boni, eo quod est bonum ut nunc et hic 
et imperfectum bonum, deficiens ab universali bono, quod est ubique et semper bonum. (Ebd. n. 17, 
Ed. Col. XXXVII/1, 418, 70 - 419, 2.) 
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36 
als ein Gutes, insofern es eine Ähnlichkeit mit dem ersten Gut hat. Da es sich jedoch 
um ein kontingentes und unvollkommenes Gut handelt, ist es vom universalen Gut 
getrennt, das überall und immer gut ist. 
Ergänzend zu diesen Überlegungen sei noch hinzugefügt, daß der Friede für Albert 
keine Tugend ist; dies gilt für alle Geschöpfe, also auch für die mit Vernunft und Ver-
stand Begabten. Für sie ist er Frucht oder Glückseligkeit.35  Frucht ist er, insofern er 
bewirkt, daß der Geist in den Gütern der Natur, der Gnade oder der (himmlischen) 
Herrlichkeit seine Ruhe findet. Er ist Glück im aristotelischen und boethianischen 
Sinn, insofern er als Ergebnis der vollkommenen Handlung einer vollkommenen Tu-
gend entsteht, die sich als dauerhaft erweist, den Tugendsamen nicht nur aus den La-
stern, sondern auch aus den Leiden des Ruhenden und aus den Versuchungen heraus-
hebt und ihm eine ausgezeichnete Verfassung schenkt. 
III 
Diese auf den ersten Blick eher disparaten Überlegungen Alberts zur Frage nach der 
Bewertung des Krieges lassen sich, obwohl sie, verstreut über sein Gesamtwerk, aus 
verschiedenen Zeiten und Kontexten stammen und sich zudem noch verschiedenen 
philosophischen Ansätzen verdanken, dennoch zu einem Ganzen zusammenfügen: 
Seine Überlegungen im Kommentar zu De divinis nominibus zur finalursächlich ge-
prägten Schöpfungsordnung können in der Weise verstanden werden, daß sie die neu-
platonisch formulierten Rahmenbedingungen menschlichen Handelns benennen, inso-
fern sie die allgemeinen, d.h. naturalen Vorgegebenheiten jeder Sittlichkeit benennen 
bzw. eine 'Metaphysik des Handelns' formulieren, ein Begriff, den Wolfgang Kluxen 
im Blick auf die Thomanische Ethik entwickelt hat36. Alberts übrige Ausführungen 
kann man in Abgrenzung dazu dann in der Weise lesen, daß sie die an der Aristoteli-
schen praktischen Philosophie orientierten ethischen Inhalte oder Konkretisierungen 
liefern: 
Der Mensch ist Geschöpf, und als solcher ist er und damit auch seine Sittlichkeit, mit 
der er sich selbst verwirklicht, eingebettet in eine Ordnung, die den gesamten Bereich 
der Schöpfung umfaßt. Dieses Gefüge ist ein finalursächlich bestimmter Ursache-
Wirkungs-Zusammenhang, der seine Ausrichtung auf ein Erstes als dem Letztziel aller 
Dicendum quod de pace, quae est participata rebus naturalibus inanimatis vel etiam sensibilibus, 
planum est quod non est virtus; sed nec etiam pax, quae est in rationali natura vel intellectuali, vir-
tus est, sed fructus vel beatitudo diverse tarnen ratione [...1. Cum enim frui sit desiderium quiescere 
in aliquo propter se cum gustu dulcedinis illius rei, dicetur pax esse fructus, secundum quod facit 
mentem quodam gustu dulcedinis quiescere in bonis naturae vel gratiae vel gloriac. Et quia beatitu-
do, ut dicit Philosophus, est secundum actum perfectae virtutis et est 'status omnium bonorum adu-
natione perfectus', ut dicit Boethius, erit pax beatitudo, inquantum est ex actu perfect() perfectae 
virtutis, elevantis non solum a vitiis, scd ab ipsis passionibus quictantis et temptationibus se duram 
reddentis et ponentis in quodam altissimo statu; sic enim erit perfecta pax. (Ebd. n. 15, Ed. Col. 
)(XXVII/ , 417, 67 - 418, 7.) 
Vgl. W. Kluxen, Philosophische Ethik bei Thomas von Aquin, 2. erw. Aufl. Hamburg 1980, 93 -
1 01. 
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seiner Teile diesem Ersten selbst verdankt. Dieses Letztziel ist ein Ausgezeichnetes, 
weil Vollkommenes: es ist das für alle Elemente der Ordnung schlechthin Gute, das 
zugleich auch das schlechthin Einfache bzw. die Einheit in höchstem Maß ist und als 
solches der Inbegriff dessen, was als 'Friede' bezeichnet werden kann. Je näher die 
Elemente dem Ersten stehen, je mehr sie also auf dieses hingeordnet sind, um so mehr 
partizipieren sie an dessen Gutheit, Einheit, Frieden und besitzen folglich selbst um so 
mehr Einheit und Frieden bzw. ruhen im Guten; je weiter sie vom Ersten entfernt sind, 
desto vielfaltiger sind sie, und desto stärker bilden sie untereinander Gegensätze aus 
und sind aus der Ruhe im Guten herausgerissen, was Unfrieden bzw. Krieg bedeutet. 
Diese Kriegssituation ist jedoch keine absolute, auf die ganze Ordnung bezogene und 
sie insgesamt bedrohende, sondern gilt nur relativ, d.h. bezogen auf die jeweiligen Ge-
gensätze. Da diese aber bei allem Widerstreit stets auch Teile des finalen Gefüges 
bleiben, d.h. von der ersten Ursache in Hinsicht auf das Ganze gelenkt werden, oder 
anders gewendet, weil ihnen allen ein Streben nach dem obersten Ziel, d.h. nach Gut-
heil, Einheit und Friede eigen ist, wird der Krieg um des Friedens und um der Ver-
wirklichung der jeweils höheren Einheit willen geführt. Infolgedessen ist der Krieg 
zwischen den einzelnen Elementen, mag er auch zum Untergang der Einzelnen führen, 
letztlich ein der gesamten Ordnung dienliches Teilmoment. 
Ist der Mensch Teil dieser Ordnung, dann ist seinem Handeln die Ausrichtung auf 
ein letztes Ziel, welches das Gute oder — theologisch gewendet — Gott ist, natural vor-
gegeben, d.h. er intendiert es in allem, was er tut. Ebenso ist er, weil das Gute Ein-
heit und infolgedessen Frieden ist, auch naturhaft auf Frieden als einem Ruhen im 
Guten ausgerichtet. Wie er das Gute als Letztziel durch vollkommene Handlungen 
entsprechend der vollkommenen Tugend verwirklicht und damit zugleich seine Glück-
seligkeit erreicht, so auch den Frieden als das Gute secundum quid. Diese naturale Be-
zogenheit auf den Frieden ist selbst da vorhanden, wo ein Mensch seinen Aktivitä-
ten nach Krieg betreibt. Der Krieg als Mangel an Einheit und Frieden ist zwar ein 
Übel, aber der Mensch führt ihn, weil ihm der Friede, d.h. das Ruhen in den eigenen 
Gütern geraubt ist und er ihn wiedererlangen will, und insofern ist er ein zumindest 
kleines Gut. 
Mit diesen Überlegungen zu Krieg und Frieden aber sind noch nicht die spezifisch 
ethischen Kriterien benannt, die es erlauben, das Führen eines Krieges als gerechtfer-
tigt oder als ungerechtfertigt, als erlaubt oder verboten zu beurteilen. Vielmehr geben 
sie lediglich die metaphysischen Rahmenbedingungen jeder sittlichen Handlung wie-
der, und dies nicht in Form von Inhalten, an denen sich das Handeln zu orientieren hat, 
sondern lediglich nach Art einer formalen Struktur. Die spezifisch ethischen Bedin-
gungen, die erfüllt sein müssen, um die Anwendung kriegerischer Gewalt zu rechtfer-
tigen, finden sich bei Albert zwar nicht in der systematisierten Gestalt, wie sie Thomas 
von Aquin in der Summa de theologia II — II q. 40. a. 1 darlegt," sondern lediglich 
eingebunden in Einzelüberlegungen; aber diese lassen sich doch verallgemeinern: Der 
Krieg an sich ist kein Gut. Er kann gleichsam als ein sehr kleines Gut bezeichnet wer-
den, d.h. man kann ihn rechtfertigen, wenn er nicht als Selbstzweck geführt wird, son-
dern als Mittel, um ein Gut zu erlangen. Dieses Gut aber muß ein wahrhaft Gutes sein, 
37 
 Vgl. dazu Beestermöller (Anm. 6) 57 - 165, 226 - 229. 
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d.h. kein Übel im Gewande des Guten. Beide Kriterien für einen gerechten Krieg, das 
der sittlich notwendigen Instrumentalisierung des Krieges und das der wirklichen Gut-
heit seines Zieles, finden sich auch bei Thomas von Aquin wieder, gewendet zum Ge-
danken der richtigen Intention. So nennt er in der Summa de theologia bekanntlich als 
dritte Bedingung für einen gerecht zu nennenden Krieg die rechte Intention der kriegs-
führenden Personen (intentio bellantium recta), wodurch man intendiert, entweder das 
Gute zu befördern oder das Übel zu meiden; d.h. ein Krieg darf beispielsweise nicht 
aus Haß oder aus Rache geführt werden." Davon zu unterscheiden ist der angemesse-
ne Grund, der vorliegen muß, damit es erlaubt ist, einen Krieg zu führen. Albert nennt 
hier angetanes oder flammendes Unrecht. In demselben Zusammenhang formuliert er 
ein weiteres Kriterium, das im Falle eines gerecht zu nennenden Krieges gegeben sein 
muß: Er muß unter Leitung eines unbescholtenen Schutzherrn bzw. unter der Leitung 
einer solchen Person geschehen, die Richter ist und über die ordentliche Gewalt der 
Bestrafung verfügt. Diese beiden bei Albert unterschiedenen, aber dennoch eng mit-
einander verknüpften Kriterien finden sich ebenfalls auch bei Thomas: Ein Krieg, der 
gerecht sein soll, bedarf eines gerechten Grundes und er bedarf der Leitung eines Füh-
rers, dessen Auftrag es ist, Krieg zu fithren.39  Während für Thomas - worauf er aus-
drücklich hinweist - alle drei Kriterien erfüllt sein müssen, damit ein Krieg als sittlich 
erlaubt gelten kann, lassen sich im Blick auf Albert keine Informationen aus den Tex-
ten darüber gewinnen, welche der genannten Momente gegeben sein müssen, damit ein 
Krieg als gerecht bezeichnet werden kann. Es läßt sich nur festhalten, daß auch Albert 
alle drei bei Thomas genannten Kriterien kennt. 
Das eigentlich Bemerkenswerte an Alberts Behandlung des Problems des Krieges aber 
ist, daß er - anders als sein Schüler - das gesamte Thema nicht ausschließlich im 
Kontext einer philosophischen bzw. theologischen Ethik diskutiert, sondern ihm dar-
über hinaus noch in einer dieser sachlich vorausgehenden 'Metaphysik des Handelns' 
ein Fundament schafft. So kann Albert den Gedanken vom Krieg als kleinem Gut und 
seine inhaltliche Verortung in der Lehre von der finalursächlich geprägten Gutheit der 
gesamten Schöpfung in seiner nach 1268 verfaßten, unvollendet gebliebenen Summa 
theologiae als Ausgangspunkt nehmen, um eine sachlich übergeordnete Frage zu be-
antworten: Im Kontext der Frage nach der göttlichen Vorsehung zeigt sich als Problem 
die große Diskrepanz zwischen dem Leid in der Welt einerseits und der Überzeugung 
von einer weisen und gerechten Lenkung des Universums andererseits, zeigt sich - 
38 
 Thomas von Aquin, S. th. 11 - II q. 40 art. I: Tertio requiritur ut sit intentio bellantium recta: qua 
scilicet intenditur vel ut bonum promoveatur vel ut malum vitetur. 
39 
 Vgl. ebd.: Primo quidem auctoritas principis, cuius mandato bellum est gerendum. Non enim perti-
net ad personam privatam bellum movere: quia potest ius suum in iudicio superioris prosequi. Si-
militer etiam quia convocare multitudinetn, quod in bellis oportet fieri, non pertinet ad privatam 
personam. [...] Secundo requiritur causa iusta: ut scilicet illi qui impugnantur propter aliquam cul-
pam impugnationem mereantur. 
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neuzeitlich gewendet - das Problem der Theodizee:4°  Das, was sich auf den ersten 
Blick als Übel zeigt, erweist sich - so der Tenor der Lösungsstrategie Alberts -, wenn 
man es in einem großen Zusammenhang betrachtet, letztlich als notwendig für eine 
gute Lenkung des Ganzen.' 
40 
Propter quod etiam bellum quasi parvum bonum a bono denominatur: quia quamvis in se malum sit, 
tarnen bellum sive parvum bonum est in hoc quod ipso bonum pacis quaeritur. Ita est in mundo, 
quod quae in singulis confusa et inordinata et mala esse videntur, ad bonum universitatis relata sa-
pientissime et decentissime et iustissime facta esse inveniuntur. Sie enim si iustus flagellatur vel 
aliud adversum patitur vel purgatur vel eruditur vel probatur, sine quibus universitas non bene gu-
bernarettir. (Albertus Magnus, Summa theologiae I t. 17 q. 67, Ed. Par. XXXI, 676 - 677.) 
41  Eine solche Position vertritt beispielsweise auch Boethius in De consolatione philosophiae V. 
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Der Tyrannenmord im späteren Mittelalter. 
Theorien über das Widerstandsrecht gegen ungerechte Herrschaft 
in der Scholastik' 
Jürgen Miethke, Heidelberg 
Zu Dionys dem Tyrannen schlich 
Märos, den Dolch im Gewande, 
Ihn schlugen die Häscher in Bande. 
Was wolltest du mit dem Dolche. sprich! 
Entgegnet ihm finster der Wütherich. 
., Die Stadt vom Tyrannen befreien." 
Das sollst Du am Kreutze bereuen! 
Friedrich Schiller hat (1799) in der ersten Strophe seiner Ballade "Die Bürgschafra  in 
dieser Szene, die die Ausgangssituation für eine melodramatisch-moralische Ge-
schichte entfaltet, wie selbstverständlich vorausgesetzt, daß ein „Tyrann" damit zu 
rechnen hat — und offenbar durch entsprechende Wachsamkeit auch damit rechnet —
daß ein entschlossener Untertan und Bürger die Stadt vom Tyrannen „befreien" will, 
der sich damit freilich seinerseits der Schandstrafe für Meuchelmord und der unerbitt-
lichen Rache des Angegriffenen aussetzt. Dieses Verhältnis wird hier ohne Reflexion 
auf Recht oder Sittlichkeit in atavistischer Direktheit, durch einen knappen Dialog 
evoziert, wobei freilich das Pathos der Heldentat aus sittlich begründetem Opfergang 
allein schon durch die Zielbestimmung der Tat als einer „Befreiung" von dem „Wüte-
rich" im Hintergrund aufblitzt. Ob freilich und wie sich das Attentat damit wirklich 
rechtfertigen ließe, wird nicht weiter bedacht oder gar erörtert, eher vorausgesetzt. 
Verlieren wir uns hier nicht in eine Betrachtung der Schillerschen Ballade oder in eine 
Erörterung griechischer und griechisch-sizilischer Tyrannis. Nicht nur in der Zeit der 
deutschen Klassik oder in der griechischen Welt wurde das Problem behandelt, wie 
mit „finsteren" Herrschern umzugehen sei, vielmehr wurde, solange überhaupt über 
Herrschaftsstrukturen und Herrschaftsträger nachgedacht wurde, auch die Frage ver- 
1 Den Vortrag veröffentliche ich hier im wesentlichen so, wie ich ihn in Hamburg am 10. März. 1997 
gehalten habe, nur die wichtigsten Nachweise sind beigefügt. Eine vollständige Bibliographie ist 
nirgendwo angestrebt. 
2  Die Bürgschaft, hier zitiert nach: Schillers Werke, Nationalausgabe, Erster Band: Gedichte in der 
Reihenfolge ihres Erscheinens, 1776 - 1799, hgg. Julius Petersen (t), Friedrich Beißner, Weimar 
1992, S. 421 - 425, hier 421. 
3 Dieses Wort ist ,in der frühzeit der bezeugung überwiegend zur wiedergabe des grch.-Ist. tyrannus" 
gebraucht worden, vgl. Deutsches Wörterbuch von Jacob und Wilhelm Grimm, Bd. 14, 
II. Abteilung, Leipzig 1960, Sp. 2522 - 2532 (mit reichen Belegen). Übrigens nennt der Attentäter 
(freilich unter den Augen seiner Häscher) dem Freund gegenüber in Strophe 3 den Tyrannen aus-
drücklich „König': Und er kommt zum Freunde:/ Der König gebeut, daß ich am Kreutz mit dem 
Leben/ soll zahlen das finstere Streben... 
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folgt, wie „gute" von „schlechter" Herrschaftsausübung zu unterscheiden sei.4 
 Früh 
schon hatte in der griechischen Sprache das Wort Tyrannos, ursprünglich ein Fremd-
wort aus dem Lydischen, das bei Archilochos um die Mitte des 7. vorchristlichen Jahr-
hunderts zum ersten Mal belegt ist, wo es freilich zunächst ohne nähere Spezifizierung 
den Einzelherrscher allgemein, den Monarchen gekennzeichnet hatte, eine bezeich-
nende Bedeutungsverengung erfahren. Schon Solon (t 564) hat in seinem Gedicht den 
„Tyrannen" vom rechten Herrscher dadurch unterschieden, daß jener durch Gewalt-
samkeit seine Herrschaft übe: Solon hatte es nämlich abgelehnt, im Zuge seiner Be-
friedungsaktion statt durch Recht (dike) durch physischen Zwang (bia) die großen 
Grundherren zu enteignen.' Damit war eine Richtung der Bedeutungsentwicklung des 
Wortes eingeschlagen, die durch die Erfahrungen der Tyrannis in den griechischen 
Stadtstaaten des 6. Jahrhunderts eher bestärkt als aufgehoben wurde. Auch Sokrates 
hat dann in seinen philosophischen Diskursen auf dem Marktplatz von Athen nach 
dem Bericht des Xenophon den Tyrannen dadurch charakterisisiert gesehen, daß dieser 
gegen den Willen der Untertanen und nicht gemäß den Gesetzen der „Polis" seine 
Herrschaft übe, während umgekehrt ein rechter König „gemäß dem Willen der Men-
schen und gemäß den Gesetzen der Städte" regiere.6  Platon läßt in seinem „Politikos" 
4 
 Vgl. nur etwa: Ernst Walser, Die Gestalt des tragischen und des komischen Tyrannen in Mittelalter 
und Renaissance, in: Walser, Gesammelte Studien zur Geistesgeschichte der Renaissance, Ba-
sel 1932, S. 191 - 210; Friedrich Schoenstedt, Der Tyrannenmord im Spätmittelalter, Studien zur 
Geschichte des Tyrannenbegriffs und der Tyrannenmordtheorie, insbesondere in Frankreich (Neue 
deutsche Forschungen, Abt. Mittelalterliche Geschichte, 6), Berlin 1938; Widerstandsrecht, hgg. 
von Arthur Kaufmann u. Leonhard E. Backmann (Wege der Forschung, 173), Darmstadt 1972 [mit 
ausführt Bibliographie, S. 561 - 617]; Ernst Reibstein, Volkssouveränität und Freiheitsrechte, Texte 
und Studien zur politischen Theorie des 14. bis 18. Jahrhunderts, hg. Clausdieter Schott, Bd. 1 (Or-
bis academicus, Sonderbd.), München 1972, bes. S. 125 - 148; Hans-Peter Schneider, Das „ius resi-
stendr als rechtstheologisches Problem in Geschichte und Gegenwart, in: Zeitschrift der Savigny-
Stiftung Ihr Rechtsgeschichte, Kanonistische Abteilung 90 (1973) S. 383 - 416; Diego Quaglioni, 
„Regimen ad popuium" ed .. regimen regis" in Egidio Romano e Bartolo da Sassoferrato, in: 
Bullettino dell'Istituto Storico Italian° per il Medio Evo e Archivio Muratoriano 87 (1978) S. 201 -
228; ders., „Tiranno" e „Tirannide" nel commento a C. 1.2.16 di Alberico da Rosciate (c. 1290 -
1360), (zuerst 1979/80), jetzt in: Quaglioni, „Cavati sapientia", Dottrine giuridiche e dottrine poli-
tiche fra medioevo e etä moderna, Rimini 1988, S. 16 - 34; Georg Wieland, Widerstand und Moral, 
naturrechtliche Aspekte, in: Widerstand und Ungehorsam, hg. G. Birtsch und M. Schröder (Trierer 
Beiträge, 19), Trier 1988, S. 40 - 48; Hella Mandt, Tyrannis, Despotie, in: Geschichtliche Grundbe-
griffe, hgg. Otto Brunner, Werner Conze, Reinhard Koselleck, Bd. VI (Stuttgart 1990), S. 651 -
706; vgl. auch Hans K. Schulze, Monarchie, Abschn. III: Germanische, christliche und antike Wir-
kungsverbindung im Mittelalter, in: Geschichtl. Grundbegriffe [wie soeben], Bd. IV (Stuttgart 
1978), S. 141 - 168. Knapper Überblick zur mittelalterlichen Tyrannislehre bei Jürgen Miethke, Ty-
rann, Tyrannenmord, in: Lexikon des Mittelalters VIII/ Lfg. 6 (München 1997) Sp. 1135 - 1138; 
allgemeine Übersicht zum mittelalterlichen politischen Denken bei J. Miethke, Politische Theorien 
im Mittelalter, in: Politische Theorien von der Antike bis zur Gegenwart, hg. Hans-Joachim Lieber, 
München 1991, S. 47 - 156. 
Hier zitiert nach: Solon, Dichtungen, Sämtliche Fragmente, Griechisch und deutsch, hg. und übers. 
von Eberhard Preime, München 1940, hier: S. 28f. (fragen. 23,18-20); und S. 30f. (fragm. 24.15-17); 
vgl. auch die allgemeine Warnung vor Tyrannen S. 23f. (fragm. 10). 
6 
 Xenophon, Memorabilia 4.6.12, hier zitiert nach der Edition durch E. C. Marchant, in: Xenophontis 
Opera omnia, tomus 2 (Scriptorum classicorum bibliotheca Oxoniensis), Oxford 1900: „ercovuov 
triiv avepeozwv Kai met voetcruc seev infiXetov - eiweye:1)v st =I tit\ Korse vap.ouc. 
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einen Dialogpartner des Philosophen die Begriffe so definieren (ich folge hier der 
Übersetzung von Friedrich Schleiermacher): „Wenn man doch auf das Gewaltsame 
und Freiwillige sieht, auf Armut und Reichtum, auf Gesetz und Gesetzlosigkeit, welche 
darin statthaben, so (..) benennt <man> die Monarchie, als begriffe sie zwei Arten, 
mit zwei Namen, die 'Tyrannei' die eine, die andere 'Königtum' ,,.' Aristoteles hat 
dann in seiner „Ethik" und in seiner „Politik" diesen Ansatz analytisch ausgearbeitet 
und in seinem Schema der drei bzw. sechs Verfassungstypen Monarchie/Tyrannei, 
Aristokratie/Oligarchie, PolitieiDemokratie das Verhältnis zwischen den gegensätzli-
chen Formen als Entartungsrelation gefaßt: Tyrannis ist nicht nur der Gegensatz zur 
Monarchie sondern die parabasis, der entartete Übergang aus der richtigen zu falscher, 
aus der rechten zu unrechter Herrschaftsübung.' 
Dem Mittelalter ist die griechische Reflexion und Begriffsbestimmung zunächst nicht 
unmittelbar, auch nicht in der Form ihrer lateinischen Verarbeitung bei Cicero oder 
Seneca bekannt geworden, sondern in der kirchlichen Überlieferung, mit diesen Ein-
sichten wurde es bei den Kirchenvätern und in theologischer Überlieferung konfron-
tiert. Das läßt sich allein schon darin ablesen, daß als abschreckende Beispiele un-
rechter „tyrannischer" Herrschaftsübung bis weit in die Neuzeit hinein biblische 
Namen aus dem Alten Testament, wie insbesondere immer wieder Nimrod, aber auch 
etwa König Eglon von Moab auftauchen, die neben klassische Exempel, vor allem 
aber neben die Kaiser der Christenverfolgungen (Nero, Domitian, Diocletian) gestellt 
erscheinen. Augustin hat mit seinem großen Buch „De civitate Der auch hier wesent-
liche Vermittlungsarbeit zwischen dem Erbe der griechisch-römischen Bildungswelt 
und der christlichen Theologie geleistet, zumal dieser Text ständig greifbar blieb und 
auch dauerhaft gelesen und ausgeschlachtet worden ist. Augustin kann im „tyrannus" 
Nero einen Inhaber von (unrechter) Herrschaftsgewalt sehen, den er nichtsdestoweni-
ger auf göttliche Vorsehung (providentia) zurückführt.9  Mit Cicero erklärt Augustin 
Platon, Politikos, 291e; hier zitiert nach: Platon, Sämtliche Werke, Bd. 5, nach der Übersetzung von 
Friedrich Schleiermacher und Hieronymus Müller hgg. Walter F. Otto, Emesto Grassi, Gert Plam-
böck (Rowohlts Klassiker der Literatur und Wissenschaft, Griechische Philosophie 6), Hamburg 
1959, S. 50. Vgl. auch Politeia, 344a-b, ebenda, Bd. 3 (Rowohlts Klassiker, 47, Griech. Philos., 27), 
1958, S. 86, wo Thrasymachos ausführt: wenn du dich an die vollendetste Ungerechtigkeit hältst 
... Dies aber ist die sogenannte Tyrannei [I, welche nicht im Kleinen sich fremdes Gut mit List und 
Gewalt zueignet, heiliges und unheiliges, Gemeingut und Eigentum. sondern gleich insgesamt alles 
...". Zu der hinter dieser Position insgesamt stehenden Ethik vgl. etwa neuerlich Peter Stemmer, 
Platons Dialektik, Die frühen und mittleren Dialoge (Quellen und Studien zur Philosophie, 31), 
Berlin-New York 1992, S. 16 - 25. 
8 Zu Aristoteles vgl. z. B. Günther Bien, Die Grundlegung der politischen Philosophie bei Aristoteles, 
Freiburg i.B. ( 1 1973) 31985. Auch etwa Andreas Kamp, Die aristotelische Theorie der Tyrannis, in: 
Philosophisches Jahrbuch 92 (1985) 17 - 34. 
Aurelii Augustini De civitate Dei, V.19, edd. Bernardus Dombart, Alfonsus Kalb (Bibliotheca 
Teubneriana) [Editio stereotypa editionis quintae, 1981], Stuttgart-Leipzig 1993, Bd. 1, S. 229f.: 
... Qui autem gloriae contemptor dominationis est avidus, bestiess superat sive crudelitatis vitiis sive 
luxuriae. Tales quidam Romani fiierunt. Non enim cura existimationis amissa dominationis cupidi-
tate caruerunt. Multos tales feisse prodit historia; sed huius vitii summitatem et quasi arcem Nero 
caesar primus obtinuit, cuius feit tanta luxuries, ut nihil ah eo putaretur virile metuendum; tanta 
crudelitas, ut nihil molle habere crederetur, si nesciretur. Etiam talihus tarnen dominandi potestas 
non datur nisi summi Dei providentia, quando res humanas iudicat talihus dominis dignas. Aperta 
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den Tyrannen als rex iniustus l° 
 und wird damit für das Verständnis des Frühmittelal-
ters maßgeblich. Der Satz Papst Gregors I. des Großen (590-604) aus seiner Ausle-
gung des Buches Hiob" sollte dann im Mittelalter oft und oft zitiert werden, zumal er 
diese Tradition so handlich und präzise zusammengefaßt hat: Proprie enim tyrannus 
dicitur, qui in communi republica non iure principatur („Denn im eigentlichen Sinn 
wird derjenige Tyrann genannt, der im Gemeinwesen ohne Rechtsgrund Herrschaft 
übt"). 
Wie Augustin die ursprüngliche Indifferenz der griechischen Bezeichnung durchaus 
noch gekannt hat, so läßt auch Isidor von Sevilla, der mit seinen „Etymologien" dem 
Mittelalter die folgenreichste Auflistung lateinischer Wortbedeutungen der Antike 
hinterlassen hat, in seiner Definition König und Tyrannen ausdrücklich als früher 
gleichbedeutende Vokabeln auftreten.' 2 
 Da er aber anderwärts dem König emphatisch 
mit der einprägsamen, wenn auch etymologisch unzutreffenden Formel rex a (rette) 
regendo" so eindeutig positiv festlegt, daß derjenige, der nicht „recht" regiert, auch 
den Königstitel nicht verdient, können im Umkehrschluß nun auch die tyranni nicht 
mehr nur als reges iniusti definiert werden, sondern vielmehr, die klassische Formel 
steigernd und überbietend, als pessimi atque improbi reges erscheinen.'4  
Mit dieser klaren Differenzierung des Begriffs ist aber zugleich auch ein Werkzeug 
gewonnen, die Herrscher auf die Maßstäbe „rechter Herrschaft" appellativ zu ver- 
de hac re vax divina est loquente Dei sapientia: Per me reges regnant et tyranni per me tenent ter-
ram [Prov. 8.151. Sed ne tyranni non pessimi atque improbi reges, sed vetere nomine fortes dicti 
existimentur (unde ai1 Vergilius: Pars mihi pacis erit dextram tetigisse tyranni (Aen. 7.2661) apertis-
sime oho loco de Deo dictum est: Quia regnare facit hominem hypocritam propter perversitatem 
popul [lob 34.301. 
I° 
 z.B. ebenda, 11.2 I , S. 81. 
I 
 Gregorius Magnus, Moralia in Job, 12.38, ed. M. Adriaen, Bd. 2 (Corpus Christianorum, Series 
Latina, I 43A) Turnhout 1979, S. 654. [Referat nach Cicero, De re publica, lib. Ill, vgl. M. Tullius 
Cicero, De re publica librorum sex quae manstnuni, quintum recognovit Konrat Ziegler, Bibliotheca 
Teubneriana, Leipzig 1960, S. 811: Populum autem non omnem coetum multitudinis, sed coetum iu-
ris consensu et utilitatis communione sociatum esse determinat. Docet deinde, quanta sit in dis-
putando definitionis utilitas, atque ex illis suis definitionibus colligit tunt esse rem publicam, id est 
rem populi, cum hene ac iuste geritur sive ab uno rege sive a paucis optimatibus sive ob universo 
populo. Cum vero iniustus est rex, quem tyrannum more Graeco appellavit, au: iniusti optimales, 
quorum consensum dixit esse factionem, auf iniustus populus, cui nomen usitatum non repperit, nisi 
ul etiam ipsum tyrannum vocaret: non iam vitiosam, sicut pridie fuerat disputatum, sed, sicut ratio 
ex illis definitionihus conexa docuisset, omnino nullam esse rem publicam, quoniam non esset res 
populi, cum tyrannus eam factiove capesseret, nec ipse populus iam populus esset, si esset iniustus, 
quoniam non esset multitudo iuris consensu et utilitatis communione sociata, sicut populus fuerat 
definitus. 
12 Vgl. Isidori Hispalensis episcopi Etymologiarum sive Originum libri xx, ed. W. M. Lindsay, 9.3.19: 
Tyranni Graece dicuntur. Mem Latine et reges. Nom apud veteres inter regem et tvrannum nulla 
discretio erat (usw.). 
13 Etym. (wie Anm. 12) 9.3.4: Reges a regendo vocati. Sicut enim sacerdos a sacrificando, ita res a 
regendo. Non autem regit, qui non corrigit. Rede igitur faciendo regis nomen tenetur, Sententiae 
divinitatis 3.48.7, gedruckt in: Jacques-Paul Migne, Patrologiae cursus completus, Series Latina, 
Bd. 83, Sp. 719A: Rex a reue agitando 
14 
 Etym. 9.3.20: lam posten in usum accidit tyrannos vocari pessimos arque improbos reges luxurio-
sae dominationis cupiditatem et crudelissimam dominationem in populis exerentes. 
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pflichten. In der Karolingerzeit wird nicht nur der große Karl selbst von Theologen 
seines Hofes wie Alkuin ernsthaft mit den Forderungen christlicher Ethik konfrontiert, 
es entsteht am aquitanischen Hof seines Sohnes Ludwig des Frommen auch eine ganz 
neue Literaturgattung, der karolingische Fürstenspiegel.' Hier werden die Adressaten, 
Herrscher aus der Familie der Karolinger, auf ihre Verpflichtungen hingewiesen, de-
nen sie als Könige zu entsprechen hatten. Daß dabei die Königspflichten von allge-
meinen Christenpflichten nicht überall spezifisch unterschieden werden können, zeigt 
sich schon darin, daß bei Smaragd von St. Mihiel ganze Passagen seines Fürstenspie-
gels, der „Via regia" fast unverändert noch von ihrem Autor in sein „Diadema mona-
chorum", einen Mönchsspiegel, gewissermaßen übernommen worden sind: Die könig-
lichen Pflichten auf dem Weg zur Seligkeit entsprechen ja auf weite Strecken den 
Christenpflichten. Daher überrascht nicht, daß die geforderten Herrschertugenden aus 
allgemeinen Christenpflichten abgeleitet erscheinen, aus Gottes- und Nächstenliebe 
und aus der Gerechtigkeit, nur verpflichtet solche Forderung den König in höherem 
Grade als andere Menschen, da er andere auf ihrem jeweiligen Wege anzuleiten hat. 
Die Bibel und insbesondere das Alte Testament enthält leuchtende Vorbilder solch 
christlichen Herrschertums: Salomon, auch Hiob werden genannt, und immer wieder 
König David.I6  
Es ist in unserem Zusammenhang nicht nötig zu prüfen, inwieweit solch strahlkräftige 
Gemälde vom König als vorbildlichem Christen und hervorragendem Glied der Chri-
stenheit auch der Wirklichkeit karolingischer Herrschaft entsprechen konnten: sie sind 
normativ gemeint, nicht als realistische Schilderung. Der Versuch, der Herrschaft 
durch eine auf den Herrscher zugespitzte Ständeethik Zügel anzulegen, blieb noch lan-
ge Zeit die wichtigste, wenn nicht die einzige Form unmittelbarer Herrschafts- und 
Politiktheorie." Dabei war es durchaus nicht etwa nur der Ton überschwenglichen 
Lobes, das dann mit der traurigen Wirklichkeit konfrontiert, dank der unausgesproche-
nen, aber überdeutlichen Diskrepanz den erfüllungsunwilligen Herrscher bloßstellte, 
der eine deutliche Kritik ermöglichte. Vielmehr lassen sich in solcher Herrscherkritik 
durch herrschaftsethische Einschränkung auch klare Warnungen formulieren. Papst 
Nikolaus I. (858-867) kann an den Frankenherrscher mit deutlicher Drohung schrei-
ben, daß er auf die ihm untergebenen Teilkönige zu achten habe: „ob sie mit Recht ihre 
Herrschaft üben" (si iure principantur - wir erinnern uns hier daran, daß damit auf die 
Tyrannendefinition Gregors des Großen angespielt wird), d.h. also, der Herrscher solle 
prüfen, ob sie rechte Könige und keine Tyrannen sind, „andernfalls (so fährt Niko-
laus I. fort) sind sie eher für Tyrannen zu halten, als daß sie als Könige gelten dürften. 
15 
Dazu ausführlich Hans Hubert Anton, Fürstenspiegel und Herrscherethos in der Karolingerzeit 
(Bonner historische Forschungen, 32), Bonn 1968; zusammenfassend Derselbe, Fürstenspiegel, in: 
Lexikon des Mittelalters IV (1989) 1040 - 1049. Knapper Hinweis auch bei Miethke, Politische 
Theorien (wie Anm. 4), S. 50ff. 
16  Smaragdus de Saint Mihiel, Via regia, ed. Migne, Patrologiae (wie Anm. 13), Bd. 102, Sp.931 -
970. Dazu etwa Otto Eberhard, Via regia, Der Fürstenspiegel Smaragds von St. Mihiel und seine 
literarische Geltung, München 1977. 
17  Freilich sind die späteren Fürstenspiegel von den karolingischen doch sehr genau zu unterscheiden: 
vgl. bereits die klassische Studie von Wilhelm Berges, Die Fürstenspiegel des hohen und späten 
Mittelalters (Schriften der MGH, 2), Leipzig 1938 (Neudruck Stuttgart 1952 u.ö.), S. 1f.. 
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Wir aber müssen solchen eher Widerstand leisten und gegen sie Stellung beziehen, als 
ihnen untertan sein." Noch Papst Innozenz III. wird auf der Höhe des Mittelalters in 
seiner Dekretale „Venerabilem" von 1202 den päpstlichen Anspruch auf Prüfung der 
Person des gewählten deutschen Königs unter anderem mit der Gefahr begründen, daß 
ja die deutschen Fürsten auch einen Ketzer, einen Ungläubigen, Schwachsinnigen, 
Kirchenschänder oder eben auch einen „tirampnus" zum „rex in imperatorem post-
modum promovendus" wählen könnten, Männer also, die der Papst dann eben eviden-
terweise nicht zum Kaiser weihen dürfte. I9  
Es geht mir hier nicht um die sogenannte „kuriale Approbationstheorie", die in diesem 
Text Innozenz' III. wesentlich begründet wurde,2°  sondern allein um die als Evidenz 
eingesetzte Argumentation, die einen tyrannischen Herrscher nicht nur als verabscheu-
enswürdig einschätzt, sondern als seiner Herrschaft, woher und wie auch immer sie 
sich herleiten mochte, prinzipiell unwürdig, so daß er abzulehnen ist. Wenn ein Herr-
scher ethisch-moralisch den Maßstäben seiner Amtspflichten nicht genügte, dann, so 
wird hier suggeriert, stand er als Herrscher in Frage, wurde Widerstand zur Pflicht. In 
der Praxis gingen also, wie ersichtlich, Herrscherlob, Herrscherermahnung, Herrscher-
kritik und erklärter Widerstand Hand in Hand oder konnten doch ohne große Verren-
kungen in einander übergehen. Der Vorwurf „tyrannischer" Herrschaftsübung als Be-
gründung für eine breite Palette von Widerstandshandlungen ist dabei weitgestreut 
nachweislich. Päpste und Kirchenmänner, unbotmäßige Fürsten und unwillige Unter-
tanen konnten mit diesem Vorwurf ihren Herrscher konfrontieren. 
18  Nicolaus 11., ep. 68, gedruckt bei: Migne (wie Anm. 13), Bd. 119, col. 888B: Verumtamen videte, 
utrum reges isti et principes, quibus vos subiectos esse dicitis, veraciter reges et principes sint. Vi-
dete si primum se bene reguni. deinde subditum populum: nam qui sibi nequam est, cui alii bonus 
erit? Videte si iure principantur, alioquin potius tyranni credendi sunt quam reges habendi, quibus 
magis resistere et ex adverso ascendere quam subdi debemus; vgl. etwa auch Hinkmar von Reims, 
De divortio Lotharii et Tetbergae, q. 6, Migne Bd. 125, Sp. 756 - 760, bes. Sp. 757C. 
19  Regestum Innocentii III super negotio imperii, ed. Friedrich Kempf, (Miscellanea historiae pontifl-
ciae, 12), Rom 1947, S. 166 - 175, nr. 175, hier S. 169,6 bzw. 165,4f. - Der Text ist in den „Liber 
Extra" Gregors IX. aufgenommen worden und hat daher eine gewaltige Breitenwirkung erreicht: 
X 1.6.34, gedruckt in Emil Friedberg (Hg.), Corpus iuris canonici, Bd. II, Leipzig 1881 [Neudruck 
Graz 1954 u.ö.], Sp. 79 - 82. Mit deutscher Übersetzung abgedruckt in: Quellen zur deutschen Ver-
fassungs-, Wirtschafts- und Sozialgeschichte bis 1250, hg. Lorenz Weinrich (Ausgewählte Quellen 
zur deutschen Geschichte des Mittelalters, Freiherr vom Stein-Gedächtnisausgabe, 22), Darmstadt 
1977, S. 340 - 350, ebenso teilweise in: Jürgen Miethke, Arnold Bühler (Hgg.), Kaiser und Papst in 
Konflikt. Zum Verhältnis von Staat und Kirche im späten Mittelalter (Historisches Seminar, 8), 
Düsseldorf 1988, S. 91 - 93 (nr. 111.4) [vgl. auch ebenda, S. 93 - 97 (nr. 111.5), eine kleine Auswahl 
kanonistischer Glossen zu dieser wichtigen Dekretale]. 
20  überblick dazu in: C. A. Lückerath, Päpstliche Approbation, in: Handwörterbuch zur deutschen 
Rechtsgeschichte, hg. Adalbert Erler (u.a.), Bd.3 (Berlin 1984) Sp. 1476 - 1481, sowie Jürgen 
Miethke, Approbation der deutschen Königswahl, in: Lexikon für Theologie und Kirche, 3. Aufl., 
hg. Walter Kaspar (u.a.), Bd. 1 (Freiburg i.B., usw. 1993), Sp. 888 - 891 (mit Literatur). Vgl. auch 
die material- und gedankenreiche, wenn auch etwas unübersichtliche Studie von Dagmar Unverhau, 
„Approbatio" - „reprobatio", Studien zum päpstlichen Mitspracherecht bei Kaiserkrönung und 
Königswahl vom Investiturstreit bis zum ersten Prozeß Johanns XXII. gegen Ludwig IV. (Histori-
sche Stüdien, 424), Lübeck 1973. Neuerdings Hans K. Schulze, Grundstrukturen der Verfassung im 
Mittelalter, Bd. 3: Kaiser und Reich (Urban-Taschenbücher, 463), Stutgart 1998, S. 195, 238f. 
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Das ließe sich ausführlich belegen: der deutsche Historiker Fritz Kern hat 1914 sein 
Buch über „Gottesgnadentum und Widerstandsrecht" veröffentlicht, das ein Klassiker 
der mittelalterlichen Geschichtswissenschaft genannt werden kann.2 ' Hier findet sich 
eine Fülle von Beispielen, wo der Tyranneivorwurf Widerstandshandlungen begründet 
hat. Ich will hier nur exemplarisch an die Konflikte des 11. Jahrhunderts urinnern. 
Papst Gregor VII. hat den Vorwurf tyrannischer Herrschaft in aller ihm zur Verfügung 
stehenden Schärfe gegen ganz verschiedene Adressaten erhoben, die sich der vom 
Papst geleiteten Kirche nicht willig unterordnen wollten, gegen unbotmäßige Bischöfe 
und Adlige, gegen den französischen König und gegen den deutschen Herrscher und 
römischen König Heinrich IV.22  Sie alle hat Gregor VII. damit zu ihrer Pflicht zu füh-
ren beansprucht; er scheute sich auch keineswegs, unverbesserliche Herrscher für ab-
gesetzt zu erklären, wobei dann im Rückblick ihre Herrschaftsübung als „Tyrannis" 
erscheint. 
Solche Verbindung von Tyrannei-Vorwurf und Absetzungsdrohung war keineswegs 
eine unerhörte Neuerung. Auch in anderen Konflikten des 11. Jahrhunderts dient das 
Stichwort der Tyrannei als Begründung für äußersten Widerstand. Die Sachsenkriege 
Heinrichs IV. der siebziger und achziger Jahre werden auf Seiten der Aufständischen 
immer wieder durch eine lange Litanei von Rechtsbrüchen und Verfehlungen des Kö-
nigs und seiner Leute begründet, wenn wir den kirchlichen Berichterstattern, dem 
Mönch Lampen von Hersfeld oder Brunos Buch vom Sachsenkriege,23  glauben wol-
len, bei denen Rechtsbruch, Freiheitsberaubung und schmachvolle Behandlung unter 
den Bedrückungen ganz obenan stehen. Der ausdrückliche Vorwurf der Tyrannei wird 
immer wieder erhoben. Wir brauchen uns hier nicht in die Umstände des sächsischen 
Aufstandes zu vertiefen, die naturgemäß eine längere und differenziertere Behandlung 
erfordern würden, es genügt uns, festzuhalten, daß mit dem Vorwurf tyrannischer Un-
rechtsherrschaft Widerstand begründet und gerechtfertigt werden konnte, Widerstand, 
der bis zu bewaffnetem Aufstand, bis zur Herrscherabsetzung und zur Erhebung eines 
neuen Königs gehen konnte. 24  Der Begriff Tyrannei ist in diesem politischen Gebrauch 
21 Fritz Kern, Gottesgnadentum und Widerstandsrecht im früheren Mittelalter, Zur Entwicklungsge-
schichte der Monarchie [ 1 19141, 2. Aufl., hg. von Rudolf Buchner, Darmstadt 1954 [u.ö.1. 
22 Vgl. besonders Erich Caspar (Hg.), Das Register Gregors VII. (MGH, Epistolae selectae in usum 
scholarum, 2.1-2), Berlin 1920-1923 [u.öl, S. 707a (Register s.v. tyrannus. tirannus). Vgl. auch 
Rudolf Schieffer, Gregor VII. und die Könige Europas, in: Studi Gregoriani 13 (1989) S. 189 - 211. 
23 Lamperti monachi Hersfeldensis Opera, ed. Oswald Holder-Egger (MGH, Scriptores rerum Germa-
nicarum in usum scholarum, [381), Hannover 1894 [Neudruck 1984], hier: Annales, ad annum 1073, 
S. 162 - 166 [ohne ausdrückliche Nennung des Tyrannenbegriffs], ad annum 1076, S. 270: (...) hanc 
regis et tiranni esse distantiam. quod hic vi atque crudelitate obedientiam extorqueat ab invitis, die 
legibus ac more maiorum moderetur subiectis precipiatque facienda. Sprechend auch die Liste der 
Vorwürfe in Brunos Buch vom Sachsenkrieg, ed. Hans-Eberhard Lohmann (MGH, Deutsches Mit-
telalter, 2), Berlin 1937 [Neudruck 1980], bes. S. 28 - 31. 
24 Walter Schlesinger, Die Wahl Rudolfs von Schwaben zum Gegenkönig 1077 in Forchheim, in: 
Investiturstreit und Reichsverfassung, hg. Josef Fleckenstein (Vorträge und Forschungen, 17), Sig-
maringen 1973, 61 - 85; Tilman Struve, Das Bild des Gegenkönigs Rudolf von Schwaben in der 
zeitgenössischen Historiographie, in: Ex ipsis rerum documentis, Beiträge zur Mediävistik, Fest-
schrift für Harald Zimmermann zum 65. Geb., hgg. Klaus Herbers, Hans Henning Kortüm, Carlo 
Servatius, Sigmaringen 1991, 459 - 475. 
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auf der Gegenseite eng mit den Rechten und Freiheiten verkoppelt: Gerechte und 
rechte Herrschaft achtet die iura et libertates der Beherrschten, tyrannische Herrschaft 
schert sich darum nicht. 
Der englische Jurist Henry de Bracton wird um die Mitte des 13. Jahrhunderts in sei-
nem großen Traktat "De legibus et consuetudinibus Angliae" diesen Gesichtspunkt 
nachhaltig unterstreichen, wenn er, ohne das Wort „Tyrannis" in den Mund zu neh-
men, doch deutlich das Gegenbild, das Bild des wahren Königs, an der Pflicht zur 
Rechtswahrung und Gerechtigkeit orientiert: "Dazu wird ein König erhoben und ge-
wählt. daß er allen Gerechtigkeit erzeige, ja daß in ihm der Herr selbst zu Gericht sitzt 
und durch ihn seine Urteile fällt; daß er gerecht richtet, (die Gerechtigkeit) aufrecht-
erhält und schützt. Wäre nämlich niemand vorhanden, der Gerechtigkeit übte, dann 
könnte der Friede leicht vertilgt werden. Auch wäre es sinnlos, Gesetze zu geben und 
Gerechtigkeit zu üben, wenn es niemand gäbe, der die Gesetze schützte. Da der König 
Gottes Stellvertreter auf Erden ist, muß er Recht von Unrecht scheiden, das Angemes-
sene und Gerechte von dem Unangemessenen und Ungerechten, damit alle seine Un-
tertanen in Ehren leben können, keiner den anderen verletze und jedem das Seine in 
rechter Zuteilung zuerkannt werde. (..) Da der König Gottes Diener und Stellvertreter 
ist, vermag er auf Erden nur das, was er von Rechts wegen kann. Dem steht nicht ent-
gegen, daß es <im Römischen Recht> heißt: 'Was der Fürst beschließt, hat Gesetzes-
kraft', denn am Ende dieses Gesetzes heißt es in der Fortsetzung: 'da durch die Lex 
Regia, welche über seine Amtsgewalt erlassen wurde, <das Volk auf ihn all sein Herr-
schaftsrecht und seine Amtskompetenz übertragen hat>' [Dig 1.4.1.pr.]. Daher gilt: 
Nicht das, was vorschnell aus königlicher Willkür verfügt wird, sondern <nur>, was 
mit dem Rat der Magnaten nach zuvor gegebener Einwilligung des Königs und nach 
reiflicher Erwägung und Verhandlung in richtiger Weise festgelegt wurde, <das hat 
Gesetzeskraft>. Königliche Kompetenz ist daher eine Rechtskompetenz, nicht eine 
Kompetenz des Unrechts..." - Wir könnten mit diesem Zitat" noch einige Zeit fortfah- 
25 
Henry de Bracton, De legibus et consuetudinibus Angliae, edd. George Woodbine und Samuel E. 
Thorne, Bd. 1-4, Cambridge, Mass. 1967-1977, hier Bd. 2 (1968), S.305 [fol. 107]: Ad hoc autem 
creatus est rex et electus. ut iustitiam faciat universis. e1 ut in eo dominus sedeat, et per ipsum sua 
iudicia discernat, et quod iuste iudicaverit sustineat et defendat, quia si non esset, qui iustitiam fa-
ceret. pax de facili posset exterminari, et supervacuum esset leges sondere et iustitiam fasere nisi 
esset qui leges tueretur. Separare autem debet rex cum sit dei vicarius in terra lass ab iniuria, ae-
quum ab iniquo. ut omnes sibi subiecti honeste vivant et quod nullos alium laedat. et quod unicui-
que quod suum fuerit recta contributione reddatur. (..) Nicki! enim aliud pofest rex in terris, cum 
sit dei minister et vicarius, nisi id solum, quod de eure pofest, nec obstat. quod dicitur. 'quod princi-
pi placet. legis habet vigorem'. quia sequitur in fine legis: 'cum lege regia quae de imperio eins lata 
est <populus ei et in eum omne suum imperium et potestatem conferat> id est: non quidquid de 
voluntate regis teurere praesumptum est. sed quod magnatum suorum consilio. rege auctoritatem 
preiestante et habita super hoc deliberatione et tractatu. recte fieerit definitum. Potestas itaque sua 
eures est et non iniuriae (..). Zur vieldiskutierten Auffassung Bractons über das königliche Amt vgl. 
bes. Fritz Schulz, Bracton on Kingship, in: The English Historical Review 60 (1945) S. 136 - 176, 
abgedruckt in: L'Europa eil diritto romano, Studi in memoria di Paolo Koschaker, vol. 1, Mailand 
1 954, S. 21 - 70 [dessen Annahme von Interpolationen ich freilich nicht folge); Ernst H. Kantoro-
wicz, The King's Two Bodies, Princeton 1957, S. 143 - 192 [dt. Übersetzung: Die zwei Körper des 
Königs,'München 1990, S. 159 - 2041; Wiebke Fesefeldt, Englische Staatstheorien des 13. Jahrhun-
derts, Henry de Bracton und sein Werk, Göttingen 1962; Brian Tiemey, Bracton on Government, in: 
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ren, es würde nur noch deutlicher werden, wie sehr Bracton den König in seiner Ent-
scheidungsgewalt und Gesetzgebungskompetenz, und damit, dem damaligen Ver-
ständnis nach, in seiner Regierungstätigkeit, an das Recht bindet, und zwar nicht nur 
an eine oder seine Vorstellung von Recht, sondern an den im formellen Verfahren 
nach entsprechender Beratung erreichten Konsens des Königs mit den Großen seines 
Landes. Am Ende erscheint dann ein König, der anders verfährt, als „ tyrannus" 26 . 
Natürlich hat diese Vorstellung auch in England für die Zukunft Bürgerkriege und Kö-
nigsabsetzungen nicht verhindert. Edward II. (1327) und Richard II. (1399)27  haben 
das mit ihrem Leben bezahlen müssen, nachdem ihre bereits durchgesetzte und vollzo-
gene Absetzung ihren Gegnern offenbar als zu unsicher erschien. Aber die enge Ver-
knüpfung von Herrschaftsübung und Legitimation durch Recht, wie sie bei Bracton 
sichtbar wird, läßt den Vorwurf der Tyrannei im politischen Kampf erst voll verständ-
lich werden — und dieser Vorwurf hat auch in beiden Absetzungsverfahren eine wich-
tige Rolle gespielt. 
Theoriegeschichtlich vertieft und argumentativ verfeinert wurde der Tyrannisbegriff 
dann seit dem Übergang zum Spätmittelalter durch die Wiederentdeckung und neue 
Aneignung der Schriften des Aristoteles im lateinischen Westen, was die bis dahin fast 
unbeachteten Thesen des griechischen Philosophen in Europa allgemein bekannt 
machte und neu zur Geltung brachte. Die Rezeption der aristotelischen Lehren erfolgte 
keineswegs auf einen Schlag, sondern in einem langwierigen Prozeß, in mehreren von 
einander wohl abgegrenzten Schüben, jedoch insgesamt mit nachhaltiger Wirksam- 
Speculum 38 (1963) S. 295 - 317; Ewart Lewis, 'King above law'? „Qual principi placuit" in 
Bracton, in: Speculum 31 (1964) S. 240 - 269; Gaines Post, Bracton an kingship, in: Tulane Law 
Review 42 (1968) S. 519 - 554; Michael Blecker, The king's partners in Bracton, in: Studi Senesi 
96 (1984) S. 66 - 118; Cary Joseph Nederman, Bracton an kingship revisited, in: History of Political 
Thought 5 (1984) S. 61 - 77, jetzt in: Nederman, Medieval Aristotelianism and its Limits, Classical 
Traditions in Moral and Political Philosophy, 12th-15th Centuries (Variorum Collected Studies Se-
ries, CS 565), Aldershot (Hampshire) 1997, nr. xiii; J. L. Barton, The Mystery of Bracton, in: The 
Journal of Legal History 14 (1993), Special Issue, S. 1 - 143. 
26  Dicitur enim: rex est dum bene regit, tyrannus autem dum populum sibi creditum violenta opprimit 
dominatione [ Woodbine/Thome, Bd. 2, S. 305, Z1. 28-30 (fol. 107)]. - Bereits im Prooemium wird 
deutlich gesagt, daß nur derart förmlich beschlossene Bestimmungen in England Gesetzeskraft er-
langen können: vgl. Woodbine-Thorne, Bd. 2, S. 19 [fol. 11: ... sola Anglia usa est in suis finibus iu-
re non scripto et consuetudine. in ea quidem ex non scripto ius venit, quod usus comprobavit. Sed 
non erit absurdum leges Anglicanas licet non scriptas leges appellare, cum legis vigorem habeat, 
quidquid de consilio et consensu magnatum et rei publicae communi sponsione, auctoritate regis si-
ve principis praecedente, lune fuerit definitum et approbatum. Eine analoge Vorstellung findet sich 
bekanntlich - etwa gleichzeitig - auch in Deutschland in dem Spruch des Reichshofgerichts unter 
König Heinrich (VII.) vom 1. Mai 1231, vgl. MGH, Const. Bd. 2, ed. Ludwig Weiland, Hannover 
1896, S. 420 (nr. 305): ... feit talfiter diffinitum, ut neque principes neque alii quilibet constituciones 
vel nova iura facere possint, nisi meliorum et maiorum terre consensus primitus habeatur. Freilich 
hat sich in Deutschland dieser Gedanke nicht durchsetzen können. 
27  Zusammenfassend neuerlich Helmut G. Walther, Das Problem des untauglichen Herrschers in der 
Theorie und Praxis des europäischen Spätmittelalters, in: Zeitschrift für historische Forschung 23 
(1996) I - 28, bes. S. 13 - 18. Zur Absetzung Edwards 11. zuletzt mit einer eigenen Rekonstruktion 
der Vorgänge Claire Valente, The Deposition and Abdication of Edward II, in: EHR 113 (1998) 
S. 852 - 881. 
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keit!' Daß ein Tyrann sich vom Könige vor allem dadurch unterscheide, daß er nur um 
sein eigenes Wohl, nicht um das Gemeinwohl besorgt sei, das wurde nun rasch zur 
allgemeinsten definitorischen Scheidemünze, die wir fast überall antreffen können. 
Der Bezug auf Aristoteles brachte damit auch Ansätze zu neuer analytischer Trenn-
schärfe und vertiefte die ethische wie die institutionelle Reflexion. Daß die Tyrannis 
im Sechserschema der Verfassungstypen als absolut „schlimmste" „Entartung" der 
„besten" Form der Monarchie (wie das Mittelalter zu wissen glaubte) gegenüberstand, 
förderte ebenfalls das Nachdenken über institutionelle Vorkehrungen gegen solchen 
Verfall. 
Schließlich hat auch die Tatsache, daß Wilhelm von Moerbecke in seiner Übersetzung 
der aristotelischen "Politik-  das griechische Wort despoteia („Despotie") zur Bezeich-
nung der Herrschaft des (Haus-) Herrn über seine Sklaven als lateinisches Lehnwort 
beibehalten hatte, den Kundigen eine Annäherung an die Unterscheidung der öffentli-
chen von der privaten Sphäre des sozialen Lebens erlaubt. Daß die Wortbedeutungen 
von „Tyrannei" und „Despotie" changierten, ja miteinander fast austauschbar wurden, 
erlaubte es den Theoretikern, im politischen Vorwurf gegen den ungerechten Herr-
scher das Potential, das im Eigenwertbewußtsein des Freien gegenüber dem ständisch, 
rechtlich und sozial unterlegenen Unfreien, dem Hörigen, lag (der mit dem antiken 
Sklaven gleichgesetzt wurde), nun dazu einzusetzen, Empörung und Wut gegen den 
Tyrannen zu verstärken. Ockham etwa kann in einer knappen Begriffsbestimmung den 
„Tyrannen" nach Aristoteles sehr wohl definieren und sogar exakt von einem „Despo-
ten" unterscheiden.29  Marsilius von Padua definiert etwa: Jede Herrschaftsverfassung 
steht der wahren königlichen (d.h. besten) Verfassung um so näher, je mehr sie sich 
auf die Einwilligung der Untergebenen bezieht und gemäß einem Gesetz erfolgt, das 
zum gemeinen Wohl der Untergebenen erlassen wurde; um so mehr aber schmeckt sie 
nach Tyrannei, je mehr sie davon abweicht, nämlich abweicht von dem Einverständnis 
der Untergebenen und von einem Gesetz, das zu ihrem gemeinen Wohl eingerichtet 
Vgl. etwa Jürgen Miethke, Politische Theorie in der Krise der Zeit, Aspekte der Aristotelesrezeption 
im früheren 14. Jahrhundert, in: Institutionen und Geschichte, Theoretische Aspekte und mittelal-
terliche Befunde, hg. Gert Melville (Norm und Struktur, 1), Köln/ Wien 1992, S. 157 - 186. 
Wilhelm von Ockham, III Dialogus I.ii, cap. 3-8, abgedruckt (mit deutscher Übersetzung) in: Wil-
helm von Ockham, Texte zur politischen Theorie, Exzerpte aus dem Dialogus, ausgewählt, über-
setzt und hg. von Jürgen Miethke (Universal-Bibliothek, 9412), Stuttgart 1995, S. 134 - 163, hier 
bes. cap. 6, S. 150: Talis enim rex polest diel habere plenitudinem potestatis respectu scilicet 
eorum, que bonum commune respiciunt, non privatum. Talis autem principatus differt a principatu 
tyrannico, quia die est propter commune bonum; differt etiam a principatu despotico, quia princi-
patus despoticus est principaliter propter bonum proprium principantis, quemadmodum dominium 
bestiarum et aliarum rerum temporalium est propter bonum possidentis, principatus autem regalis 
est propter bonum commune. Et ideo non dicitur proprie principatus despoticus. Et tamen rex falls 
est quodammodo dominus omnium, sed aliter quam in principatu despotico, quia in principatu des-
potico principans habet tantum dominium, quod posest uti suis servis et bonis aliis quibuscumque. 
que ad suum pertinent principatum totem. non propter bonum commune, sed etiam propter bonum 
proprium, dummodo contra legem divinam et naturalem nihil attentet. (Vgl. die unmittelbare Fort-
setzung in Anm. 31). - Zusammenfassend zu Ockham zuletzt Jürgen Miethke in: Lexikon des Mit-
telalters, Bd. 9 (München 1998), Sp. 178 - 182 (mit Literaturhinweisen) sowie Brian Tiemey, The 
ldea of Natural Rights, Studies an Natural Rights, Natural Law, and Church Law, 1150 - 1625 
(Emory University Studies in l.aw and Religion, 5), Atlanta, Georgia 1998, bes. S. 93 - 203. 
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wurde Diese beiden <Merkmale> unterscheiden also die gemäßigte Regierungs- 
form [der Monarchie] von der entarteten [der Tyrannis]".»  Das subjektive Kriterium 
des Konsenses und das quasi-objektive des Gemeinwohls entscheiden über den Platz 
einer konkreten Verfassung auf einer gleitenden Skala möglicher Verschlimmerung. 
Die Grenze zwischen rechter und tyrannischer Herrschaft kann jedenfalls und muß in 
jedem Einzelfall genau und neu bestimmt werden. 
Noch deutlicher ständisch denkt der Zeitgenosse des Marsilius von Padua, der Englän-
der Wilhelm von Ockham, der einmal den Gedanken an eine plenitudo potestatis, d.h. 
eine absolute Kompetenzfülle des Kaisers (der Ockham und seinen franziskanischen 
Gefährten doch in München Schutz gewährte und auf dessen Interessen der englische 
Gelehrte sonst durchaus Rücksicht zu nehmen bereit war) mit der Bemerkung abtut, in 
einem solchen Fall, wenn der Kaiser wirklich über die plenitudo potestatis, die Fülle 
der Amtsgewalt, verfügen könnte, wären alle freien Männer servi, d.h. Hörige, des 
Kaisers, und das würde der dignitas humani generis widersprechen, also könne das 
nicht gelten.3' An anderer Stelle hat Ockham zur Verteidigung der Freiheit und der 
patria auch Bauern und selbst Frauen ein aktives Recht auf Widerstand mit der Waffe 
zugestanden,32  wie er auch mehrfach die Absetzung eines Königs für legitim hielt, 
30 Marsilius von Padua, Defensor pacis 1.9.5; in der Übersetzung lehne ich mich an bei: Marsilius von 
Padua, Der Verteidiger des Friedens (Defensor Pacis), Auf Grund der Übersetzung von Walter 
Kunzmann bearbeitet und eingeleitet von Horst Kusch (Leipziger Übersetzungen und Abhandlun-
gen zum Mittelalter, A.2), Berlin 1958, hier Bd. 1, S. 84 - 87 [mit dem seitenparallellen lateinischen 
Text der Edition von Richard Scholz]: Participat autem quilihet dictorum modorum tanlo amplius 
de vero regali, quanto magis est ad subdi►os voluntarios et secundum legem latam ad commune 
conferens subditorum; tanto vero amplius tvrampnidem sapiens, quanto magis exit ab hiis, consen-
su videlicet subditorum et lege ad ipsorum commune conferens instituta. Aus der Gegenüberstellung 
von regalis monarchia und tyrampnis in Defensor pacis 1.8.3, (a.a.O. S. 74f.) wird deutlich, daß 
Marsilius unter Tyrannei herkömmlich einen principatus viciatus versteht, in quo dominans est uni-
cus ad conferens proprium preter voluntatem subditorum. Allgemein zusammenfassend zuletzt 
Carlo Dolcini, lntroduzione a Marsilio da Padova (I Filosofi, 63), Bah 1995; auch Jürgen Miethke, 
Marsilius von Padua, in: Lexikon für Theologie und Kirche, 3. Aufl. hg. Walter Kasper [u.a.] VI 
(Freiburg i.B. 1996), Sp. 1416 - 1419; vgl. den Beitrag von Georg Wieland lin diesem Bande], je-
weils mit weiterer Literatur. 
31 HI Dialogus ii.2, cap. 20, im Druck (wie Anm. 29) S. 314: Dignitati enim humani generis deroga-
ret, si omnes essen: servi imperatoris, et ideo derogaret eidem, si imperator omnibus posset tractare 
liberos sicut servos (...); vgl. c. 26 - 27, ebenda, S. 336ff.; oder auch die Fortsetzung zu dem in 
Anm. 29 zitierten Text, S. 150/152: Sed principans in principatu regali predicto non potest uti su-
biectis et honis eorum, qualitercumque sibi placet, propter honum proprium. Et ideo sibi non sunt 
servi, sed naturali libertate gaudent, quia ad naturalem libertatem special. ut nullus possit uti lihe-
ris propter utilitatem utentis (...). Das Argument ist natürlich bereits älter, vgl. nur etwa Thomas 
von Aquin, Summa theologiae, 1-11ae, qu. 105, a. I, ad 5; in Auslegung von 1. Sam. 8, Ilff. wird 
dort erklärt: quia tyranni suis subditis principantur ut servis... Zur mittelalterlichen Auslegungsge-
schichte dieses alttestamentlichen Textes vgl. demnächst Diego Quaglioni, L'Iniquo Diritto, „Regi-
men regis" e „ius regis" nell'esegesi di I Sam. 8,11-17, e negli „specula principum" del tardo Me-
dioevo (im Druck; ich habe Herrn Quaglioni für seine freundliche Überlassung des Ms. zu danken). 
31 Octo quaestiones V111.6, ed. Hilary Seton Offler, in: Guillelmus de Ockham, Opera politica 12, 
Manchester 1974, S. 200f.: Uhi enim non sunt milites, rustici pugnant pro patria, si possunt, et defi-
cientibus viris, mulieres, si valent, patriam et seipsas defendunt. 
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einmal sogar ausdrücklich als gültig kraft Naturrecht.33 
 Den Begriff eines „Tyrannen" 
aber hat Ockham, soweit ich weiß, argumentativ niemals eingesetzt, wenn er natürlich 
auch Papst Johannes XXII. ausdrücklich als „blutdürstigen" Tyrannen charakterisiert 
hat,34 
 ohne freilich daraus mehr abzuleiten, als daß sein Kampf gegen diesen Papst, der 
Widerstand Michaels von Cesena und seiner Freunde gegen Johannes XXII. legitim 
war. Von einem erlaubten Tyrannenmord hat Ockham, wenn ich richtig sehe, nir-
gendwo in seinen politischen Schriften gesprochen. 
Noch eine weitere Differenzierung im Tyrannenbegriff bringt die Diskussion der 
scholastischen Universität, eine deutliche Unterscheidung zweier Arten von Tyrannei. 
Man unterscheidet jetzt zwischen jener Tyrannis, die sich aus illegitimen Herr-
schaftserwerb, aus Machtgewinn durch Usurpation, herleitet, von jener Tyrannis, die 
zwar von einem (ursprünglich) legitimen Herrscher geübt wird, wo aber die Herrschaft 
durch üblen Gebrauch pervertiert erscheint. Thomas von Aquin etwa entwickelt diese 
Differenz bereits (in den 50er Jahren des 13. Jahrhunderts) klar und deutlich in seiner 
Sentenzenvorlesung, wenn er einen Tyrannen quantum ad modum adquirendi praela-
tionem und einen Tyrannen quantum ad usum praelationis unterscheidet." Um 1355, 
drei Generationen später, wird der Jurist Bartolus von Sassoferrato im gleichen Sinne, 
aber in anderer Terminologie zwischen einem tyrannus ex defectu tituli (d.h. einen 
„Tyrannen mangels eines legitimen Herrschaftsanspruchs") von einem tyrannus ex 
parte excercicii (einem „Tyrannen aufgrund seiner Herrschaftsausübung") differenzie-
ren36 
 und aus dieser Unterscheidung dann auch sehr genau voneinander abgesetzte 
Folgerungen hinsichtlich der Rechtsgültigkeit von deren Regierungsakten in der Zeit 
nach ihrem Sturz ableiten. Bartolus hatte nämlich eigentlich vor allem die Stadttyran-
nen in den oberitalienischen Kommunen im Visier und nicht die Könige der werden-
den europäischen Nationalstaaten. Bei dem lebhaften Wechsel dieser Potentaten auf 
der Bühne war für die Zukunft diese griffige Unterscheidung jedenfalls — samt ihren 
Konsequenzen — sehr einflußreich. Die Juristen Baldus degli Ubaldi, Albericus da 
34 Etwa Compendium Etrorum, cap. 4, Zeile 77 ff., ed. H. S. Offler in: Opera politica IV (Auctores 
Britannici medii aevi, 14), Oxford 1997, S. 39: Noverunt enim plures mundi partes ipsurn [seil. 10- 
armem XXII.) feisse tyrannum crudelissimum humanum sanguinem ultra modum sitientem, qui of 
fensus nunquam destitit. donec suum offensorem, si sibi firerit possibile, sine misericordia de mundo 
extirpasset, sicut per multa exempla hic causa brevitatis omissa passet aperte ostendi ; vgl. auch 
den Titel des „Rreviloquium de principatu tyrannico super divina et human, specialiter autern su-
per imperium et subiectos imperio a quibusdam vocatis summis pontificibus usurpato", ed. Offler 
in: Opera politica IV, S. 97 - 260. 
35 Vgl. Thomas von Aquin, II Sent. dist. 44 qu. 2 art. 2, hier benutzt nach S. Thomae Opera omnia, ed. 
Robert Busa, Stuttgart 1980, Bd. 1, S. 256b. 
36  Diego Quaglioni, Politica e diritto nel trecento italiano, II ..De tyranno" di Bartolo da Sassoferrato 
(1314-1357), (11 pensiero politico, Biblioteca, II), Firenze 1983, S. 171 - 213, bes. 184f.; zu Barto-
lus zusammenfassend etwa jüngst Manlio Bellomo, Geschichte eines Mannes: Bartolus von Sasso-
ferrato und die moderne europäische Jurisprudenz, in: Jahrbuch des Historischen Kollegs 1995, 
München 1996, S. 31 - 44. 
33 Octo quaestiones 11.8, ed. Offler (wie vorige Anm.) S. 83: Rex enim superior est regularüer toto 
regno suo. et 
 tarnen in casu est inferior regno, quia regnum in casu necessitatis pofest regem suum 
deponere et in custodia detinere. Hoc enim habet ex iure naturali. Ähnlich, wenn auch nicht so prä-
gnant: 1 Dialogus VI, cap. 63, gedruckt bei Jean Trechsel, Lyon 1494 [Neudruck in: Guillelmus de 
Occam, Opera plurima, London 1962, Bd.1),of 1.  govtt.  
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Rosciate und viele andere zitierten seinen Text hinfort kräftig oder beuteten ihn, ohne 
ihn eigens zu erwähnen, weidlich aus. Auch der juristische Praktiker in Diensten der 
Mailänder Visconti Albericus da Rosciate (ca. 1290-1360) sowie der Florentiner 
Staatskanzler Coluccio Salutati (t 1406)37  sollten sich in ihren bekannten Tyrannen-
traktaten ganz ungeniert (freilich nur verschwiegen) auf diesen Text des großen Juri-
sten stützen. Aber das Plagiatsproblem ist ja im Mittelalter anders zu bewerten als in 
der Moderne. 
Somit hat die Entwicklung des Tyrannenbegriffs im Zeitalter der scholastischen Wis-
senschaft aus einem38  polemischen Kampfbegriff ein Instrument präziser Analyse ge-
macht, mittels dessen man legitime von illegitimer Herrschaft unterscheiden lernte. 
Diese allmähliche Präzisierung hatte nun auch Folgen für die Überlegungen, die zu 
Mitteln und Methoden des Kampfes gegen Flerrschaftsmißbrauch angestellt wurden. 
Noch relativ rasch konnte man sich darauf einigen, daß ein unrechter Herrscher keinen 
Gehorsam beanspruchen dürfe. Freilich blieb man sich in den Folgerungen aus dieser 
grundsätzlichen Einsicht nicht mehr ganz so einig, zumal die Tradition hierüber keine 
einhellige Antwort bereit hielt. Die christliche Frömmigkeitsüberlieferung ließ dem 
Gläubigen Dulden bis zum Martyrium naheliegend erscheinen, die klassischen Auto-
ren der griechisch-römischen Antike, die die Tyrannenbeseitigung in den griechischen 
Stadtstaaten, den Mord an Caesar und den Imperatoren als beispielhafte Heldentaten 
feierten, erlaubten jedoch auch einen anderen Weg, nämlich die Auffassung, daß man 
sich nicht von vorneherein dem ungerechten Herrscher in Gehorsam beugen müsse, 
ihm vielmehr Widerstand leisten dürfe und müsse. Das Alte Testament mit seinen Be-
richten über die Heldentaten eines Moses, eines Samson, überhaupt der Richter und 
der Propheten wie auch der Makkabäer konnte diese Tendenz seinerseits forcieren. So 
war durch das antike Erbe die Frage keineswegs entschieden. 
Die mittelalterlichen Antworten fallen demgemäß recht dissonant aus. Auch zur selben 
Zeit werden ganz unterschiedliche, ja gegensätzliche Positionen begründet: man war 
sich auch im Mittelalter in dieser schwierigen Frage keineswegs einig. Noch um die 
Wende vom 11. zum 12. Jahrhundert rät Hugo von Fleury (t 1118/1135) dazu, einen 
Tyrannen bis zum Äußersten zu ertragen, freilich hält er sich auch an das Geheiß aus 
Apostelgeschichte (5.29), nach dem der Christ Gott mehr gehorchen solle als den 
Menschen. Insofern sollte der Fromme jenen Herrscherbefehlen, die dem göttlichen 
Gebot widerstreiten, unter Hinnahme jeder Strafe, auch der Todesstrafe, den Gehorsam 
verweigern.39 
 Sein etwas älterer Zeitgenosse dagegen, der Gregorianer Manegold von 
Lautenbach (t nach 1103), fordert im Streit zwischen Papst und König drastisch die 
Absetzung des Herrschers, wenn der seine Pflicht nicht tue, so wie ja auch ein 
Schweinehirt entlassen werde, „wenn er die Schweine verderben will": „Denn das 
Coluccio Salutati, 11 trattato „De tyranno" ed lettere scelte, ed. Francesco Ercole, Firenze 1942. 
Nicht immer ist die Abhängigkeit Coluccios von Bartolus hinlänglich beachtet worden. 
Vor allem Diego Quaglioni, „Nembroth primus fuit tyrannus", 'Tiranno' e 'tirannide' nel pensiero 
giuridico-politico del Trecento italiano, in: Annali dell'Istituto Italiano di Studi Storici 6 (1979/80) 
S. 83 - 103, jetzt in Quaglioni, „Civilis sapientia", Dottrine giuridiche e dottrine politiche Fra me-
dioevo ed eti modema, Rimini 1989, S. 15 - 34. 
39  Hugo von Fleury, De regia potestate, 1.4, Migne (wie Anm. 13) Bd. 165, Sp. 943 - 947, bes. 
Sp. 944B. 
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Volk hat ihn ja auch nicht deswegen über sich erhoben, damit es ihm die freie Mög-
lichkeit einer Tyrannei einräume, sondern damit er es von der Tyrannei anderer und 
vor ihrer Schlechtigkeit bewahre. Wenn aber der, der zur Strafe fair die Bösen und zum 
Schutz der Tüchtigen erwählt wird, damit beginnt, die Schlechtigkeit in sich selbst zu 
häufen, die Guten zu schrecken und die Tyrannei, die er abwehren müßte, selbst in 
äußerster Grausamkeit gegen seine Untergebenen zu üben, ist es dann nicht klar, daß 
er verdientermaßen von der ihm eingeräumten Würde weichen muß und das Volk von 
seiner Herrschaft und Unterwerfung frei ist, weil er selbst ja zuerst eindeutig die Ver-
einbarung, für die er eingestellt worden ist, gebrochen hat?"4°  Manegold sagt nicht, 
das ist festzuhalten, wer die Kompetenz zu solchem Tun hat, schon gar nicht spricht er 
sie ausdrücklich dem Volk zu, wie man das bisweilen voreilig angenommen hat, denn 
es sind ja nicht die Schweine, die den Schweinehirten entlassen können. Durch dieses 
Argument soll die Absetzung Heinrichs IV. durch Gregor VII. gerechtfertigt werden, 
und zwar dadurch, daß das königliche Amt nicht mehr als eine persönliche Eigenschaft 
des Trägers, sondern als dessen funktionale Aufgabe verstanden wird: ein König, der 
nicht richtig regiert, verliert nicht mehr „nur" Titel und Namen eines rechten Königs, 
er kann, ja muß entlassen und ersetzt werden. Der Begriff unrechter Herrschaft legiti-
miert im Verein mit einer Funktionalisierung, einer Entzauberung des Amtsverständ-
nisses theoretisch die radikale Maßnahme der Herrschaftsabsetzung, und das ist ein 
erhebliches Mehr an theoretischer Legitimation von Widerstand, als es das Recht blo-
ßer Notwehr gegen Unrecht ist. Vor allem waren diese theoretischen Ansätze zu einer 
Theorie des Widerstandes einer weiteren intensiven Fortentwicklung zugänglich. 
Es Pallt auf, daß die theoretische Beschreibung einer Amtsentsetzung des Herrschers 
aus dem 11. Jahrhundert, dem Jahrhundert der Kirchenreform und des Investiturstreits, 
nur das „Daß" einer Herrscherabsetzung beschreibt und rechtfertigt, nicht das „Wie" 
des Vorgehens im konkreten Fall. Ähnlich blieb es auch in der eingehenden Tyran-
nenlehre des Johannes von Salisbury knapp ein Jahrhundert später, wenn hier auch 
40 Manegold von Lautenbach, Liber ad Gebehardum, c. 30, ed. Kuno Franke in: MGH, Libelli de lite, 
Bd. 1, Hannover 1891 Neudruck 1956], S. 303 - 430, hier 365,10_25: Neque enim populus ideo eum 
super se exaltat, u1 liberam in se exercendae tyrannidis facuhatem concedat, sed ut a tyrannide ce-
terontm et improbitate defendat. Atqui cum ille, qui pro coercendis pravis, probis defendendis 
pravitatem in se fovere, bonos conterere, tyrannidem, quam debuit propulsare. in subiectos 
ceperit ipse crudelissime exercere, nonne darum est, merito illum a concessa dignate cadere, po-
pulum ab eius dominio et subiectione hberum existere, cum pactum, pro quo constitutus est, constet 
illum prius irrupuisse? Nec Mos quisquam potent iuste ac rationabiliter perfidiae arguere, cum 
nichilominus constet illum fidem prius deseruisse. Ut enim de rebus vilioribus exemplum trahamus, 
si quis alicui digna mercede porcos suos pascendos committeret ipsumque postmodo eos non pasce-
re, sed furan, mactare et perdere cognosceret, norme, promissa mercede etiam sibi retenta, a porcis 
pascendis cum contumeha illum amoveret? Si, inquam, hoc in vilibus rebus custoditur, ui nec por-
carius quidem habeatur, qui porcos non pascere, sed studet disperdere, tanto dignius iusta et pro-
babili ratione omnis, qui non homines regere. sed in errorem mittere conatur, omni potentia et 
dignitate, quam in homines accepit, privatur, quanto conditio hominum a natura distat porcorum. 
Vgl. auch ebenda, cap. 47 (S. 391f.); dazu vor allem Horst Fuhrmann, „Volkssouveränität" und 
„Herrschaftsvertrag" bei Manegold von Lautenbach, in: Festschrift für Hermann Krause, hgg. Sten 
Gagner, H. Schlosser, W. Wiegand, Köln 1975, S. 21 - 45. 
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eine neue Stufe der Reflexion erreicht wird.'" Zum ersten Male in der Geschichte der 
mittelalterlichen Politiktheorie wird im „Policraticus" (abgeschlossen 1159), gewiß 
nur im Vorübergehen und nicht als zentrale Forderung, schon gar nicht als Aufruf zu 
politischem Meuchelmord, aber doch unmißverständlich die Tötung des Tyrannen ge-
rechtfertigt. Schon die Überschrift des Kapitels (die vom Autor stammt und vorweg 
gleichsam die wichtigsten „Gesichtspunkte für den eiligen Leser" hervorheben will, 
faßt folgendermaßen zusammen: "Es ist freilich statthaft, dem zu schmeicheln, der 
erlaubtermaßen getötet werden darf Ein Tyrann ist ein allgemeiner Feind". Und in 
des Mitte der kurzen Textes heißt es dann mit Emphase: "Einem Freund zu schmei-
cheln ist (ethisch) nicht statthaft, aber die Ohren eines Tyrannen zu betören, ist statt-
haft, denn es ist statthaft, dem zu schmeicheln, den man töten darf Weiterhin: es ist 
nicht allein statthaft, einen Tyrannen zu töten, vielmehr ist das angemessen und ge-
recht (...). Gegen den, der die Gesetze entwaffnet, bewaffnen sich die Gesetze zu Recht, 
und die öffentliche Gewalt wütet <nur> gegen jenen, der die öffentliche Hand zu ent-
leeren versucht. Wenn es auch viele Majestätsverbrechen gibt, so wiegt doch keines 
schwerer als das, das gegen die Verkörperung der Gerechtigkeit verübt wird. Tyrannei 
ist nicht allein ein öffentliches Verbrechen, sondern, wenn das möglich wäre, ein mehr 
als öffentliches Verbrechen (..). Gewiß wird niemand Rache nehmen fair <den Tod 
eines> gemeinen Feindes des Gemeinwesens und wer immer einen solchen nicht ver-
folgt (.9, der vergeht sich gegen sich selbst und das organische Ganze des weltlichen 
Gemeinwesens."42 
 Hier wird, unter ausdrücklicher Berufung auf Cicero, die sittliche 
Erlaubtheit der Tyrannentötung gar nicht erst begründet, sondern schlicht vorausge-
setzt und argumentativ eingebracht. 
41  Kaum eine Frage der politischen Theorie des Johannes von Salisbury hat in den letzten Jahrzehnten 
so viel Aufmerksamkeit erregt, wie seine Tyrannenlehre: vgl. nur etwa W. Berges, Fürstenspiegel 
(wie Anm. 17), S. 131 - 143; Richard H. und Mary A. Rouse, John of Salisbury and the doctrine of 
tyrannicide, in: Speculum 42 (1967), 693 - 709; Gian Carlo Garfagnini, Legittima ,potestas" e ti-
rannide nel „Policraticus" di Giovanni di Salisbury, in: Critica Storia 14 (1977), 575 - 610; Max 
Kerner, Johannes von Salisbury und die logische Struktur seines „Policraticus", Wiesbaden 1977, 
S. 193 - 203; Jan van Laarhoven, Thou shalt not slay a tyrant! The so-called theory of John of Salis-
bury, in: Michael Wilks, The World of John of Salisbury (Studies in Church History, Subsidia 3), 
Oxford 1984, 319 - 341; Cary Joseph Nederman, A duty to kill: John of Salisbury's theory of tyran-
nicide, in: Review of Politics 50 (1988) 365 - 389, jetzt in: Nederman, Medieval Aristotelianism and 
its Limits (wie Anm. 25), nr. vii [hier auch weitere Arbeiten zu Johannes von Salisbury]; Kate 
Langdon Forhan, The uses of „tyranny" in John of Salisbury's „Policraticus", in: History of Politi-
cal Thought 11 (1990) 397 - 407. - Eine nützliche Auflistung offenbar aller Stellen, in denen bei 
Johannes von Salisbury der Begriff „ Tyrannus -  auftaucht, findet sich bei Laarhoven (wie oben) 
S. 333 - 341. 
42  Policraticus 111.15, ed. K. S. B. Keats Rohan (Corpus Christianorum, Continuatio mediaevalis, 118), 
Turnhout 1993, S. 229f.: „Quoll ei dumtaxat licet adulari quem licet occidere et quod tirannus pu-
blicus hostis est'. (..) Ei namque licet adulari, quem licet occidere. Porro tirannum occidere non 
modo licitum est. sed aequum et iustum. (..) In eum ergo merilo armantur iura qui leges exarmat, et 
puhilca pofestar saevit in mim, qui evacuare nititur publicam manum. Et cum multa .sirrt crimina 
maiestatis, nullum gravius est eo, quod adversus ipsum corpus iustititiae exercetur. Tirannis ergo 
non modo publicum crimen est, sed, si fieri passe:, plus quarr publicum est. Si enim crimen male-
statis omnes persecutores admittit. quanto magis illud quod leges premit, quae ipsis debent impe-
ratoribus imperare. 
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Freilich würde man diese kurzen Sätze aus dem langen Traktat (von nahezu 800 Seiten 
in der modernen Ausgabe von Clemens Webb) mißverstehen, wenn man in ihnen eine 
abgewogene „Lehre" vom Tyrannenmord suchen wollte, oder gar eine allgemeine 
Aufforderung, unliebsame Herrscher durch Meuchelmord zu beseitigen. Johannes von 
Salisbury macht, gleichsam erschrocken von dieser einmal ausgesprochenen Wahrheit 
an anderer Stelle erhebliche Einschränkungen: nicht jedermann darf einen Tyrannen 
einfachhin töten: „Das aber muß man beachten, wie die Geschichte lehrt: niemand 
darf den Tod dessen anstreben, dem er durch das Band eines Treueides oder eines 
anderen Eides verpflichtet ist  Nicht für Gift ist durch irgendein Recht die Erlaub-
nis gegeben worden, wenn ich sie auch manchmal bei den Ungläubigen usurpiert fin-
de. Nicht daß ich glaubte, man dürfe Tyrannen nicht beseitigen, doch, meine ich, sollte 
das ohne Einbuße an eidlicher Bindung und Ehrbarkeit geschehen."'3  Damit allein 
schon wird der Tyrannenmord, der weiterhin ausdrücklich als erlaubt charakterisiert 
wird, in einer feudalen Gesellschaftsordnung mit ihren vielfältigen Banden der Treue —
jener Verpflichtung, die ja vor allem den Inhalt hatte, daß sich beide Partner gegensei-
tig nicht schädigen sollten — doch höchst unangenehm erschwert und auf die extremen 
Fälle einseitigen Treuebruchs durch den Tyrannen reduziert. Als „nützlichsten und 
sichersten Weg der Beseitigung von Tyrannen" empfiehlt Johannes, „wenn diejenigen, 
die unterdrückt werden, unter dem Schutz der Milde Gottes Zuflucht suchen, und ihre 
Hände rein zum Herrn erheben mit frommen Gebeten, um so die Geißel, von der sie 
gequält werden, abzuwenden".«  
Eindeutig läßt Johannes hier keinen Zweifel, daß er eine Tötung des Tyrannen für sitt-
lich erlaubt hält, zwar unter Beachtung bestimmter Auflagen, aber erlaubt, wenn dann 
auch ein langer Bericht über das schlimme Ende von Tyrannen den Tyrannenmord 
nicht besonders oder bevorzugt hervortreten läßt. Der Tyrann, der sich selbst aus der 
politischen Ordnung der aequitas, d.h. der Gerechtigkeit und des Rechts, entfernt hat, 
ist aber der schlimmste Feind der allgemeinen Ordnung, er darf sich nicht auf die lex 
lese maiestatis, das Hauptinstrument werdender absoluter Herrschaft in römisch-
rechtlicher Tradition, berufen: „ Wenn es auch viele Majestätsverbrechen gibt, so wiegt 
doch keines schwerer als das, das gegen die Verkörperung der Gerechtigkeit verübt 
wird"." Wir haben es schon gehört, ich wiederhole es: „Tyrannei ist nicht allein ein 
öffentliches Verbrechen. sondern, wenn das möglich wäre. ein mehr als öffentliches 
Verbrechen". Der Tyrann ist demnach nach Johannes von Salisbury ein hostis publi-
cus, ein „öffentlicher Feind" bzw. ein „allgemeiner Feind des Gemeinwesens": damit 
Policraticus VIII.20, ed. Clemens C.J. Webb, London 1909 [Neudruck Frankfurt/Main 1965], 
Bd. II, S. 377f.: (...) Hoc tarnen cavendum docent historiae, ne quis illius moliatur interitum, cui fi-
dei auf sacramenti religione tenetur astrictus. (...) Sed nec veneni, licet videam ob infidelibus ali-
quando usurpatam, ullo umquam iure indultam lego licentiam. Non quod tirannos de rnedio tollen-
dos esse non credam, sed sine religionis honestanyque dispendio. 
44 Policraticus VIII.20, Bd. II, S. 378 (ed. Webb, wie vorige Anm.): Et hic quidem modus delendi 
tirannos utilissimus et tutissimus est, si qui premuntur ad patrocinium clementiae Dei humilitati 
confirgiant et puras manus levantes ad Dominum devotis precibus flagellum, quo afiliguntur, over-
tant. 
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 Policraticus 111.15. S. 230 (ed. Keats Rohan), vgl. Anm. 42. 
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wird er mit einem Terminus der Römischen Antike benannt und zu einem Gegner er-
klärt, gegen den jedes Kriegsmittel erlaubt ist.46  
Dieser Text des Johannes von Salisbury zeigt in seinen schwierigen Brechungen ganz 
den Übergang aus den alten, einfacheren Thesen in die neue Zeit wissenschaftlicher 
Differenzierung, die hier energisch eingeleitet wird, ohne daß Johannes zu abschlie-
ßender Klarheit in den Regeln praktischer Anwendung gelangte. In der phänomenalen 
Beschreibung läßt er keinen Zweifel, wenn er auch an der kirchlichen Tradition des 
duldenden Leidensweges und des Gebets zumindest als einer Alternative festhält. 
Analytisch hat der Tyrannenbegriff bei Johannes von Salisbury (vor dem allmählichen 
Bekanntwerden der aristotelischen Politik) zu einer nuancierten und noch am ehesten 
als realistisch zu bezeichnenden Beschreibung der Tyrannis geführt. Angeleitet von 
antiken Vorbildern gelangt der englische Gelehrte zu ersten radikalen Vorschlägen zur 
Lösung von Krisenerscheinungen politischer Herrschaft, Vorschlägen, denen im 
christlichen Abendland noch eine lange Nachwirkung beschieden sein sollte.47  
Die Zukunft sollte auch weitere Klärung bringen, nicht so sehr hinsichtlich praktischer 
Handlungsanweisungen - denn der Tyrannenmord wird auch in Zukunft bei christli-
chen Theologen ein problematisches Rezept bleiben - als vielmehr hinsichtlich einer 
theoretischen Abklärung und ethischen Wertung. Es ist mir nicht möglich, hier ein 
Totalgemälde der theoriegeschichtlichen Gesamtentwicklung abzuliefern, ich be-
schränke mich auf einige markante Punkte, die die Tendenzen sichtbar machen sollen. 
Wenden wir uns zunächst der Position des Thomas von Aquin (t 1274) zu, der seit 
seiner Pariser Sentenzenvorlesung auch das Problem einer tyrannischen Verkehrung 
der Herrschaft und einer Tyrannenbeseitigung hin und wieder in den Blick genommen 
und mit seiner systematisch-architektonischen Phantasie schließlich eine wohlabgewo-
gene, wenn auch sehr zurückhaltende ethische Theorie erreicht hat. Zwar hat Thomas 
niemals, so vielen vertrackten Fragen er auch eine Quaestio gewidmet hat, das Pro-
blem des Tyrannenmordes ausdrücklich in Quaestionenform behandelt, er hat aber 
46 
 ibid. 111.15 - hostis publicus taucht im Römischen Recht etwa in Codex lustiniani 6.4.1.1 auf, vgl. 
auch Digesten 48.4.11; Johannes von Salisbury wird auch V111.20 und VIII.21 (ed. Webb, Bd. 11, 
S. 377 bzw. 395) Tyrannen aus der Bibel (Holofemes) und aus der englischen Zeitgeschichte als 
hostis publicus bezeichnen. Später werden Thomas von Aquin und Johannes Quidort diesen Begriff 
freilich geradezu ausdrücklich vermeiden (vgl. unten bei Anm. 53 und 58). Martin Luther wird dann 
aber wieder wie selbstverständlich den Begriff ausgerechnet auf den Papst anwenden: vgl. seine Zu-
sammenstellung von Thesen für eine „Zirkulardisputation über das Recht des Widerstandes gegen 
den Kaiser, Matth. 19,21" (für den 9. Mai 1539) schon in der Überschrift: Septuaginta propositiones 
disputandae de tribus hierarchiis, ecclesiastica, politica, oeconomica, et quod papa sub nulla ista-
rum sit, sed omnium publicus.  hostis [Martin Luther, Werke (Weimarer Ausgabe), Bd. 39/2], Wei-
mar 1932, S. 35f.; vgl. auch die Thesen 56 - 70, in der deutschen Fassung, S. 48 - 51). 
47 
 Zur Wirkungsgeschichte etwa Amnon Lindner, The Knowledge of John of Salisbury in the Late 
Middle Ages, in: Studi medievali 18.2 (1977) S. 315 - 366; Walter Ullmann, John of Salisbury's 
„Policraticus" in the Later Middle Ages, in: Geschichtsschreibung und geistiges Leben im Mittelal-
ter, Festschrift für Heinz Löwe zum 65. Geb., hgg. Karl Hauck, Hubert Mordek, Köln/ Wien 1978, 
S. 519 - 545; Max Kerner, Johannes von Salisbury im späteren Mittelalter, in: Das Publikum politi-
scher Theorie im 14. Jahrhundert, hg. Jürgen Miethke (Schriften des Historischen Kollegs/ Kollo-
quien, 21) München 1992, S. 25 - 47. 
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verschiedentlich keinen Zweifel daran gelassen, daß Tyrannis auch für ihn als absolut 
untragbare Herrschaftsform galt. 
Bei dem Versuch der Beseitigung des Tyrannen freilich hat Thomas Vorsicht angera-
ten. Wenn er in der „Summa Theologiae" in der Secunda secundae (ca. 1271/1272) 
über den "Aufruhr" (seditio) handelt und die Frage klären will, ob „Aufruhr" Todsün-
de sei, dann hält er unter den Argumenten zugunsten der später abgelehnten These 
fest: „Man lobt mit Recht diejenigen, die die Menge von tyrannischer Herrschaft be-
freien, das aber kann nicht leicht ohne Zwiespalt in der Menge geschehen, wenn ein 
Teil den Tyrannen behalten will, der andere ihn loswerden möchte. Also kann Aufruhr 
ohne Sünde geschehen"." In seinem „responsum" auf dieses Argument heißt es dann: 
„Tyrannische Herrschaft ist nicht gerecht, da sie nicht auf das Gemeinwohl gerichtet 
ist, sondern auf das eigene Wohl des Herrschers Deshalb ist auch die Erschütte-
rung solcher Herrschaft kein 'Aufruhr', außer wenn die Herrschaft des Tyrannen der-
art ohne alle Ordnung durcheinandergebracht wird, daß die Menge der Untergebenen 
aus dieser Erschütterung größeren Schaden leidet als aus der Herrschaft des Tyran-
nen. Vielmehr ist der Tyrann selbst der Aufrührer, zumal er in dem ihm unterworfenen 
Volk Zwietracht und Unruhe nährt, um in größerer Sicherheit herrschen zu können."" 
Es ist deutlich, daß Thomas mit diesem obiter dictum nur dafür sorgen will, daß bei 
der Beseitigung eines Tyrannen nicht größerer Schaden entstehen dürfe, als ihn der 
Tyrann selber verursacht hatte - ein gewiß ernst zu nehmendes Argument, das wieder-
um die Erfahrung in Rechnung stellt, daß tyrannische Herrschaft eine gleitende Inten-
sitätsskala zumindest eine solche gleitende Skala der Unerträglichkeit kennt. 
Summa Theologiae 2-11 q.42 a.2 ag.3, ed. Robert Busa, in: Opera omnia (wie Anm. 35), Bd. 2, 
S. 581 b: „... considerandum est de seditione. et circa hoc quaeruntur duo, secund« utrum sit 
peccatum mortale.] ... laudantur qui multitudinem a potestate tvrannica liberant. sed hoc non de fa-
cili polest fieri sirre aliqua dissensione multitudinis, dum una pars multitudinis nititur retinere ty-
rannum, aha vero nititur eum abiicere. - Die umfängliche Literatur zu Thomas politischer Theorie 
kann hier nicht aufgelistet werden, vgl. nur etwa W. Berges, Fürstenspiegel (wie Anm. 17) S. 195 -
211, 317 - 319; Thomas Gilby, 0.P., Principality and Polity, Aquinas and the Rise of State l'heory 
in the West, London/ New York/ Toronto 1958; Richard J. Regan, Aquinas an Political Obedience 
and Disobedience, in: Thought 56 (1981) S. 77 - 88; Paul E. Sigmund, law and Politics, in: The 
Cambridge Companion to Aquinas, edd. Norman Kretzmann, Eleonore Stump, Cambridge/ New 
York 1993, S. 217 - 231; Ludger Honnefelder, Naturrecht und Normwandel bei Thomas von Aquin 
und Johannes Duns Scotus, in: Sozialer Wandel im Mittelalter, Wahmehmungsformen, Erklä-
rungsmuster und Regelungsmechanismen, hgg. Jürgen Miethke, Klaus Schreiner, Sigmaringen 
1994, S. 195 - 213; zu einem dem unserem verwandten Thema zuletzt etwa die Dissertation von 
Gerhard Beestennöller, Thomas von Aquin und der gerechte Krieg, Friedensethik im theologischen 
Kontext der „Summa theologiae" (Theologie und Frieden, 4), Köln 1990. 
" Summa Theologiae 2-11 q.42 a.2 resp. ad 3 (ed. Busa, wie vorige Anm.), S. 581 b: Ad tertium dicen-
dum quod regimen tyrannicum non est iustum, quia non ordinatur ad bonuni commune. sed ad bo-
num privatum regentis (...). et ideo perturbatio huius regiminis non habet rationem seditionis, nisi 
forte quando sic inordinate perturbatur tyranni regimen. quod multitudo subiecta maius detrimen-
tum patitur ex perturbatione consequenti quam ex tyranni regimine. magis autem tyrannus seditio-
sus est, qui in populo sibi subiecto discordias et seditiones nutrit, ut tutius dominari possit. 
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Wenige Monate später, in seinem Fürstenspiegelfragment „De regno ad regem Cypri" 
(von ca. 1271-73)50, kommt der Aquinate ausführlicher auf unser Thema zurück. Hier 
warnt er eindringlich vor vorschnellen Entschlüssen, wenn er in einer längeren Ab-
handlung der Frage nachgeht: „Wie man vorgehen muß, damit der König nicht zum 
Tyrann wird." Thomas rät sorgfältige Auswahl des Königskandidaten vor seiner Ein-
setzung an: „Sodann ist auch die Verfassung des Reiches so zu gestalten, daß einem 
schon eingesetzten König die Gelegenheit zur Tyrannis entzogen wird, und zugleich 
muß seine Amtskompetenz derart gemäßigt werden, daß er nicht leicht auf Tyrannis 
verfallen kann. Wie das aber geschehen kann (so sagt der Autor), das wird weiter un-
ten zu behandeln sein."5' 
Leider ist der Fürstenspiegel bekanntlich Fragment geblieben, wir wissen also nicht, 
wie Thomas sich eine 'tyrannensichere' Verfassung vorgestellt hat. Es wäre hochinter-
essant, das zu erfahren, da derartige Verfassungsfragen von mittelalterlichen Autoren 
nur ganz selten angesprochen worden sind und auch Thomas selbst sich dazu nirgend-
wo sonst geäußert hat. Im weiteren Verlauf seiner Abhandlung geht er jedenfalls von 
der Prophylaxe zur unmittelbaren Behandlung eines „tyrannischen Wütens" (excessus 
tvrannidis) über. Auch hier sieht Thomas bei der Tyrannei wiederum die Möglichkeit 
einer gleitenden Intensitätsskala für gegeben und rät zunächst dazu, „eine milde Ty-
rannis lieber für eine Zeitlang zu ertragen, als durch den Widerstand gegen den Ty-
rannen sich in viele Gefahren zu verwickeln, die schwerer wiegen als die Tyrannis 
selbst." Denn nach einem Scheitern des Aufstandes könne der Tyrann heftiger wüten 
als zuvor, und selbst wenn ein Aufstand gelinge, könne daraus gewaltige Zwietracht 
im Volk entstehen: unversöhnliche Parteien könnten einander gegenüber treten, bis-
weilen reiße bei der Beseitigung eines Tyrannen auch ein neuer Tyrann die Macht an 
sich, der dann aus seiner Erfahrung der Unsicherheit tyrannischer Herrschaft die Un-
tertanen mit schlimmerer Knechtschaft bedrücke, als es der erste tat.52 
 
Thomas muß sich aber der Frage stellen, was im äußersten Falle, im Fall unerträglicher 
Gewaltherrschaft geschehen müsse. Er kommt zu dem Ergebnis, wenn die Tyrannei 
unerträglich werde, so müsse man Gegenmittel erwägen. Einige nun meinten, so 
schreibt er, es gehöre zur Tüchtigkeit — virtus — tapferer Männer, einen Tyrannen zu 
töten, und dabei beriefen sie sich auf ein Beispiel des Richterbuches, nach dem (3.14-
25) ein gewisser Aioth (hebr. Ehud) den König der Moabiter Eglon erstochen habe, 
weil dieser das Volk Gottes mit harter Knechtschaft bedrückte, woraufhin Aioth zum 
50  Hier benutzt nach der kritischen Ausgabe durch Hyacinthe F. Dondaine, De regno ad regem Cjpri, 
in Sancti Thomae de Aquino Opera omnia (Editio Leonina), tomus XLII, Rom 1979, S. 449 - 471. 
Zur Datierung, zu der sich Dondaine nicht äußert, vgl. zuletzt (mit guten Argumenten für einen 
Spätansatz auf ca. 1271/73) Christoph FHleier, Rezeption und Interpretation der aristotelischen 
„Politica" im späten Mittelalter (Bochumer Studien zur Philosophie, 19), Amsterdam/ Philadelphia 
1992, hier S. 27f. 
51 De regno, 1.6 (wie vorige Anm.), S. 455a - 456b, hier bes. Zeile 4-21: ,, Qualiter providendum est, 
ne rex incidat in tvrannum." (...) diligenti studio laborandum est, Lit sic multitudini provideatur de 
rege. ut non incidant in tyrannum. (...) Deinde sic disponenda est regni gubernatio, ut regi iam in-
stituto tyrannidis subtrahatur occasio. Simul etiam sic eius lernperetur potestas. UI in tvrannidem de 
52 
facile declinare non possit; quae quidem quomodofiant, in sequentibus considerandum est. (...). 
a.a.O., Zeile 22 - 51. 
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Richter in Israel wurde. Sofort weist Thomas aber im Widerspruch dazu darauf hin, 
daß die Lehre der Apostel damit nicht übereinstimme (unter Zitat von I. Petr. 2.18f.). 
Auch in der Heldenzeit der Alten Kirche zeige die Geschichte der Thebaischen Legi-
on, daß die frühen Christen, obwohl sie Waffen besaßen, geduldig für Christus den 
Tod erlitten hätten, ohne Widerstand zu leisten, und dafür Ruhm ernteten. Thomas 
meint, Aioth hätte auch wohl eher den hostis populi (einen "Feind" oder "Feind des 
Volkes") getötet als den Herrscher über das Volk, wenngleich Eglon sich als Tyrann 
gebärdet hatte." Die im Buch der Richter billigend geschilderte Tötung Eglons ist 
demnach, so ist seine Exegese im Lichte der Ethik des Neuen Testaments, nicht als 
Tyrannenmord, sondern als Kriegshandlung zu verstehen. Man könne, so versichtert 
uns Thomas, im Alten Testament anderwärts lesen, daß diejenigen umgebracht wur-
den, die den König loas von Juda getötet hatten, obwohl dieser vom Kult des wahren 
Gottes abgefallen war (II. Chronik 14.6)." 
Es scheint deutlich, daß Thomas mit diesem Hinweis das schwierige Problem eines 
Ausgleichs zwischen den politischen Maximen des Alten Israel und denen der Urkir-
che in typisch mittelalterlich dialektischer Begriffsbestimmung löst: die löbliche Tö-
tung Eglons war kein Tyrannenmord, sondern die Tötung eines Staatsfeindes im aus-
wärtigen Krieg, auch wenn Eglon sich als Tyrann über das Volk Gottes aufspielte. 
Thomas unterscheidet damit den hostis publicus von einem Tyrannen mit einer Deut-
lichkeit, die noch Johannes von Salisbury nicht verstanden hätte, und die, wie wir noch 
sehen werden, auch die eigenen Schüler des Thomas nicht mehr beachten wollten. 
Allgemeine Erwägungen, die Thomas anschließend anstellt," machen zusätzlich auf 
die Gefahren aufmerksam, in welche die Tötung der Herrschenden, selbst wenn sie 
Tyrannen waren, verstricken müsse, sofern solche Tötung "in eigenmächtiger Anma-
ßung" (privata presumptione) unternommen werde. Denn ein solch gefährliches Vor-
haben übe stärkere Anziehungskraft auf die Schlechten als auf die Guten aus, und 
wenn die Schlechten dann Erfolg hätten, könne die Regierung ärger denn zuvor gera- 
53 De regno, 1.6 (wie Anm. 50), S. 455b, Zeile 52 - 73: Et si intollerabilis excessus erannidis, quibus-
dam visum juit. ut ad fortium virorum virtutem pertineat tyrannum interimere seque pro liberatione 
multitudinis exponere periculis mortis,- cuius rei exemplum etiam in Veteri testamento habetur: Nam 
Aioth quidam Eglon regem Moab, qui gravi servitute populum Dei premebat, sica infixa in eins fe-
more interemit et factus est populi iudex. Sed hoc apostolice doctrine non congruit. Docet enim nos 
Petrus ... [I. Petrus 2,181. Unde cum multi Romanorum imperatores fidem Christi persequerentur 
tyrannice magnoque multitudine tam nobilium quarr populi esset adfidern conversa, non resistendo, 
sed mortem patienter et armati sustinentes pro Christo laudantur, ut in Thebeorum legione manife-
ste apparet. Magisque Aioth iudicandus est hostem interemisse quam populi rectorem, licet tyran-
num. Die Thebaische Legion wird auch von Ockham als Beispiel freiwilligen Martyriums ange-
führt, I Dialogus VII, cap. 69: (...) quemadmodum legio Thebeorum ad martyrium sponte se obtulit, 
licet, si voluisset, armis materialibus resistisset (im Druck bei Trechsel, wie Anm. 33, fol. 161v3). 
Das Beispiel von Ehud und Eglon war bereits von Johannes von Salisbury breit ausgeführt worden 
in engem Anschluß an den Wortlaut in ludic. 2.I4f . unter der Kapiteltiberschrift: .,Quod auctori-
tate divinae paginae licitum et gloriosum est publicas tyrannos occidere..." bzw. zur Veranschauli-
chung des interpretierenden Satzes: Licebatque finito tempore dispensationis nece tyrannorum ex-
cutere iugum de cervicibus suis (Policraticus V111.20, ed. Webb, wie Anm. 43, Bd. 11, S. 374). 
De regno, 1.6 (wie Anm. 50), S. 455b, Zeile 73 - 76. 
55 a.a.O., Zeile 77ff. 
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ten. Darum dürfe man gegen Tyrannen nur im öffentlichen Amt (publico auctoritate) 
vorgehen: wenn die Menge selbst das Recht der Herrschaftssetzung hat, kann sie auch 
eine Absetzung vornehmen, ohne sich den Vorwurf der Untreue zuzuziehen, selbst 
wenn sie sich dem Herrscher zuvor auf Dauer eidlich unterworfen hat. Wenn es aber 
einen Vorgesetzten gibt (etwa den Kaiser), der für einen rechten Herrscher sorgen 
kann, so muß von ihm Abhilfe erbeten werden. 
Schließlich aber muß Thomas doch zu dem Fall Stellung nehmen, was geschehen kön-
ne, wenn alle diese Ausflüchte und Wege der Aushilfe versperrt seien. Hierzu meint 
Thomas in aller Knappheit, wenn menschliche Hilfe gegen einen Tyrannen nicht zu 
haben sei, dann bleibe das Gebet zu Gott die Zuflucht der Frommen. Damit krönt er 
seine defensiven Überlegungen mit dem Hinweis auf die Leidensbereitschaft des 
Christen, der auf Gottes Hilfe vertrauen darf. Gott könne und werde seinem Volk auf 
verschiedenen Wegen zu Hilfe kommen. Freilich ruft der Theologe das Volk zur Buße 
auf: „Die Schuld muß abgetan werden, damit die Plage der Tyrannen aufhört.%  Im 
Hintergrund dieses Bußrufes erkennen wir die Auffassung, daß Tyrannei letzten Endes 
als Strafe für die Sünden des Volkes zu gelten hat und Gott allein sie beenden kann. 
In diesen Überlegungen, so wird deutlich, ist nicht mehr ausschließlich vom Tyrannen 
als unrechtmäßigem Herrscher in abstracto die Rede. Vieles deutet darauf hin, daß 
auch hier primär die Stadttyrannen der oberitalienischen Kommunen gemeint sind, wie 
sie sich im 13. Jahrhundert bemerkbar machten. Insgesamt bleibt Thomas skeptisch 
gegenüber dem Tyrannenmord als Ausweg, auch wenn er ihn nicht völlig ausschließt. 
Der Mord an dem Tyrannen bleibt eine ultima ratio, vielleicht richtiger gesagt, eine 
vorletzte Lösung, denn die eigentliche Lösung bleibt Buße und das Gebet zu Gott, der 
sein Volk erretten kann und erretten wird. Die theologische Reflexion über Tyrannen, 
über Tyrannei und ihre Beseitigung gilt weniger einem aktivistischen Programm der 
Weltveränderung als einer kritischen Erkenntnis von Handlungsbedingungen - und der 
Einsicht in das Angewiesensein auf Gottes Handeln, wie es der Theologe unmißver-
ständlich deutlich macht. 
Selbst Theologen, die sich gerne eng an die Formulierungen des Aquinaten anschlos-
sen, haben sich nicht durchgängig an diese im politischen Verständnis resignative Ma-
xime gehalten, sie haben vielmehr das Instrumentarium der Reflexion des Aquinaten 
benutzt, um zu durchaus eigenständigen Schlußfolgerungen zu gelangen. Als schla-
gendes Exempel für eine solche Nutzung der Thomasischen Texte in neuer Zuspitzung 
kann der französische Dominikanertheologe Johannes Quidort von Paris gelten 
(t 1306), der wohl nicht mehr ein persönlicher Schüler des Aquinaten gewesen ist, der 
aber dessen Texte (ungenannt, doch ausgiebig) in seiner bedeutenden Schrift „De po-
testate regia et papalr (von 1302) heranzieht." In diesem Traktat wollte Johannes 
Tollenda est igitur culpa, ut cesset tyrannorum plaga: De regno, 1.6 (wie Anm. 50), S. 4561, Zeile 
166f. 
57 
 Johannes Quidort von Paris, De potestate regia et papali, ed. Jean Leclercq, Jean de Paris et 
l'eccleriologie du XIlle siede (L'Eglise et l'Etat au Moyen Age, 5) Paris 1942, S. 171 - 260; jetzt 
ed. Fritz Bleienstein, Johannes Quidort von Paris, Ober königliche und päpstliche Gewalt („De re-
gia potestate et papali"), Textkritische Edition mit deutscher Übersetzung (Frankfurter Studien zur 
Wissenschaft von der Politik, 4), Stuttgart 1969. Zu seiner politischen Theorie ist die Diskussion 
äußerst lebhaft, vgl. neuerlich etwa John T. Renna, The „populus" in John of Paris' Theory of 
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dem französischen Königshof in seinem Kampf mit Papst Bonifaz VIII. argumentative 
Rückendeckung geben und die Forderungen des Papstes an Frankreich als ungerecht-
fertigt zurückweisen. Bei der Schilderung der gegenseitigen Eingriffsmöglichkeiten 
von weltlicher und geistlicher Gewalt schreibt Quidort dem König ausdrücklich die 
Kompetenz zu, sein „materielles Schwert" gegen den Papst einzusetzen, wenn dieser 
das "geistliche Schwert" des Kirchenbannes mißbräuchlich verwende (und ich zitiere 
hier fast wörtlich nach der - nicht sehr prägnanten - Übersetzung von Fritz Blei-
enstein): „Wenn aber Gefahr im Verzug ist, indem das Volk zu einer schlechten Ein-
stellung geführt wird, die Gefahr eines Aufstandes besteht und der Papst das Volk 
durch Mißbrauch des geistlichen Schwertes ungerechtfertigterweise aufhetzt und auch 
keine Hoffnung besteht, daß er auf andere Weise davon abzubringen ist, so halte ich 
dafir, daß in diesem Fall die Kirche gegen den Papst mobilisiert werden kann und 
gegen ihn vorgehen muß. Der Fürst könnte dann die Gewalttätigkeit des apostolischen 
Schwertes durch sein eigenes Schwert - natürlich mit Maßen - zurückschlagen und er 
handelte dann nicht gegen den Papst als Papst. sondern gegen seinen und des Ge-
meinwesens Feind [- contra suum et hostem rei publicae - wir hören hier die Anspie-
lung auf den Begriff des hostis publicus, der aber doch unausgesprochen bleibt, da hier 
vom Papst die Rede ist] - wie auch der Jude Ajod. der den Eglon, den König von Mo-
ab, mit einem an seinen Oberschenkel gebundenen Dolch <in den Bauch> getroffen 
und getötet hat, weil der durch lastende Sklaverei Gottes Volk bedrückte, nicht als 
Mörder eines rechtmäßigen, wenn auch schlechten Herrschers, sondern eines Feindes 
gilt. Ein solches Verhalten bedeutet nicht, gegen die Kirche zu handeln, sondern für 
die Kirche..."." 
Monarchy, in: Tijdschrift voor rechtsgeschiedenis 42 (1975) S. 243 - 268; Albert Podlech, Die 
Herrschaftstheorie des Johannes von Paris, in: Der Staat 16 (1977) S. 465 - 492; Gian Carlo Gar-
fagnini, 11 „Tractatus de potestate regia et papalr di Giovanni da Parigi e la disputa trä Bonifacio 
VIII e Filippo il Bello, in: Conciliarismo, Stati nazionali, lnizi de l'Umanesimo (Atti dei convegni 
dell' Accademia Tudertina, Centro di studi sulla spiritualitä medievale, n.s. 2), Spoleto 1990, 
S. 147 - 180; Gregorio Piaia, L' „errore di Erode" e la „via media" in Giovanni di Parigi, in: Filoso-
tia e teologia nel Trecento, Studi in ricordo di Eugenio Randi, a cura di Luca Bianchi (Federation 
Internationale des Instituts d'Itudes Medievales, Textes et Etudes du moyen-äge, 1), Louvain-la-
Neuve 1994, S. 1 - 16. - Knapp: Miethke, Theorien (wie Anm. 4), S. 650 - 653, 657 - 662; wichtige 
neue Aspekte jetzt auch bei Odd Langholm, Economics in the Medieval Schools, Wealth, Ex-
change, Value, Money and Usury According to the Paris Theological Tradition, 1200-1350 (Studien 
und Texte zur Geistesgeschichte des Mittelalters, 29), Leiden usw. 1992, S. 390 - 397. 
sa cap. 22, S. 337f. led. Bleienstein (wie vorige Anm.)); (Text, ebenda S. 196): Si tarnen periculum rei 
publicae sit in mors, ut scilicet quod trahitur populus ad malam opinionern et est periculum de re-
bellione et papa commoveal populum indebite per abusum gladii spiritualis. ubi etiam non speratur 
quod desistat aliter, pulo quod in hoc casu ecclesia contra papam deberet moveri et agere contra 
ipsum. Princeps etiarn violentiam gladii papae passet repetiere per gladium suum cum moderamine, 
nec ageret contra papam ul papa est, sed contra hostem suum et hostem rei publicae. sicut Ahyol 
Judaeus qui Egion regem Moab interfecit sagitta flies richtig: sicaJ infixa in femore eins, eo quod 
gravi servitute populum Dei premebat, non est reputatus interfecisse rectorem, licet malam, sed ho-
stern. (...) - Daneben ist die Vorlage, der Text des Thomas von Aquin zu halten, wie oben Anm. 53. 
- Die Entlehnungen Quidorts aus Thomas von Aquin hat bereits fast vollständig aufgelistet Jean 
Leclercq in seiner Edition (wie vorige Anmerkung) S. 35f. (Bleienstein vermerkt sie nicht). 
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Muß ich darauf hinweisen, daß Quidort hier den Text von Thomas wortwörtlich mit 
ganz geringen Abweichungen einrückt? Aber wie hat er ihn verändert in seiner argu-
mentativen Funktion. Zwar vermeidet es der Pariser Theologe geradezu peinlich, den 
Papst einen Tyrannen oder auch nur einen hostis publicus zu nennen, um so mehr trifft 
diesen der Vorwurf — jedenfalls für die Franzosen und ihren König — ein hostis rei pu-
blicae, ein Feind des Gemeinwesens, und damit fast ein hostis publicus (und als 
solcher dann doch wieder so etwas wie ein Tyrann) zu sein. Wovor Thomas gewarnt 
hatte, das wird hier gefordert: die Zeilen sind eine programmatische Rechtfertigung 
des Attentats von Anagni, das wenige Monate nach der Niederschrift des Textes unter-
nommen wurde.59 
 Johannes Quidort nutzt die abwägend resignative Reflexion des 
Aquinaten zur Legitimation aggressiver Aktion: da er eng mit dem französischen Hof 
verbunden war, sollte man das nicht als bloße intellektuelle Spielerei abtun. Er hat den 
Organisatoren des Anschlags, hat Wilhelm Nogaret und seinen Helfern vorweg ein 
gutes Gewissen gegeben.6°  
Es kann nicht verwundern, daß die Lehre vom Tyrannenmord und seiner sittlichen 
Rechtfertigung stets und auch bereits im Mittelalter davon bedroht war, zur ideologi-
schen Rechtfertigung politischer Gewalt zu dienen, nicht allein bei Johannes Quidort 
und nicht ausschließlich in tentativen Überlegungen über zukünftige Möglichkeiten, 
sondern auch in nachträglicher Rechtfertigung bereits geschehener Gewalttat. Es gibt 
verschiedene Beispiele dafür, das bekannteste sei wenigstens noch erwähnt, auch wenn 
ich es aus Zeitgründen hier nicht ausführlich darlegen kann. Als der Herzog von Bur-
gund Johann Ohnefurcht (Jean Sans Peur) im Jahre 1407 seinen Vetter Herzog Lud-
wig von Orleans, einen Bruder des französischen Königs Karls VI., durch einen ge-
dungenen Mörder auf offener Straße hatte niederstechen lassen, wollte 1408 der 
französische Theologe Jean Petit auf einer feierlichen Versammlung des französischen 
Hofes diesen Mord in aller Öffentlichkeit ausdrücklich und ausführlich als „Tyran-
nenmord" rechtfertigen. In seiner ,Justification du Duc de Bourgogne", die alsbald in 
prunkvollen Pergamenthandschriften für höhere Hofkreise und in billigeren Papierko-
pien für die universitären Intellektuellen durch den burgundischen Hof weithin ge-
streut und verbreitet wurde,'" führt Petit u.a. als Argument an, daß sich der Ermordete 
59 Zur Datierung vgl. zutreffend und am ausführlichsten Leclercq (wie Anm. 57), S. 10 - 14. Den Ver-
such einer Umdatierung auf ca. 1297 von Janet Coleman, The Intellectual Milieu of John of Salis-
bury, in: Das Publikum politischer Theorie (wie Anm. 47), S. 173 - 206, bes. 203ff., halte ich für 
gescheitert, vgl. mein Vorwort ebenda, S. 21f. Vgl. auch J. Miethke, Johannes Quidort von Paris, 
.,De regia potesiate et papali", Anlaß und Charakter einer Streitschrift, in: Festschrift für Luis Al-
berto de Boni (im Druck). 
60 Den Konflikt Philipps des Schönen mit Bonifaz VIII. hat skizziert: Jürgen Miethke, Philipp IV. der 
Schöne, in: Die französischen Könige des Mittelalters, Von Odo bis Karl VIII., 888 - 1498, hgg. 
Joachim Ehlers, Heribert Müller, Bernd Schneidmüller, München 1996, S. 203 - 230 (mit ausfUhrli-
chen Literaturhinweisen: S. 399 - 401). 
61  Vgl. Ch. C. Willard, The manuscripts of Jean Petit's Justification", Some burgundian propaganda 
methods of the early 15th century, in: Studi francesi 38 (1969) 271 - 280 (wo freilich nur die Fak-
ten, nicht die dort gegebenen Interpretationen von Belang sind). Damit wäre auch die publizistische 
Begleitung des Mordes an Jean Sans Peur selbst zu vergleichen (1419/1420): Bernard Guenee, Les 
campagnes des lettres qui ont suivie le meurtre de Jean Sans Peur, in: Annuaire Bulletin de la So-
ciete de l'Histoire de France 1994, 45 - 65. 
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als Hochverräter gegen den König und damit als Tyrann entpuppt habe.62  Das war 
wahrlich eine explosive Mischung von Ideen, die aus der Situation der Tat nur allzu 
leicht erklärlich scheint: die Strafe des Hochverrats (des crimen lese maiestatis) wird 
hier mit dem Entschuldigungsgrund für ein Tötungsdelikt zusammengeschlossen, der 
Getötete sei in Wahrheit ein Tyrann gewesen, offenbar zu dem Zweck, eine Tötung 
ohne Gerichtsverfahren auf rein private Veranlassung zu begründen. 
Diese Thesen wurden von dem Kanzler der Universität Paris und ihrem führenden 
Theologen Jean Gerson nach einigem Zögern in einer wahren Schlacht von Streit-
schriften und Memoranden scharf zurückgewiesen. Schließlich verurteilte eine als 
synodales Gremium tagende Universitätsversammlung63  in Paris 1414 neun Thesen 
des mittlerweile (1411) verstorbenen Jean Petit und ließ seine Schrift demonstrativ 
verbrennen. Freilich gelang es Gerson dann trotz vieler Mühen nicht, auch die Väter 
des Konstanzer Konzils, auf dem er selber zugegen war, wo er auch eine wahrnehmba-
re Rolle spielen konnte, zu einer klaren Verdammung dieser schamlosen Umbildung 
des Tyrannenmordgedankens zu veranlassen; die Thesen wurden wohl als anstößig 
und gefährlich, aber nicht als glaubenswidrig, nicht als ketzerisch eingeschätzt und 
entgingen daher trotz ihres erschreckenden Zynismus einem konziliaren Verdikt." 
Brechen wir ab. Wir haben einige Positionen der mittelalterlichen politischen Reflexi-
on zum Extremfall des Widerstandsrechtes durchmustert. Die Schwierigkeiten, die 
mittelalterliche Theoretiker mit der sittlichen Bewertung eines gewaltsamen Wider-
standes gegen eine (eindeutig verurteilte) Gewaltherrschaft hatten, lassen sich auch aus 
62 Zur Debatte im einzelnen Alfred Coville, Jean Petit et la question du tyrannicide au commencement 
du XVe siecle, Paris 1932 [dazu Hermann Heimpel, in: HZ 149 (1933) 114 - 117]; und zuletzt vor-
züglich die Monographie von Bernard Guenee, Un meurtre, une societe, L'assassinat du duc 
d'Orleans, 23 novembre 1407, Paris 1992; zusammenfassend Joachim Ehlers, Ludwig von Orleans 
und Johann von Burgund (1407/1419), Vom Tyrannenmord zur Rache als Staatsraison, in: Das At-
tentat in der Geschichte, hg. Alexander Demandt, Köln/ Weimar/ Wien 1996, S. 107 - 121. 
63 Zum Charakter solcher Versammlungen, die nicht einfachhin eine Synode genannt werden sollten, 
ftIr die Zeit des Schisma und der Subtraktionspolitik vor allem Helene Millet, Du conseil au concile 
(1395-1408), Recherche sur la nature des assemblees du clerge en France pendant le Grand Schisme 
d'Occident, in: Journal des Savants 1985, 137 - 159. Bei gelehrtem Glaubensirrtum war die univer-
sitäre Magisterversammlung als quasi-synodales Gremium, das den Bischof beriet, bereits im 
13. Jahrhundert in Paris üblich gewesen, vgl. nur Jürgen Miethke, Papst, Ortsbischof und Universi-
tät in den Pariser Theologenprozessen des 13. Jahrhunderts, in: Die Auseinandersetzungen an der 
Pariser Universität im XIII. Jahrhundert, hg. Albert Zimmermann (Miscellanea mediaevalia, 10), 
Berlin/ New York 1976, S. 51 - 96. Jetzt auch 1. M. M. Hans Thijssen, Censure and Heresy at the 
University of Paris, 1200-1400, Philadelphia 1998, bes. S. 24ff. 
64 Zum Prozeß gegen Jean Petit in Paris und Konstanz vor allem außer Alfred Coville (wie Anm. 62) 
Douglas Taber, The Theologian and the Schism, A Study of the Political Thought of Jean Gerson, 
1363 - 1429, PhD-Thesis Stanford Univ. 1985, S. 432 - 480; für das Konstanzer Konzil, wo auch 
das Verfahren gegen Johannes Falkenberg und seine „Satira" zu vergleichen wäre, siehe bereits 
Bernhard Bess, Die Lehre vom Tyrannenmord auf dem Konstanzer Konzil, in: Zeitschrift für Kir-
chengeschichte 36 (1916) S. 1 - 61, und neuerlich den Forschungsbericht von Ansgar Frenken, Die 
Erforschung des Konstanzer Konzils (1414-1418) in den letzten 100 Jahren, in: Annuarium histo-
riae conciliorum 25 (1993 [erschienen 1995]) S. 1 - 512, hier S. 181 - 205 (Petit-Prozeß), bzw. 
S. 207 - 244 (Falkenberg-Prozeß), sowie zuletzt die Darlegungen in Walter Brandmüller, Das Kon-
zil von Konstanz, 1414-1418, Bd. II: Bis zum Konzilsende (Konziliengeschichte, Reihe A: Dar-
stellungen), Paderborn [usw.] 1997, S. 95 - 115 (Petit-Prozeß) und 150 - 175 (Falkenberg-Prozeß). 
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heutiger Sicht nicht leichthin abtun, da auch in unseren Tagen ein Ende der Debatten 
nicht abzusehen ist. Die Diskussionen im Zeitalter der Scholastik zeigen uns ebenso 
Intensität und die Subtilität der Problemalyse des Mittelalters, wie sie auf die im Ein-
zelfall immer schwer durchschaubare Praxis der sittlichen Entscheidung hindeuten. 
Wenn das hier etwas klarer geworden sein sollte, hätte mein Bericht seine Absicht er-
reicht. 
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Das Verhältnis praktischer Wahrheit und kontingenter 
Wirklichkeit bei Johannes Duns Scotus 
Hannes Möhle, Bonn 
Anders als bei Aristoteles oder Thomas von Aquin finden sich bei Johannes Duns 
Scotus nur sehr wenige Hinweise einer inhaltlich anspruchsvollen, d.h. auf die kon-
kreten Belange des alltäglichen Lebens bezogenen ethischen Reflexion. Die in der di-
rekten Auseinandersetzung mit dem jeweiligen sozialen Umfeld der antiken Polis oder 
der christlichen Lebensgemeinschaft entstandenen ethischen Entwürfe des Aristoteles 
oder des Thomas von Aquin enthalten eine Vielfalt konkreter Lebensorientierung, wo-
von sich im scotischen Werk nur Andeutungen finden lassen. Nach solchen z.B. dem 
thomanischen Tugendtraktat vergleichbaren Ausführungen wird man bei Scotus, der 
nur eine Generation nach Thomas — also Ende des 13. und zu Beginn des 14. Jahrhun-
derts — wirkt, vergeblich suchen. Einen Kommentar zur Nikomachischen Ethik des 
Aristoteles hat Scotus im Gegensatz zu vielen anderen mittelalterlichen Autoren vor 
und nach ihm nie geschrieben. 
Es wäre jedoch ein Mißverständnis, wollte man aus diesen ohne Zweifel zu konstatie-
renden Defiziten darauf schließen, die praktische Philosophie des Scotus sei im Ge-
gensatz zu seiner in ihrer Bedeutung schon seit langem gewürdigten Metaphysik eher 
zu vernachlässigen.' Das Potential dieses ethischen Entwurfs liegt nicht in einer um-
fassenden und detaillierten Analyse einzelner Tugenden, bestimmter Handlungen, die-
ser oder jener besonderen Güter; es richtet sich vielmehr auf Fragen, die den wissen-
schaftstheoretischen Ort der Ethik, die vermögenspsychologischen Grundlagen oder 
den geltungstheoretischen Status handlungsvorschreibender oder -verbietender Nor-
men betreffen. Was diese Aspekte betrifft, so hat Scotus einen Paradigmenwechsel 
herbeigeführt oder diesen zumindest vorbereitet.2  
Im folgenden soll zunächst der scotische Ansatz der Ethik in seinen eigentümlichen 
Momenten vorgestellt werden, um deutlich zu machen, wie der Aufweis und die Be-
gründung einzelner Gebote und Verbote in dieser Perspektive zu erfolgen haben (I). In 
einem zweiten Teil soll dann die scotische Argumentationsstruktur an einigen konkre-
ten Beispielen, die von Scotus zumindest ansatzweise diskutiert werden, verdeutlicht 
(II) und hinsichtlich ihres systematischen Gehaltes befragt werden (III). 
Zum aktuellen Stand der Scotus-Forschung vgl. L. Honnefelder, Metaphysik und Ethik bei Johan-
nes Duns Scotus: Forschungsergebnisse und -perspektiven. Eine Einführung, in: John Duns Scotus. 
Metaphysics and Ethics (L. Honnefelder, R. Wood, M. Dreyer Hrsgg.), Leiden 1996, S. 1 - 33. 
Ausführlich vgl. hierzu H. Möhle, Ethik als scientia practica nach Johannes Duns Scotus. Eine phi-
losophische Grundlegung (Beiträge zur Geschichte der Philosophie und Theologie des Mittelalters 
NF. Bd. 44), Münster 1995. 
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Das sittlich Gute ist nicht primär Gegenstand des aus der Erfahrung gewonnenen Ha-
bitus der Klugheit. Nicht das je besondere durch die je anderen Handlungsumstände 
unterschiedene bonum particulare, das als Ziel des Handelnden erstrebt wird, ist Ge-
genstand der praktischen Reflexion. Ethik - so wie Scotus sie versteht - hat die Gestalt 
praktischer Wissenschaft. Gegenstand einer solchen Wissenschaft sind die möglichen 
Gegenstände des Handelns unabhängig davon, ob diese tatsächlich Ziele eines Han-
delnden sind, d.h. unabhängig davon, ob sie kontingenterweise erstrebt werden oder 
nicht.)  Gegenstände des Handelns, wie z.B. die Gottesliebe, der Besitz von Eigentum 
oder die Tötung eines Menschen sind in ihrem washeitlichen Bestand, in dem, was sie 
jeweils zu dem macht, was sie sind und wodurch sie von anderem unterschieden sind, 
konstituiert unabhängig davon, ob sie aktuell als Ziele eines Tätigseins verfolgt wer-
den oder nicht. Objekt der praktischen Erkenntnis sind somit die notwendig in ihrer 
quiditativen Bestimmung konstituierten Gegenstände eines möglichen Handelns, nicht 
nur die tatsächlich beabsichtigten konkreten Handlungsziele. So verstanden kann es für 
Scotus ein notwendiges Wissen hinsichtlich eines praktisch relevanten, weil auf das 
Handeln der Menschen bezogenen Gegenstandsbereichs geben. „De contingentibus 
sunt multae veritates necessariae" lautet die scotische Entgegnung auf den an Aristo-
teles anschließenden Einwand, praktische Erkenntnis könne nicht den Status des Wis-
senschaftlichen haben.°  Praktisches Wissen kann für Scotus entgegen der aristotelisch-
thomanischen Tradition die Gestalt praktischer Wissenschaft annehmen, weil es all-
gemein und in der genannten Weise auf einen notwendigen Gegenstandsbereich bezo-
gen ist. 
Das Erkennen, das sich auf Objekte bezieht, die von sich aus die Eignung besitzen, 
Ziele möglicher Handlungen zu sein, übt auf den Erkennenden eine Anregung und 
Anleitung aus, die zu einem bestimmten Handeln disponiert und anspornt. In diesem 
Motivationscharakter ist das praktische Moment dieses Erkenntnishabitus im Gegen-
satz zur bloßen Kontemplation der Theorie begründet.' Die so betrachteten Hand-
lungsgegenstände haben anders als Handlungsziele keine wie auch immer geartete An-
ziehungskraft, die den Handelnden aufgrund seiner natürlichen Veranlagung, aufgrund 
der ihm eigenen inclinationes naturales, zielursächlich wirksam zu ihrer Verwirkli-
chung treiben. Der Verursachungsprozeß, das Moment des Wirksamwerdens, das jede 
Handlung impliziert, geht allein vom Handelnden selbst aus. Menschliche Handlun-
gen, die Scotus im engeren Sinne als praxes versteht - im übrigen ein Begriff, von dem 
Scotus annimmt, daß ihn Aristoteles nicht besessen habe6  -, kommen dadurch zustan- 
6 
Vgl. Ord. Prol. n. 260. 
Vgl. Ord. Prol. n. 350, hierzu H. Möhle, Ethik als scientia practica, S. 147 - 151. 
Vgl. Ord. Prol. n. 237, hierzu 1-1. Möhle, Ethik als scientia practica, S. 36 - 41. 
„Sed Philosophus non ponit aliquam scientiam esse conforrnem praxi voluntatis circa finem, quia 
non posuit voluntatem circa finem habere praxim sed quasi quamdam motionem simplicem natura-
lem, et ideo nullam posuit posse esse nobiliorem per conformitatem ad finem; si tamen posuisset 
aliquam praxim circa finem; non negasset, ut videtur, scientiam practicam respectu illius praxis esse 
nobiliorem scientia speculativa circa idem, puta si aliqua esset speculativa circa illa circa quae est 
scientia moralis, non diceret illam speculativam esse nobiliorem morali scientia. Nos autem poni- 
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de, daß sie im Zusammenspiel von Verstand und Wille als einer komplexen Wirkursa-
che frei hervorgebracht werden. In diesem Sinne - nämlich insofern sie durch den frei-
en Willen bewirkt werden - sind praxes kontingent. 
Praktische Erkenntnis - so läßt sich das erkenntnis- und wissenschaftstheoretische 
Modell des Scotus zusammenfassen - hat den Charakter praktischer Wissenschaft, 
weil einerseits der Gegenstandsbereich des Erkennens notwendig konstituiert ist - in-
sofern handelt es sich um Wissenschaft - und andererseits dieses Wissen auf ein Han-
deln bezogen ist, das kontingent vom Willen verursacht wird, - insofern hat diese Wis-
senschaft praktischen Charakter. 
Die Gründe, die Scotus zu einem solchen gegenüber der aristotelisch-thomanischen 
Tradition veränderten Entwurf der Ethik veranlassen, sind vielfältig. Zwei Motive sind 
jedoch besonders hervorzuheben: Zum einen spielen hier bestimmte wissenschafts-
theoretische Annahmen hinsichtlich der Theologie eine Rolle, zum anderen ist es vor 
allem die eigentümliche Konzeption des Vermögens des Willens und dessen Wirkwei-
se, die hierfür ausschlaggebend ist. 
Was das erste Motiv betrifft, so sieht sich Scotus im Prolog zu seinem Sentenzen-
kommentar, also dem Ort, an dem traditionell wissenschaftstheoretische Probleme der 
Theologie thematisiert werden, vor eine doppelte Aufgabe gestellt: Als Nachwirkung 
der Auseinandersetzung mit dem aristotelischen Wissenschaftsverständnis werden an 
die Theologie enge und klar umrissene Maßstäbe angelegt, um ihren Status als Wis-
senschaft zu sichern. Hierzu gehört, daß ein solches Wissen allgemein und notwendig 
sein muß, um als Wissenschaft im engeren Sinne gelten zu können. Der andere An-
spruch, dem sich Scotus insbesondere in seiner Zugehörigkeit zur franziskanischen 
Tradition ausgesetzt sieht, besteht darin, die Theologie nicht nur als spekulative Wis-
senschaft, sondern gerade als auf die Praxis bezogene, d.h. als scientia practica be-
stimmen zu sollen. Beide Aspekte verbunden ergeben den Anspruch, praktisches Wis-
sen, also solches Wissen, das nicht nur um seiner selbst willen erworben wird, sondern 
das über das bloße Erkennen hinaus auf äußere Werke, nämlich auf Handlungen bezo-
gen ist, im Status einer Wissenschaft konzipierbar zu machen. Nur auf der Grundlage 
eines solchen von Scotus erst zu entwerfenden Konzeptes praktischer Wissenschaft 
läßt sich die Theologie als Wissenschaft begreifen. Praktische Überlegung als Ent-
scheidung des je besonderen Einzelfalles durch die Klugheit kann nicht das Modell 
sein, das als Grundlage für die Theologie als Wissenschaft tauglich ist.' 
Das andere Motiv, das für den scotischen Entwurf der Ethik im Hintergrund steht, re-
sultiert aus den besonderen Anforderungen, die durch die neue unser modernes Ver-
ständnis maßgeblich mitbestimmende - was vor allem bei Immanuel Kant deutlich 
wird - Verhältnisbestimmung von Wille und Verstand gegeben sind. Für Scotus ist 
der Wille nicht mehr ein genuin natürliches Streben, das durch den Verstand gelenkt 
mus esse praxim veram circa Einem, cui nata est cognitio esse conformis, et ideo cognitionem prac-
ticam circa finem esse nobiliorem omni speculativa." Ord. Prol. n. 353, hierzu H. Möhle, Ethik als 
scientia practica, S. 152 - 157. 
▪ Vgl. H. Möhle, Ethik als scientia practica, S. 215 - 245. 
• Vgl. hierzu H. Möhle, Wille und Moral. Zur Voraussetzung der Ethik des Johannes Duns Scotus 
und ihrer' Bedeutung für die Ethik Immanuel Kants, in: J.D. Scotus. Metaphysics and Ethics (L. 
Honnefelder, R. Wood, M. Dreyer Hrsgg.), Leiden 1996, S. 573 - 594. 
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wird. Der Begriff eines solchen Strebevermögens setzt voraus, daß der willentlich 
Handelnde in einen Zusammenhang ihm von Natur aus zukommender Ziele eingebet-
tet ist, auf die er durch seine natürlichen Neigungen — die inclinationes naturales —
ausgerichtet ist. Diese Interpretation unterstellt ein zielursächlich verfaßtes Grundstre-
ben, das der Vernunft bedarf, um die vielfältig variierenden Teilziele, das jeweilige 
bonum particulare, zu unterscheiden und zu verfolgen. 
Scotus setzt dem ein anderes Verständnis von Willen entgegen, das das teleologische 
Grundmuster ebenso ausschließt wie die Dominanz des Verstandes als Erklärungs-
grundlage willentlichen Handelns.9 
 
"Alles das, was bewegt wird, wird von einem anderen bewegt." — so lautet die meta-
physische Grundannahme, der man im Anschluß an Aristoteles im Mittelalter weitge-
hend gefolgt ist.'°  Selbst Heinrich von Gent — einer der bevorzugten Gesprächspartner 
des Duns Scotus in Sachen 'Willen' — hält an diesem Axiom fest. Die Annahme einer 
solchen metaphysischen Prämisse schließt die Möglichkeit aus, es könne einen nicht 
durch ein dem Handelnden Äußeres bewirkten Übergang von Potenz zum Akt geben. 
Auf dem Hintergrund dieser Annahme wird die Möglichkeit der Selbstbewegung ne-
giert und damit läßt sich das Wirken des Willens nur unter Zuhilfenahme einer Verur-
sachung durch das die Handlung final initiierende Handlungsziel erklären. Dieses 
Moment des immer schon Bewegtwerdens durch ein Ziel — letztlich durch den finis ul-
timus — ist dasjenige, worin sich ein Streben — appetitus — grundsätzlich von dem un-
terscheidet, was Scotus als die irreduzible Wirkursächlichkeit des Willens auffaßt.' 
Eine Verursachung vom Ziel her ist für Scotus nur noch eine metaphorische Redewei-
se
12
, der in Wirklichkeit nichts entspricht. Als Konsequenz hieraus ist der Wille, wenn 
er wirklich Ursache des Handelns sein soll, ausschließlich als wirkursächlich verfaßtes 
Vermögen ursprünglicher Selbstbewegung zu begreifen. Das aristotelisch-mittel-
alterliche Axiom der ausgeschlossenen Selbstbewegung ist für Scotus nicht mehr ver-
tretbar, weil es gerade diejenige Verursachungsweise ausschließt, die allein die Ei-
gentümlichkeit unseres Handelns und der Welt, in der wir leben, begründen kann. 
Willentliches Handeln ist nur insofern als frei und die geschaffene Welt nur insofern 
als kontingent zu begreifen, als man jeweils eine erste Ursache radikaler Selbstbewe-
gung annehmen kann. Die Freiheit des menschlichen und des göttlichen Handelns und 
damit die Kontingenz der geschaffenen Welt lassen sich nur dann behaupten, wenn 
man ein Willensvermögen zugrunde legt, das nicht als ein bereits durch ein Ihm-
Äußeres-in-Bewegung-Gesetztes zu denken ist, sondern das allein die hinreichende 
Ursache seines Handelns sein kann.' 3  
9  Im einzelnen vgl. A.B. Wolter, Native Freedom of the Will as a Key to the Ethics of Scotus, in: 
Deus et Homo ad mentem 1. Duns Scoti. Acta Tertii Congressus Scotistici Internationalis Vindebo-
nae, 28. sept. - 2. oct. 1970 (Studia scholastico-scotistica, Bd. 5), Rom 1972, S. 359 - 370, hierzu 
auch H. Möhle, Ethik als scientia practica, S. 158 - 212. 
Effler, R. R., John Duns Scotus and the Principle 'Omne quod movetur ab alio movetur' (Fran-
ciscan Institute Publications. Philosophy Series, Bd. 15), Louvain/Paderbom 1962. 
" Vgl. H. Möhle, Ethik als scientia practica, S. 441 - 446. 
12 Vgl. Met. IX q. 14 nn. 122 - 124. 
I ' Vgl. L. Honnefelder, Die Kritik des Johannes Duns Scotus am kosmologischen Nezessitarismus der 
Araber: Ansätze zu einem neuen Freiheitsbegriff, in: Die abendländische Freiheit vom 10. zum 14. 
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Wenn der Wille in der skizzierten Weise Ursache des Handelns sein soll, dann stellt 
sich selbstverständlich sogleich die Frage, wie man es vermeiden will, daß hieraus ein 
uneingeschränkter Voluntarismus resultiert, der die Vernunftbestimmtheit unseres 
Handelns auszuschließen scheint, die für unser Eigenverständnis aber ebenso konstitu-
tiv ist wie die Annahme der Freiheit unseres Wollens. Zudem: Welche Verläßlichkeit 
hätten für uns die Gesetze der geschaffenen Natur und die sittlichen Gebote des uns 
schaffenden Gottes, wenn dieser in voller Willkür und Beliebigkeit in unnachvollzieh-
barer Weise durch seinen Willen handelte? Welchen Wert haben die Gesetze und 
Nonnen, die wir uns selbst auferlegen, wenn die Natur um uns und in uns in ihrer 
Wurzel der Willkür ausgesetzt ist? 
Diese und ähnliche Bedenken haben selbst in diesem Jahrhundert noch die scotische 
Philosophie und Theologie über viele Jahrzehnte diskreditiert. Zum Teil lagen hier 
interpretatorische Mißverständnisse zugrunde, zum Teil war hierfür die unübersichtli-
che Situation in Ermangelung noch zu erstellender kritischer Editionen ausschlagge-
bend. 
Aus heutiger Sicht steht fest", daß Scotus ein Modell des Zusammenwirkens von Ver-
stand und Wille vertritt, das einerseits den Willen als alleinige Ursache vorsieht, was 
die Hervorbringung oder Unterlassung einer Handlung betrifft, und das andererseits 
dem Verstand eine Teilursächlichkeit — nicht nur den Status einer c,onditio bzw. causa 
qua non, wie fälschlicherweise oft angenommen — zuweist, die darin besteht, den Wil-
len zur Verfolgung einer bestimmten Handlung anzuleiten und zu motivieren.'5  Ohne 
Mitwirken des Intellekts kann es auch für Scotus zu keinem Willensakt kommen — 
'nihil volitum nisi praecognitum' gilt für Scotus ebenso wie wohl für jeden anderen 
mittelalterlichen Denker als Grundbestimmung willentlichen Wirkens. Dadurch, daß 
Scotus nicht mehr von einer naturalen Ausrichtung des Willens ausgeht, ist dieser 
mehr denn je einer rationalen Anleitung bedürftig. 
Was der Verstand dem Willen präskriptiv darbietet, nötigt den Willen allerdings in 
keiner Weise zu einem entsprechenden Akt des Wollens. Selbst im Angesicht der 
höchsten Glückseligkeit bleibt der Wille frei, diese zu wollen — velle — oder nicht zu 
wollen — im Sinne von non velle, nicht im Sinne von nolle. Anders als etwa bei Tho-
mas von Aquin kann sich für Scotus der Wille auch in dieser fiktiven Situation jegli-
chen Wollens enthalten." Diesen Akt des Suspendierens für möglich zu halten, be-
deutet aber in keiner Weise, einem Irrationalismus zu verfallen. Denn dieser bestünde 
Jahrhundert. Der Wirkungszusammenhang von Idee und Wirklichkeit im europäischen Vergleich, J. 
Fried (Hrsg), Sigmaringen 1991, S. 250 - 263. 
14 
 Vgl. Duns Scotus, Opera Omnia Bd. XIX, Prolegomena, hierzu H. Mähte, Ethik als scientia practi-
ca, S. 174 - 178. 
15 
 Vgl. Lect. II d. 25 n. 69. 
16 
 „Dito ergo quod contingenter vult finem et beatitudinem tam in universali quam in particulari, 
quamvis ut in pluribus appetat beatitudinem in universali, et etiam in particulari, quando intellectus 
prius non dubitat quod beatitudo consistit in illo particulari." Ord. IV d. 49 q. 10 n. 6, A.B. Wolter, 
Duns Scotus an the Will and Morality. Selected and Translated with an Introduction by Allan B. 
Wolter, O.F.M., The Catholic University of America Press, Washington, D.C., 1986, S. 188 - 190, 
hierzu H. Möhle, Ethik als scientia practica, S. 389 - 398. Vgl. J. Spruyt, Duns Scotus's Criticism of 
Henry Of Ghent's Notion of Fnee Will, in: John Duns Scotus (1265/6-1308). Renewal of Philoso-
phy, E. P. Bos (Hrsg.), Amsterdam 1998, S. 139 - 154, bes. S. 148 - 150. 
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erst darin, wenn man dem Willen in der genannten Situation die Fähigkeit zusprechen 
wollte, die Glückseligkeit explizit nicht zu wollen im Sinne von `volle'; diese Mög-
lichkeit wird von Scotus selbstverständlich ausgeschlossen, da der Wille sub ratione 
mali nichts wollen kann, denn es würde sich in diesem Fall um überhaupt kein Wollen 
mehr handeln. 
Das den Willen anleitende Moment des Verstandes - Scotus spricht von der cognitio 
regulativa bzw. conformativa - nimmt nicht auf so etwas wie die natürlichen Neigun-
gen Bezug, von denen unterstellt wird, sie seien dem Willen in Gestalt seiner natürli-
chen Ziele zu eigen. Denn von einem Ziel zu sprechen - so ar8.umentiert Scotus -, ist 
nur dann möglich, wenn etwas auch als solches erstrebt wird." Dies setzt aber bereits 
den Willen als das strebende Moment voraus, so daß die Ziele nur kontingenter Weise 
Ziele sind und nicht als Bestimmungsgründe des Wollens in einem ursprünglichen 
Sinne in Frage kommen. Wozu der Intellekt den Willen bestimmt, sind mögliche 
Handlungen, die dadurch gekennzeichnet und von einander unterschieden sind, daß 
ihnen jeweils ein bestimmter Gegenstand zugrunde liegt. Handlungsgegenstände wer-
den nicht erst zu dem, was sie sind, indem sie gewollt werden, sondern sie sind, was 
sie sind, bevor sie gewollt werden. 
Das bedeutet für die ethische Diskussion, daß sich sittlich gutes oder schlechtes Han-
deln danach bemißt, ob der Gegenstand des Handelns mit der richtigen sittlichen Ein-
sicht, mit der recta ratio, die als Maßstab vor jeder tatsächlich ausgeführten Handlung 
anzunehmen ist, übereinstimmt oder nicht. Die Kontingenz, die durch die Wahl des 
Willens ins Spiel kommt, bleibt für die Bestimmung des Maßstabes der sittlichen Gut-
heit ausgeschlossen. Das Urteil der praktischen Vernunft ist allein durch den notwen-
dig konstituierten Gegenstand möglicher Handlungen bestimmt und deshalb für sich 
betrachtet notwendig. Die Übereinstimmung eines Handlungsgegenstandes mit der 
richtigen Einsicht stellt somit eine notwendige Wahrheit dar. Das ist der Hintergrund, 
der es Scotus erlaubt, von praktischer Wahrheit und praktischer Wissenschaft zu spre-
chen.18  
Daß aus dieser Annahme notwendig bestimmter Handlungsgegenstände kein Nezessi- 
tarismus und keine Einschränkung der Freiheit des Willens resultiert, ist darauf zu- 
rückzuführen, daß das jeweilige obiectum des Wollens in keinem vorhergängigen kau- 
17 
.... finis non est causa nisi in quantum amatus et desideratus movens cifkiens ad efficiendum. Sed 
aptitudo dicta convenit considerationi sive finis sit amatus sive non. Potest enim in intellectu esse 
dicta cognitio qualitercumque voluntas se habeat, immo si voluntas non esset coniuncta intellectui. 
Et ita a fine tamquam a finali causa non convenit aptitudo illa cognitioni; nihil enim inest ab aliqua 
causa quod inest illa non causante. Si dicas, finis aptus est amari antequam aptitudo illa insit cogni-
tioni, contra: hoc non salvat propositum, quia effectus nihil habet ab aliquo causaliter quia illud na-
tum esset causare nisi actu causet; igitur cognitio non habet aptitudinem, sive naturam illam quam 
consequitur talis aptitudo, a fine aptitudinaliter causante nisi actu causet; nec causat in actu ut causa 
finalis nisi ut actu amatus et desideratus moveat efficiens ad agendum ..." Ord. Prol. n. 253. 
18  „Qui sic respondet, a principio habet concedere omnem veritatem de praxibus agentium creatorum 
cognosci a quocumque intellectu practicante, quia omnes illae, sive ab obiecto, ut necessariae, sive 
aliunde, ut contingentes, natae sunt prius esse conformes praxibus sive prius determinare rectitudi-
nem praxium quam ipsae praxes eliciantur." Ord. Prol. n. 339. Vgl. auch L. Honnefelder, Ansätze 
zu einer Theorie der praktischen Wahrheit bei Thomas von Aquin und Johannes Duns Scotus, er-
scheint demnächst. 
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salen Zusammenhang zum Vermögen des Willens steht. Anders als etwa die aristote-
lisch-thomanische Tradition hinsichtlich der Handlungsziele unterstellt — nämlich daß 
von diesen, wenn sie vom Verstand nur richtig erkannt werden, eine gewisse Anzie-
hungskraft ausgeht, die den Willen proportional zur erkannten Gutheit zu deren Ver-
folgung veranlaßt,19  bleibt der Wille in der scotischen Interpretation uneingeschränkt 
frei, wie er sich den vom Verstand dargebotenen und vorgeschriebenen Handlungsop-
tionen gegenüber verhält. 
Scotus nimmt ein zweistufiges Modell des Wollens an, das dadurch gekennzeichnet 
ist, daß der Wille auf einer ersten Ebene mit bestimmten Handlungsgegenständen kon-
frontiert wird, die ihm vom Intellekt vermittelt werden, wobei diese entsprechend ihrer 
vom Verstand erkannten Gutheit oder Schlechtheit dem Willen zur Ausführung nahe-
gelegt werden. Auf dieser Ebene kommt der objektive sittliche Gehalt der Handlungs-
gegenstände — sofern er durch den Verstand erfaßt wird — als Teilursache des Handelns 
zur Geltung. Auf einer zweiten Ebene kann sich der Wille noch einmal in einem von 
Scotus so genannten reflexiven Akt zu seinem eigenen Wollen dieser oder jener auf 
der ersten Ebene dargebotenen Gegenstände verhalten.20  Der Wille kann sein eigenes 
Wollen, d.h. die möglichen Entscheidungen, dieses oder jenes zu wollen oder nicht zu 
wollen, eigens zum Gegenstand eines reflexiven Zu-sich-selbst-Verhaltens machen. 
Hierbei findet keinerlei Nötigung des Wollens durch eine äußere Ursache statt. Aus 
diesem Grund kann Scotus davon sprechen, der Wille sei die vollständige Ursache 
seiner freien Selbstbestimmung21 , ohne daß dadurch die Rationalität des Wollens, die 
aus der teilursächlichen Beteiligung des Verstandes resultiert, aufgehoben wird. 
„ ens est perfectivum alterius non solum secundum rationem speie sed etiam secundum esse 
quod habet in rerum natura, et per hunc modum est perfectivum bonum; bonum enim in rebus est ut 
Philosophus dicit in VI Metaphysicae. In quantum autem unum ens secundum esse suum est per-
fectivum alterius et consummativum, habet rationem finis respectu illius quod ab eo perficitur; et 
finde est quod omnes recte diffinientes bonum ponunt in ratione eius aliquid quod pertinet ad habitu-
dinem finis: unde Philosophus dicit in I Ethicorum quod 'bonum optime diffinerunt dicentes quod 
bonum est quod omnia appetunt." Thomas von Aquin, De ver. q. 21 a. 1 
20 
„Praeterea: voluntas volens ultimum finem sibi ostensum, potest ex se velle, e non velle ultimum 
finem sibi ostensum: consequentia probatur ex opposito, quoniam si voluntas de necessitate vult ali-
quid, quantum ex se vult se velle illud. Antecedens probatur: quia voluntas volens ultimum finem 
sibi ostensum potest avertere intellectum a consideratione ultimi finis, nisi quia vult se non velle 
ultimum finem, sed aliud obiectum: quamdiu enim se vult velle ultimum finem; intellectum non 
avertit a consideratione ultimi finis: ergo voluntas ultimum finem ostensum sibi potest ex se velle se 
non velle illud." Coll. XVII n. 8. „Et quod dicitur 'volens sinere', hoc potest intelligi non quod ha-
beat velle rectum circa illud quod permittit, sed actum reflexum: offen enim voluntati suae hunc 
peccaturum vel peccare, et primo voluntas eius circa hunc non habet velle (velle enim ipsum habere 
peccatum non potest); secundo potest intelligere voluntatem suam non volentem hoc, et tunc potest 
velle voluntatem suam 'non velle hoc', - et ita dicitur volens sinere et voluntarie sinere, volens 
permittere et voluntarie permittere. Sicut ex alia parte, praesentato sibi luda: primo Deus habet non 
velle sibi gloriam, et non primo nolle ...; et potest tunc secundo reflectere super istam negationem 
actus, et velle earn, - et ita volens (sive voluntarie) non eligit luden finaliter peccaturum et nolitio-
nem gloriae, sed non volitionem gloriae." Ord. 1 d. 47 n. 9; vgl. hierzu H. Möhle, Ethik als scientia 
practica, S. 399 - 414. 
21  „Respondeo ergo ad questionem, quod nihil aliud a voluntate potest esse totalis causa volitionis in 
voluntatt secundum quod voluntas determinat se libere ad actum volendi causandum." Additiones 
Magnae, S. 299. 
55 
Der scotische Willensbegriff — so läßt sich zusammenfassend formulieren — verbindet 
zwei Momente in sich: zum einen das Bestimmtwerden durch die vom Verstand ver-
mittelten Handlungsgegenstände und zum anderen die Selbstbestimmung durch den 
reflexiven Akt des Willens. Während das erste Moment die Rationalität des Wollens 
gewährleistet, verbürgt das zweite die Freiheit des Willens. Sittliche Reflexion kann 
somit den Charakter des Notwendigen, der Wissenschaft annehmen, ohne das Frei-
heitsbewußtsein, das wir von unserem Wollen haben, in Frage zu stellen. 
II 
Sowohl der Wissenschaftscharakter der ethischen Überlegung als auch die Annahme 
freier Selbstbestimmung als Eigentümlichkeit des Willens spiegeln sich im scotischen 
Verständnis dessen, was sittliche Norm und praktisches Gebot sind, wider. 
Der Wille ist ein Vermögen besonderer Art. Mit einer von Anselm von Canterbury 
entlehnten Bestimmung interpretiert Scotus den Willen als reine Vollkommenheit, als 
perfectio simpliciter.22  Diese metaphysische Kennzeichnung impliziert, daß der Wille 
ein Vermögen ist, das abgesehen davon, ob es im Modus des Endlichen oder des Un-
endlichen gegeben ist, sowohl Gott als auch entsprechenden Kreaturen zukommt. Der 
Begriff `voluntas' ist univok von Gott und Kreatur aussagbar, insofern er als transzen-
dentaler Begriff jenseits der Modi des Endlichen und des Unendlichen betrachtet wird. 
Diese Feststellung ist wichtig, um deutlich zu machen, daß auch der göttliche Wille 
durch die beiden Momente der Rationalität und der Freiheit gekennzeichnet ist. 
Wird dieser Aspekt mißachtet, führt das leicht dazu, das göttliche Handeln entweder 
als determiniert oder als willkürlich mißzuverstehen. Insbesondere der Vorwurf des 
Voluntarismus hat die praktische Philosophie des Scotus oft in ein falsches Licht treten 
lassen.23  Dies hängt damit zusammen, daß nach der scotischen Lehre die Gebote, die 
die moralische Ordnung der Schöpfung konstituieren, nur deshalb überhaupt gebieten-
den Charakter haben, weil sie durch den Willen des Gesetzgebers, nämlich Gott, ge-
wollt sind. Der Übergang einer bloßen Gesetzesformel zu einem geltenden Gesetz —
Scotus verwendet hierfilr die Begriffe lex' und 'recta lex' — findet dadurch statt, daß 
die entsprechenden Inhalte durch den Willen dessen, der Gesetze erlassen kann, also 
den Gesetzgeber, tatsächlich gewollt werden.24 
 So sind die Gesetze in ihrem Inhalt 
22 W. Hoeres, Der Wille als reine Vollkommenheit nach Duns Scotus (Salzburger Studien zur Philo-
sophie, Bd. 1), München 1962 
23 Vgl. B. M. Bonnsee, Duns Scotus' Voluntarism, in: John Duns Scotus, 1265-1965 (Studies in 
Philosophy and the History of Philosophy, Bd. 3), J. K. Ryan, B. M. Bonansea (Hrsgg.), Washing-
ton 1965, S. 83 - 121. 
24 
„linde dico quod multa alia potest agere ordinate; et multa alia posse fieri ordinate, ab illis quae 
fiunt conformiter illis legibus, non includit contradictionem quando rectitudo huiusmodi legis - se-
cundum quarr dicitur quis recte et ordinate agere - est in potestate ipsius agentis. [deo sicut potest 
aliter agere, ita potest aliam legem rectam statuere, - quae si statueretur a Deo, recta esset, quia 
nulla lex est recta nisi quatenus a voluntate divina acceptante est statuta; et tune potentla eius abso-
luta ad aliquid, non se extendit ad aliud quam ad illud quod ordinate fieret, si fieret: non quidem fie- 
56 
zwar durch die Vernunft bestimmt, ihr Geltungsgrund aber liegt in der Setzung durch 
den Willen. Legt man dieses Modell zugrunde, so stellt sich die Frage, ob auf dieser 
Grundlage des Zusammenwirkens von Vernunft und Wille, von Rationalität und Frei-
heit die Willkür der Gesetzgebung ausgeschlossen und die rationale Nachvollziehbar-
keit durch die dem Gesetz Unterworfenen tatsächlich gewährleistet ist. Um dieses Po-
blem zu erörtern, ist es notwendig, sich die wesentlichen Züge der scotischen 
Naturgesetzlehre zu vergegenwärtigen. 
Scotus unterscheidet zunächst zwei Ebenen beim Naturgesetz: das Naturgesetz im 
strengen Sinne und das Naturgesetz in einem weiter gefaßten Sinne. Die Definition des 
strengen Naturgesetzes lautet: „In einer ersten Bedeutung (läßt sich vom Naturgesetz 
sprechen) wie von ersten praktischen Prinzipien, die aufgrund der Begriffe bekannt 
sind, oder von Schlüssen, die notwendig aus diesen folgen. Von diesen sagt man im 
strengsten Sinn, daß sie zum Naturgesetz gehören." Von einem solchen Naturgesetz —
so fügt Scotus hinzu — kann es keine Dispensation geben." Was zum Naturgesetz in 
diesem Sinne gehört, ist praktisch wahr (verum practicum), insofern dessen Wahrheit 
aufgrund der bloßen Gehalte der in der Formulierung des Gesetzes enthaltenen Begrif-
fe einsichtig ist.26 
 Diese Begriffsbestimmung der lex naturae verbindet zwei Elemente: 
die praktische Wahrheit und die Indispensabilität. Diese formale Kennzeichnung geht 
jeder inhaltlichen Füllung voraus. 
Das hat zur Konsequenz, daß die in diesem Zusammenhang klassischerweise geführte 
Auseinandersetzung mit den offensichtlichen Ausnahmen hinsichtlich der Gebote des 
Dekalogs eine andere Richtung nimmt, als etwa bei Thomas oder später bei Ockham. 
Für Scotus geht es nicht darum zu erläutern, in welcher Weise die offensichtlichen 
Ausnahmen hinsichtlich des Dekalogs mit der unterstellten Unveränderbarkeit des 
Naturgesetzes kompatibel sind. Das, was als praktisch wahr anzusehen ist, läßt keine 
Ausnahme zu. Für Scotus können deshalb nur diejenigen Gebote des Dekalogs zum 
strengen Naturgesetz gehören, von denen eine Dispensation nicht möglich ist, d.h. nur 
die ersten beiden, die Gott unmittelbar zum Gegenstand haben, möglicherweise noch 
das dritte Gebot — hierüber ist Scotus im Zweifel — sind naturgesetzliche Vorschriften 
ret ordinate secundum istum ordinem, sed fieret ordinate secundum alium ordinem, quem ordinem 
ita posset voluntas divina statuere sicut potest agere." Ord. I d. 44 n. 8. 
25  „Uno modo tamquam prima principia practica nota ex terminis vel conclusiones necessario sequen-
tes ex cis et haec strictissime dicunter de lege naturae. Et rationes contra primam opinionem probant 
quod in talibus non potest esse dispensatio ..." Ord. III d. 37 n. 5, Wolter, A. B., Duns Scotus on the 
Will and Morality, S. 276. In diesem Sinn entsprechen die praktischen Prinzipien den Prinzipien des 
spekulativen Wissens, auch wenn sie der Zahl nach weniger sind: „De lege autem naturse dicuntur 
omnia principia practica nota ex terminis lumine naturali, sicut principia speculativa in speculatio-
nibus, licet non sint tot principia practica in practicis, quot speculativa in speculationibus." Rep. par. 
IV d. 17 n. 3 
26  „Illud autem est verum practicum de iure naturale cuius veritas est nota ex terminis - et tunc est 
principium in lege naturae, sicut et in speculabilibus principium notum ex terminis - sive quod se-
quitur evidenter ex tali vero sic noto, cuiusmodi est conclusio practica demonstrata. Et stricte lo-
quendo nihil aliud est de lege naturae nisi principium vel consilio demonstrata sic. Tamen exten-
dendo quandoque illud dicetur esse de lege naturae quod est verum practicum consonum principiis 
et concliisionibus legis naturse in tantum quod statim notum est omnibus illud convenire tali legi." 
Ord. IV d. 17 n. 3, Wolter, A. B., Duns Scotus on the Will and Morality, S. 262. 
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im strengen Sinne. Das Tötungsverbot ist für Scotus aufgrund der offensichtlichen 
Dispense, die Gott diesbezüglich erteilt hat - z.B. im Fall des Isaak-Opfers -, kein Be-
standteil der lex naturae stricte loquendo.27  
Das tatsächliche Wollen Gottes kommt als Geltungsgrund des Naturgesetzes nicht in 
Betracht; dieses würde gelten auch wenn jeglicher Willensakt, also auch jeder göttli-
che, per impossibile nicht stattgefunden hätte.28  Praktische Wahrheit geht jedem tat-
sächlichen Willensakt voraus; sie ist deshalb auch nicht allein auf offenbarungstheolo-
gischem Wege zugänglich, insofern die Offenbarung ihren Ausgangspunkt im 
Gnadenakt Gottes hat.29  Das strenge Naturgesetz ist in der scotischen Perspektive 
selbst einem göttlichen Handeln qua potentia absoluta entzogen und gilt als dessen 
nicht zu hintergehende Rahmenbedingung. 
Das Naturgesetz im weiteren Sinne umfaßt alles das, „was praktisch wahr ist, da es mit 
den Prinzipien und Schlußfolgerungen des Naturgesetzes (im strengen Sinne) zusam-
menstimmt, insofern es jedem sogleich einsichtig ist, daß es mit einem solchen Gesetz 
übereinstimmt."30  Dieses weiter gefaßte Naturgesetz zeichnet sich also nicht durch 
formale Notwendigkeit aus, sondern durch den Anspruch weitgehender Konsonanz 
gegenüber dem strengen Naturgesetz. In diesem Sinne gehören die übrigen Gebote des 
Dekalogs zur lex naturae. Ausnahmen von diesem Gesetz sind möglich, wenngleich 
nicht beliebig. Gott kann von diesen Geboten qua potentia absoluta dispensieren und 
damit eine andere Ordnung etablieren, denen die Menschen, da sie selbst geschaffen 
sind, unterworfen bleiben. Der Mensch bleibt an das vom göttlichen Gesetzgeber qua 
potentia ordinata Beschlossene gebunden, wenngleich Gott in seiner absoluten Macht 
jeweils eine andere sittliche Ordnung schaffen kann, die aber wiederum in Überein-
stimmung mit dem strengen Naturgesetz bestehen muß. 
Die Fälle, die Scotus in diesem Zusammenhang diskutiert, nämlich das Tötungsverbot 
und das Eigentumsrecht, sollen zur weiteren Verdeutlichung der scotischen Position 
im folgenden diskutiert werden. Das Tötungsverbot wird vor allem am Beispiel des 
lsaak-Opfers thematisiert.3 ' Die Tatsache, daß es die göttliche Aufforderung an Abra-
ham gegeben hat, Isaak zu töten, bedeutet für Scotus den Ausschluß dieses Gebotes 
vom strengen Naturgesetz. Das Tötungsverbot wird in diesem Fall nicht lediglich für 
einen bestimmten Zeitraum oder für einen bestimmten Geltungsbereich von Personen 
außer Kraft gesetzt. Dispensation, sowie sie in diesem Fall durch die Aufforderung 
27 Vgl. Ord. III d. 37. 
28 „Item, quae sunt vera ex terminis, sive sint necessaria ex terminis sive sequentia ex talibus necessa-
ris , praecedunt in veritate omnem actum voluntatis, vel saltem habent veritatem suam circumscripto 
per possibile vel impossibile omni velle." Ord. III d. 37 n. 4, Wolter, A. B., Duns Scotus on the Will 
and Morality, S. 274. 
29 Zu der sich hieraus ergebenden Geltungsgrundproblematik naturgesetzlicher Prinzipien vgl. H. 
Möhle, Ethik als scientia practica, S. 360 - 414. 
30 „Tarnen extendendo quandoque illud dicetur esse de lege naturae quod est verum practicum conso-
num principiis et conclusionibus legis naturae in tantum quod statim notum est omnibus illud con-
venire tali legi." Ord. IV d. 17 n. 3, Wolter, A. B., Duns Scotus on the Will and Morality, S. 262. 
11 Zur Geschichte der Isaak-Problematik im Mittelalter vgl. K. Hedwig, Das Isaak-Opfer. Über den 
Status des Naturgesetzes bei Thomas von Aquin, Duns Scotus und Ockham, in: Miscellanea Me-
diaevalia. Veröffentlichungen des Thomas-Instituts der Universität zu Köln, Bd. 21, 2, Berlin/New 
York 1992, S. 645 - 661. 
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Gottes an Abraham stattgefunden hat, bedeutet nicht, daß eine Vorschrift aufrecht er-
halten und das durch diese Verbotene im Einzelfall erlaubt wird. Dispensation, wie sie 
im Fall des Isaak-Opfers vorliegt, meint, daß ein bestehendes Gesetz aufgehoben wird 
(removere) und ein anderes an dessen Stelle gesetzt wird, bzw. das bestehende Gesetz 
in der Weise näher spezifiziert (declarare) wird, so daß Handlungen, die zuvor durch 
ein Gesetz verboten waren, fortan nicht mehr von diesem erfaßt werden. Der Auffor-
derung, Isaak zu töten, ist die Widerrufung des Gebotes „non occides" vorausgegan-
gen.
32 
Was für den Fall des Tötungsverbotes gilt, kann ebenso für den Fall des Verbotes zu 
lügen angenommen werden; denn auch hier ist es möglich, das ursprüngliche Gebot 
durch ein anderes zu ersetzen. Für Scotus ist diese Annahme unzweifelhaft, da es sich 
bei der Lüge um ein geringeres Gut handelt, als etwa im Fall der Tötung eines Men-
schen. In gleicher Weise ist für Scotus eine Dispens vom Scheidungsverbot möglich, 
nämlich dann, wenn unter der Voraussetzung, daß die Scheidung nicht erfolgt, das 
Leben der Ehefrau gefährdet ist. Das kleinere Übel der Scheidung ist dem größeren 
Übel der Tötung eines Menschen vorzuziehen." Eine solche Güterabwägung steht in 
keinem Fall dem strengen Naturgesetz entgegen, sondern entspricht gerade den allge-
meinsten praktischen Prinzipien, wie Scotus sie als Grundbestandteil der lex naturae 
konzipiert hat 34  Mögliche Dispense haben demnach eine rational nachvollziehbare 
Grundlage, insofern nämlich das willentliche Handeln Gottes selbst auf eine rational 
bestimmte Ordnung von Gütern bezogen ist. 
Eine Gesetzesordnung, die durch die absolute Macht Gottes etabliert wurde, kann nicht 
qua potentia ordinata korrigiert werden; qua potentia ordinata bleibt Gott an die Ord-
nung, die er selbst geschaffen hat, gebunden. Gesetze, die jeweils eine bestimmte Ord-
nung konstituieren, bleiben für sich betrachtet das, was sie sind. Das Tötungsverbot 
bedeutet nicht bei verschiedenen Gelegenheiten jeweils etwas anderes. Der jeweils 
bestimmte Inhalt eines Gesetzes entzieht sich auch der Veränderung durch die gesetz-
gebende Instanz, wenngleich die Geltung eines bestimmten Gesetzesinhaltes allein 
vom Gesetzgeber abhängt. Lediglich im Fall des strengen Naturgesetzes impliziert der 
Gesetzesinhalt auch seine Geltung. Hinsichtlich dessen, was nicht zur lex naturae in 
diesem strengen Sinne gehört, ist es qua potentia absoluta möglich, Bestehendes durch 
Anderes zu ersetzen. Dennoch bleiben Ausnahmen von bestehenden Gesetzen ausge- 
32 
„... non magis est indebita vel illicita materia locutionis, quando creduntur omnia esse falsa, quam 
est illicita materia occisionis hominis innocentis et utilis reipublicae. Sed istis conditionibus stanti-
bus ex parte materiae scilicet illicitae, puta occisio hominis, potest fieri licitum occidere talem ho-
minem, puta si Deus revocet illud praeceptum, „Non occides"; sicut dictum fuit in quaestione 
praecedente, et non solum licitum, sed meritorium, puta si Deus praecipiat occidere, sicut praecepit 
Abrahae de Isaac." Ord. III d. 38 n. 5, Wolter, A. B., Duns Scotus on the Will and Morality, S 484. 
" Vgl. Ord. IV d. 33 q. 3 n. 5, Wolter, A. B., Duns Scotus on the Will and Morality, S 302. 
34 
„Et quando dicitur quod contra legem naturae est ut quod Deus coniunxit, etc., dico quod non est 
contra legem naturae, quia nec contra principia legis naturae, nec contra conclusiones deductas ex 
principiis immediate quod talis contractus Fiat ad tempus, secundum hanc opinionem, nec est sim-
pliciter contra educationem prolis; potuit enim Deus aliter ordinasse de prolis educatione, sed non 
ita convenientius sicut modo; tunc tarnen contra quoddam bonum quod est consonum legi naturae, 
scilicet contra indissolubilitatem, et contra tale potest Deus dispensare ad vitandum maius malum." 
Ord. IV d. 33 q. 3 n. 9, Wolter, A. B., Duns Scotus on the Will and Morality, S 308. 
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schlossen. Wenn Gott die Opferung des lsaalc befiehlt, wird damit das bislang geltende 
Tötungsverbot außer Kraft gesetzt. Auch auf der Ebene der nicht zum Naturgesetz ge-
hörenden Gebote gilt das Prinzip der Widerspruchsfreiheit, nämlich in der Weise, daß 
allgemeine Gesetze und die den Einzelfall betreffenden Urteile nicht sich Ausschlie-
ßendes behaupten dürfen. Allgemeine Gesetze und Einzelfallentscheidungen müssen 
konsistent in einer umfassenden Ordnung zusammen bestehen können. Eine jede mög-
liche Ordnung muß zudem mit dem strengen Naturgesetz, d.h. also mit dem Gebot der 
Gottesliebe konsonant sein. 
Die scotische Ethik kennt also Konsistenzkriterien, die einmal gleichsam horizontal 
die Widerspruchsfreiheit und Kohärenz einer jeden möglichen, und d.h. kontingenten 
Gesetzesordnung garantieren, und zum anderen Konsistenzkriterien, die vertikal die 
Übereinstimmung der kontingenten Ordnungen mit der notwendig konstituierten Ord-
nung des strengen Naturgesetzes sichern. Jedes beliebige Gesetz, sei es ein von Gott 
erlassenes, wie die Gesetze der zweiten Tafel des Dekalogs, sei es ein von den Men-
schen geschaffenes Gesetz, hat nur insofern Geltung als es mit den übergeordneten 
allgemeinen Prinzipien kompatibel ist und zu keinem anderen bestehenden Gesetz in 
Widerspruch steht.35  
Bietet dieses Modell hinreichende Anhaltspunkte, was die Begründung der Geltung 
von Gesetzen betrifft, so erweist es sich allerdings bei der Frage nach dem Inhalt, d.h. 
bei der Frage danach, welches denn die Gebote sind, die man als verbindlich ansehen 
soll, als unzureichend. Über einen endlichen Verstand verfügenden Menschen ist es 
kaum möglich, die allgemeinen praktischen Prinzipien in der Weise einzusehen, daß 
sie daraus die Gebote deduzieren könnten, die man als verbindlich anzunehmen hätte. 
Ist das, was praktisch wahr ist, für sich betrachtet notwendig, so bleibt es für die endli-
che Vernunft undurchschaubar, welche kontingente Ordnung Gott in der Schöpfung in 
Übereinstimmung mit der praktischen Wahrheit, denn diese ist nicht außer Kraft zu 
setzen, verwirklicht hat. Der Weg der Auffindung der praktischen Gebote muß für den 
Menschen ein anderer sein als der, welcher der Begründung des Geltungsanspruches 
zugrunde liegt. Während der Geltungsanspruch entsprechend der scotischen Auffas-
sung nur unter Rückgriff auf allgemeine praktische Prinzipien möglich ist, hat die 
endliche Vernunft hinsichtlich der inhaltlichen Feststellung beim partikulären Einzel-
fall anzusetzen. 
Der Einzelfall - so argumentiert Scotus - erschließt sich nicht direkt in den Gesetzen, 
da diese jeweils auf viele Fälle bezogen sind und deshalb nur Allgemeines zum Inhalt 
haben. Der Einzelfall erschließt sich vielmehr im partikulären Urteil, das jeweils unter 
allgemeinen Gesetzen steht.36  Der Einzelfall des Isaak-Opfers zwingt deshalb, gleich-
sam aus Konsistenzgründen dazu, ein allgemeines Gesetz anzunehmen, das dieses 
partikuläre Urteil zuläßt. Genauso wie eine mögliche Errettung des endgültigen Sün- 
15 Im einzelnen hierzu H. Möhle, Ethik als scientia practica, S. 428 - 434. 
36 „Advertendum etiam est quod aliquid esse ordinatum et ordinate fleh, hoc contingit dupliciter: Uno 
modo, ordine universali, - quod pertinet ad legem communem, sicut ordinatum est secundum legem 
communem 'omnem finaliter peccatorem esse damnandum' (ut si rex statuat quod omnis homicida 
moriatur). Secundo modo, ordine particulari, - secundum hoc iudicium, ad quod non pertinet lex in 
universali, quia lex est de universalibus causis; de causa autem particulari non est lex, sed iudicium 
secundum legem, eius quod est contra legem (ut quod iste homicida moriatur)." ()rd. I d. 44 n. 9. 
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ders (finaliter peccator) Judas nicht mit einem Gesetz vereinbar ist, das die Errettung 
der Verdammten ausschließt. Zwar ist es durchaus möglich, daß Gott Judas errettet, 
wie Scotus ausführt. Es ist aber nicht möglich, daß in der gleichen Ordnung, in der das 
geschehen wäre, das Gesetz Bestand gehabt hätte, das alle Todsünder der Verdam-
mung preisgibt. 
Indem Einzelfälle entschieden werden, findet jeweils eine bestimmte Interpretation der 
kontingenten Wirklichkeit statt." Die Verbindlichkeit des einzelnen moralischen Ur-
teils verweist auf eine Ebene zugrundeliegender allgemeiner Gesetze und Prinzipien, 
die nicht mit den partikulären Urteilen selbst identisch sind. Die Verbindlichkeiten, die 
man im Einzelfall anzuerkennen bereit ist, geben Auskunft darüber, um welche mora-
lische Ordnung es sich handelt, in deren Rahmen man in Widerspiegelung dieser An-
erkennung faktisch lebt bzw. meint, leben zu sollen, genauso wie sich die besonderen 
Verhältnisse der unter dem Gesetz Stehenden in weiteren Zusatzannahmen zu den all-
gemeinen Gesetzesvorschriften widerspiegeln. 
Nimmt man etwa das dem positiven Recht angehörende Gebot, friedvoll in einer Ge-
meinschaft zusammenzuleben, so folgt hieraus zunächst noch nicht das weitere Gebot, 
daß jeder in dieser Gemeinschaft über privaten Besitz verfügen muß. Stellt man aber 
darüber hinaus eine gewisse Schwäche der Zusammenlebenden in Rechnung, nämlich 
daß diese sich mehr um die eigenen Güter als um die gemeinschaftlichen Güter küm-
mern werden, so gilt es als sehr angemessen (valde consonat), ein entsprechendes Ge-
bot als Erklärung und Konkretion allgemeiner Prinzipien zu erlassen.38  Der kontin-
gente Tatbestand einer solchen Schwäche zusammenlebender Bürger geht auf diese 
Weise in eine als allgemeine bereits bestehende Ordnung sittlicher Gebote ein und in-
terpretiert diese im Lichte der Partikularität und Kontingenz der konkreten Wirklich-
keit. Insofern die allgemeinsten praktischen Prinzipien Konsonanz und Konsistenz 
fordern, erhalten solche Bestimmungen eine umfassende Verbindlichkeit, die nicht nur 
einen Einzelfall regelt, sondern eine umfassende sittliche Ordnung betrifft. 
)7 
 „Et ita est forte in omnibus iuribus positivis, quod licet aliquod sit unum principium quod est fun-
damentum in condendo omnes illas leges sive iura, tarnen ex illo principio non sirnpliciter necessa-
rio sequuntur leges positives, sed declarant illud principium sive explicant quantwn ad particulas, 
quae explicationes valde consonant primo principio universali." Ord. III d. 37 n. 8, Wolter, A. B., 
Duns Scotus an the Will and Morality, S. 280. 
31 
„Ista distinctio potest declarari in exemplo. Narr supposito isto principio iuris positivi, pacifice 
vivendum esse in communitate vel politia, non necessario sequitur ex hoc: 'Ergo, quilibet debet ha-
bere distinctionetn possessionis vel possessionem distinctam a possessione alterius.' Posset enim 
stare pax in communitate sive in convivendo, etiamsi essent eis omnia communis. Nec etiam suppo-
sita infirmitate illorum qui vivunt vel convivunt est illa consequentia necessaria. Et tarnen posses-
siones esse distinctas pro personis infirmis valde consonat pacifice conversationi. Infirmi enim ma-
gis curant bona sibi propria quarr bona communia, et magis vellent bona communia eis appropriari 
quarr communicari communitati et custodibus boni communitatis, et ita fierent lis et contrectatio." 
Ord. III d. 37 n. 8, Wolter, A. B., Dun* Scotus an the Will and Morality, S 280. 
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Faßt man die skizzierten Aspekte des Ethikkonzeptes des Johannes Duns Scotus zu-
sammen, so zeichnet sich etwa folgendes Bild ab. Anders als man zunächst aufgrund 
der programmatischen Äußerungen des Duns Scotus, in denen er den Wissenschaft-
scharakter der Ethik hervorhebt und die Ableitung ethischer Normen aus ersten prakti-
schen Prinzipien, denen praktische Wahrheit zugeschrieben wird, betont, verfolgt 
Scotus eben kein deduktionistisches Modell praktischer Erkenntnis. Der strenge Ab-
leitungscharakter ethischer Gebote wird von Scotus lediglich für den Begründungszu-
sammenhang angeführt, d.h. hinsichtlich der Frage betont, wodurch den Gesetzen 
überhaupt ihre normative Geltung zukommt. Hinsichtlich dieser Geltungsgrundpro-
blematik verfolgt Scotus tatsächlich ein System strenger Ableitbarkeit. Gebote gelten 
nur insofern, als sie aus übergeordneten Gesetzen abgeleitet und letzlich in den evi-
denten Prinzipien des strengen Naturgesetzes verankert sind. 
Welches die Gebote unserer kontingenten Wirklichkeit sind, hängt vom schöpferi-
schen Willen Gottes ab und ist selbstverständlich mit den Mitteln des endlichen Ver-
standes nicht zu erfassen. Der Gottesstandpunkt bleibt im Bereich der Ethik ebenso 
unzugänglich, wie er auch im Feld der Metaphysik als Ausgangspunkt des menschli-
chen Erkennens nicht in Betracht kommt. Was die Ethik betrifft, so scheint Scotus hier 
ein Modell zu entwerfen, das aus zwei Richtungen ein Fortschreiten der praktischen 
Vernunft vorsieht. Zum einen sind die obersten Prinzipien, insofern sie selbstevident 
sind, grundsätzlich auch mit endlichen Verstandesmitteln zugänglich. Der weitgehend 
formale Charakter solcher Prinzipien macht die Ergänzung durch weniger allgemeine 
und inhaltsvollere Gebote notwendig. In diesem Punkt kommt die zweite Perspektive 
der scotischen Ethik zum Tragen, die zwar im scotischen Gesamtwerk nur ansatzweise 
ausgeführt ist, dennoch aber in ihren Grundzügen erkennbar ist. Vergleichbar wie das 
moderne Konzept des Überlegungsgleichgewichts einen Ausgangspunkt der ethischen 
Reflexion auch bei den konkreten Urteilen des Alltags kennt, so erlauben auch im sco-
tischen Entwurf die tatsächlichen Urteile in der kontingenten Wirklichkeit - mögli-
cherweise in der Offenbarung der Heiligen Schrift festgehalten - einen Rückschluß auf 
die dahinter anzunehmenden allgemeineren Gebote, durch die diese Urteile in ihrem 
Geltungsanspruch gerechtfertigt sind. Sollen bestimmte Urteile tatsächlich Geltung 
besitzen, dann müssen auch entsprechende allgemeine Prinzipen angenommen werden, 
zumindest müssen solche Prinzipien gelten, denen gegenüber die konkreten Urteile 
konsonant sind. Solche Urteile müssen nicht unbedingt im engeren Sinn praktische 
Aussagen implizieren, wie etwa im Fall des Satzes „die Scheidung dieser Frau von 
ihrem Mann ist erlaubt", sondern es können auch Urteile im Sinne der Tatsachenfest-
stellung sein, wie etwa, daß die meisten Menschen mehr für ihren persönliche Besitz 
Sorge tragen als für die gemeinschaftlichen Güter. Soll etwa das erste Urteil Geltung 
haben, so nur deshalb, weil das übergeordnete Gesetz nicht schlechthin die Scheidung 
untersagt, sondern weil man eine Hierarchie von Gütern unterstellt, in der die Lösung 
der Ehe gegenüber anderen Gütern, wie z.B. dem Gut des menschlichen Lebens, nicht 
dominiert. Teilt man die Annahme der Schwäche des Menschen in der Fürsorge des 
gemeinschaftlichen Guts, so wird man - wie Scotus ausführt - das Eigentumsrecht als 
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zusätzliche Bestimmung der Vorschrift aufnehmen, die besagt, daß in Gemeinschaften 
oder in Staaten friedvoll zu leben ist. 
Die scotische Ethik stellt ein reflexives Verhältnis allgemeiner praktischer Wahrheit 
und konkreter Einzelfallentscheidung dar. In dieser Wechselbeziehung geben wir un-
serer kontingenten Wirklichkeit eine bestimmte Gestalt und nehmen ihr ein Stück von 
Beliebigkeit. Da dies nicht durch Ableitung einzig möglicher Schlußfolgerungen ge-
schehen kann, bleibt Ethik auch als Wissenschaft eine fortwährende Aufgabe. 
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Dante Alighieri: De monarchia. 
Zur politischen Idee vom Kaiser als Garanten des Friedens 
Othmar Heggelbacher zum Gedächtnis' 
Ernst Ludwig Grasmück, Bamberg 
Seitdem Francis Cheneval in seiner differenzierten und umfangreichen Untersuchung2 
 
die Rezeption der Monarchia Dantes bis zur Editio Princeps dargestellt und seinem 
Werk eine Edition der Gegenschrift Guido Vemanis3 
 beigefügt hat, ist in den letzten 
Jahren der Blick erneut auf Dante Alighieris Schrift De Monarchia gelenkt worden. 
Chenevals Untersuchung bietet die Möglichkeit, die lange Zeit offene Frage nach Be-
deutung und Rezeption der Monarchia Dantes zu beantworten. Auch wenn Dantes 
Versuch einer „Philosophie des Weltfriedens" nur aus der Zeit heraus zu begreifen ist 
und die Rezeption eines solchen Entwurfs noch keine politische Wirkmächtigkeit be-
schreibt, soll in dem hier vorliegenden Zusammenhang nur der Frage nach Frie-
denstheorien in spätmittelalterlicher Zeit nachgegangen werden. Es geht dabei nicht 
um eine Vorstellung, die aus heutiger Sicht utopisch anmuten muß, sondern um die 
Frage nach der zeitgenössischen politischen Relevanz einer Friedensidee oder einer 
Reflexion über den Frieden unter dem Aspekt, welche Träume, Hoffnungen, Sehn-
süchte oder mögliche reale politische Erwartungen sich mit dem Gedanken des Frie-
dens verbunden haben. Gleich, ob Utopie oder reale Überlegung, immer verweist uns 
ein literarisches Dokument über die Vorstellung von Frieden darauf, daß es eine Ant-
wort auf die politischen Gegebenheiten, die Ambitionen der Protagonisten der Macht 
oder sogar auf kriegerische Unternehmungen oder folgenschwere Unruhen geben will. 
1987 hat sich Donna Mancusi-Ungaro mit dem Thema „Dante and the Empire"` befaßt 
und die Monarchia Dantes als „Political Philosophy" in Beziehung zur Commedia als 
„Political Theology" gesetzt und auf die für Dantes Schrift relevanten philosophischen 
Voraussetzungen verwiesen. Zu einem früheren Zeitpunkt, nämlich 1960, hatte Otto 
Prof. Dr. theol. Dr. iur. utr. Othmar Heggelbacher (gest. 18.09.1997), von 1956 bis 1978 Inhaber 
des Lehrstuhls für Kirchenrecht an der Universität Bamberg und Altrektor der Philosophisch-
Theologischen Hochschule Bamberg, hat sich in Vorlesungen vieler Semester mit Dante Alighieri 
und besonders dessen Commedia befaßt. Er hat von dem hier abgedruckten Vortrag, der ihm zur 
Vollendung des 85. Lebensjahres am 19.11.1997 gewidmet werden sollte, noch Kenntnis gehabt. 
2 Cheneval, Francis: Die Rezeption der Monarchia Dantes bis zur Editio Princeps im Jahre 1559. 
Metamorphosen eines philosophischen Werkes. Mit einer kritischen Edition von Guido Vemanis 
Tractatus de potestate summi pontificis. München 1995 (Humanistische Bibliothek, Reihe 1, Band 
47). 
3 Vernani, Guido: Tractatus de potestate summi pontificis (vgl. Anm. 2). 
Mancusi-Ungaro, Donna: Dante and the Empire. New York u. a. 1987 (American University Stu-
dies, Series II: Romane Languages and Litersture, Vol. 49). 
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Herding' Dantes Monarchia als „politische Denkschrift" in den zeitgenössischen 
Kontext der „Feinde" und „Freunde" Dantes einzuordnen versucht,6  und Hans Conrad 
Peyer' bot in seinem Beitrag eine interessante Überlegung, um Dantes feindselige 
Haltung gegenüber Philipp IV. von Frankreich und Karl von Valois sowie Bonifaz 
VIII. zu charakterisieren'. 
Die letztgenannten Untersuchungen erfahren durch Chenevals eingehende Behandlung 
der Überlieferungsgeschichte und der Rezeption von Dantes Monarchia in den Kapi-
teln I bis VI1°  Korrektur, Ergänzung oder Erledigung. Aufgrund von Chenevals For-
schungsergebnis wäre nach einem möglichen Zusammenhang der Friedens- und Herr-
schaftsidee Dantes mit den ikonographischen Befunden in Siena und Pisa (mit der 
Darstellung der „weltlichen Herrschaft") zu fragen. In dem nachfolgenden Beitrag 
kann dies nicht geschehen; dennoch sollte unter diesem Aspekt zukünftig in eine Dis-
kussion mit Francis Cheneval und der früheren Literatur eingetreten werden. 
Um der Thematik willen, die in den Beiträgen des vorliegenden Bandes umrissen wird, 
ist es notwendig, daß im folgenden die Monarchia Dantes zunächst inhaltlich darge-
stellt wird, um überhaupt Erwägungen zu Friedenstheorien und Friedensherrscher an-
stellen zu können, die eine Perspektive auf die befragte spätmittelalterliche Zeit er-
möglichen und die Prüfung zulassen, ob diese Reflexionen unter dem Gesichtspunkt 
eines Beitrags zur „Friedensethik" gesehen und gewertet werden dürfen. 
Zum Hintergrund der Vorstellung vom Endzeitkaiser in der voraufgegangenen Zeit 
Zwischen 949 und 954 hatte der Mönch Adso aus dem Kloster Montier-en-Der, einem 
Eigenkloster des Bischofs von Toul, für die Königin Gerberga eine Schrift über den 
Antichrist verfaßt. I°  Gerberga war die Schwester Ottos I., die Witwe Herzog Giselberts 
von Lothringen, dann die Gemahlin des westfränkischen Königs Ludwig IV. Adso war 
durch seine Heiligenviten und die Miracula-Sammlung nach dem Vorbild Gregors 
d.Gr. bekannt geworden. Er galt gleichermaßen als Sammler von Handschriften der 
römischen Autoren, als Kenner ihrer Schriften und als Stilist der lateinischen Spra-
che. 
Herding, Otto: Über Dantes Monarchia. In: Grundmann,Herbert / Herding, Otto / Peyer, Hans Con-
rad: Dante und die Mächtigen seiner Zeit. München 1960 (Münchner romanistische Arbeiten, Heft 
15), S. 37 - 57. 
6 Dabei ist die gedankliche Nähe zu Cino und Pier delle Vigne m. E. unverkennbar. 
7 Peyer, Hans Conrad: Philipp IV. von Frankreich und Dante. In: Grundmann, Herbert / Herding, 
Otto / Peyer, Hans Conrad: Dante und die Mächtigen seiner Zeit. München 1960 (Münchner roma-
nistische Arbeiten, Heft 15), S. 58 - 74. 
In diesem Zusammenhang soll auch auf eine ältere Untersuchung hingewiesen werden: Opalka, 
Bruno: Dante und die politischen Mächte seiner Zeit. Untersuchungen zur Monarchia. Berlin 1937 
(Romanische Studien, Heft 43). 
9 Vgl. Cheneval, Die Rezeption der Monarchia, Kap. 1-V11, S. 15 - 354. 
10 Adso Dervensis: De ortu et tempore Antichristi. In: CCL (CM) 45, S. 20 - 30. 
11 Vgl. Werner, K. F.: Art. „Adso". In: Lexikon des Mittelalters. Bd. 1. München / Zürich 1980, Sp. 
169f. 
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In seiner Epistula an die Königin Gerberga sind folgende Ausführungen zu lesen: Der 
Antichrist wird am Ende der Zeiten kommen, das auch das Ende des Römischen Rei-
ches bedeuten wird. Zwar ist das Römische Reich zum größten Teil zerstört, doch des-
sen dignitas besteht in den reges Francorum, qui Romanum imperium teuere debent, 
fort. Diese dignitas werde erst mit den Königen der Franken enden. Einer von ihnen 
wird als letzter und größter aller Könige das ganze Römische Reich beherrschen und 
zuletzt Krone und Szepter am Ölberg niederlegen. Wenn das geschieht, wird die Zeit 
des Antichrist anbrechen. 12  
Mit den reges Francorum meint Adso die Gesamtheit der fränkischen Könige, wie dies 
948 bei der Synode von Ingelheim (bei der es um die Beilegung des Streites um den 
Kandidaten für den Reimser Erzstuhl ging) sichtbar zum Ausdruck gekommen war. 
Erst die begriffliche Trennung von Imperium Romanum und Regnum Francorum, die 
seit Otto 11. und Otto III. gebräuchlich wurde, ließ von dieser Zeit an auch die Deutung 
von reges Francorum auf die westfränkischen und später französischen Könige allein 
zu. Die Schrift Adsos und die darin zum Ausdruck gekommene Vorstellung von einem 
„Endzeitkaiser" scheint zunächst nicht in weiteren Kreisen bekannt und damit ohne 
größere Wirkung gewesen zu sein. 
Die neue politische Relevanz des Endzeitherrschers 
Die Schrift Adsos und dessen Deutung von einem letzten und größten König, der in 
Jerusalem die irdische Herrschaft niederlegen wird, gewann erst weite Verbreitung 
durch den späteren Plagiator Albuin.°  Wir besitzen (für das ausgehende 12. Jh.) eine 
Fülle von Handschriften, die die eschatologische Vorstellung des Mittelalters — zumal 
im Anschluß an Joachim von Fiore" und dem Joachimismus — deutlich bestimmt." 
Die politische Bedeutung läßt sich einigermaßen abschätzen, wenn wir uns das Ver-
ständnis von Weltherrschaft (dominium mundi) und Endzeitkaisertum bewußt machen. 
Literarisch läßt sich dies vor allem für die späte Zeit Friedrichs 1. Barbarossa und die 
Zeit Heinrichs VI. aufzeigen. Gerade hat Hermann Jakobs in einem Aufsatz „Welt-
herrschaft oder Endkaiser?"I6  auf diese Zusammenhänge hingewiesen und den Begriff 
des dominium mundi mit dem Gedanken des Erbkaisertums in Verbindung gebracht. 
Dennoch sollten wir die vergilische Heilandsankündigung°, die Petrus von Eboli auf 
12 
 Vgl. Adso (wie Anm. 10) S. 26. 
13 Zu Albuin und der großen Zahl der Handschriften vgl. D. Verhelst in seinen einleitenden Ausft1h-
nmgen zu dem Stemma der Handschriften und der textkritischen Edition der Schrift Adsos (wie 
Anm. 10) S. 3 - 19. 
14  Vgl. Lerner, Robert E.: Art. „Joachim von Fiore". In: TRE 17 (1988), S. 84 - 88. 
15  In Frankreich wurde der Endzeitherrscher mit dem Namen Charles und in Deutschland mit dem 
Namen Friedrich in Verbindung gebracht. 
16 
 Jakobs, Hermann: Weltherrschaft oder Endkaiser? - Ziele staufischer Politik im ausgehenden 12. 
Jahrhundert. In: Kölzer, Theo (Hg.): Die Staufer im Süden. Sizilien und das Reich. Sigmaringen: 
Thorbecke, 1996, S. 13 - 28. 
17 Vgl. die Ecloga IV der „Bucolica" Vergils. In: P. Vergilius Maro: Opera. Recognovit brevique ad-
notatione critica instruxit R. A. B. Mynors. Oxford 1969, S. 9 - I I. 
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die Geburt Friedrichs II. hin deutet, nicht außer acht lassen. Daß der „Ludus de Anti-
christo" über Deutschland hinaus Bekanntheit gewonnen hat, muß wohl bezweifelt 
werden. Die Frage nach Begriff und Vorstellung vom dominium mundi, wie sie von 
lnnocenz III. als Gegenposition zum staufischen Erbreichsplan und damit Erbkaiser-
tum in Anspruch genommen wurde, ist mehrfach erörtert worden."' 
In der folgenden Streitschriftenliteratur und der gegenseitigen Beschuldigung, der An-
tichrist zu sein, wie sie in der Auseinandersetzung zwischen dem sizilischen Staufer 
Friedrich II. und den Päpsten Gregor IX. und Innocenz IV. zum Ausdruck kommt, 
scheint die Vorstellung vom Endzeitherrscher als Friedenskönig und vom Erwerb der 
Krone von Jerusalem, wie sie durch Friedrichs II. Heirat mit Isabella (=Jolande) von 
Brienne und dem Anspruch auf die Krone von Jerusalem in die politische Wirklichkeit 
einbezogen wurde, neue machtpolitische Relevanz und Brisanz gewonnen zu haben.19  
Sie bot ein ebenso pragmatisches wie ideologisches Programm gegenüber der politi-
schen Umsetzung des Gedankens von der Oberhoheit des Papstes gegenüber dem Kai-
ser (in Fortführung der Idee Innocenz' III.) durch die genannten Päpste. 
Der Höhepunkt der Konfrontation und die Friedenssehnsucht 
Nach dem Ersten Konzil von Lyon 1245 und infolge der drängenden Armutsforderung 
der Franziskaner-Spiritualen und der Fraticelli (in Verbindung mit dem Joachimismus 
und der ab 1260 angeblich anbrechenden Zeit des Geistes) beginnen sich Frankreich, 
England und Deutschland von der Idee der päpstlichen Weltherrschaft zunehmend ab-
zuwenden. Nach dem Tod Friedrichs II. im Jahr 1250 ist das Kaisertum zunächst erlo-
schen, denn der Vemichtungskampf der Päpste gegen die Staufer Konrad IV. und 
Manfred wurde weitergeführt und das Königreich beider Sizilien von der Kurie Karl 
von Anjou übertragen.2°  
Durch den Sieg über die Staufer hatte das Papsttum das deutsche Kaisertum ausge-
schaltet. Daraufhin vollzog sich in Deutschland und in Italien die Auflösung des 
Reichs in eine Anzahl selbständiger Territorien, die das Papsttum als das Patrimonium 
Petri bedrohende Gegner nicht mehr zu fürchten brauchte. Das Papsttum geriet jedoch 
zunehmend in Abhängigkeit von der französischen Krone. Die um das italische und 
burgundische Erbe der Staufer ringenden Mächte (Italien, Frankreich und Spanien) 
versuchten, über die Anhänger im Kardinalskollegium Einfluß auf die folgenden 
Papstwahlen und die päpstliche Politik zu nehmen. Nachdem der päpstliche Bann ge-
gen Peter 111. von Aragon nach der Sizilianischen Vesper 1282 wirkungslos geblieben 
ist, ging der politische Einfluß der Päpste auf Sizilien zunächst einmal ganz verloren. 
18 
 Vgl. Sohn, Andreas: Bilder als Zeichen der Herrschaft. Die Silvesterkapelle in SS. Quattro Coronati 
(Rom). In: Archivum Historiae Pontificiae 35 (1997), S. 7 - 47 (sowie die dort angegebene Litera-
tur!). 
19 
 Vgl. dazu auch Krüger, Jürgen: Der Abendmahlssaal in Jerusalem zur Zeit der Kreuzzüge. In: RQ 
92 (1997), S. 229 - 247. 
20 
 Der letzte männliche Staufer, Konradin, Sohn Konrads, wurde 1268 hingerichtet. 
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Für die 80er Jahre des 13. Jahrhunderts müssen wir im Blick auf das hier zu behan-
delnde Thema und den Autor zwei sehr unterschiedliche Gegebenheiten beachten: 
Florenz hatte sich seit 1282 als Stadtstaat eine „demokratische" Verfassung gegeben. 
An der Spitze der Stadt stand die Signoria, die sich aus den „Prioren" der Zünfte zu-
sammensetzte. (Wir werden im Zusammenhang mit Durante Alighieris Biographie 
darauf zurückkommen.) 
1281 hatte Alexander von Roes, Kanonikus zu Köln, der sich im Gefolge Kardinal 
Giovanni Colonnas befand, gegen den französischen Anspruch auf das Imperium eine 
„Denkschrift über den Vorrang des römischen Reiches" gerichtet.21  Mit dieser Schrift 
beginnt, wenn wir so wollen, eine „imperiale" Publizistik im Sinne einer politischen 
Theorie.22 
 In dieser Schrift des Alexander von Roes wird das Imperium der Deutschen 
als Grundstein der göttlichen Weltordnung dargetan." Die zunehmenden Spannungen 
unter den schnell wechselnden Päpsten und dann besonders unter Bonifaz VIII. mit 
den einzelnen Nationen und die anhaltenden Wirren gerade auch in den burgundischen 
und oberitalischen Gebieten sowie das Interregnum in Deutschland teilen zu einer 
Friedenssehnsucht der Beteiligten, wie sie seit langem nicht mehr zum Ausdruck ge-
kommen war. Die kaiserlose Zeit schien dem Frieden besonders abträglich zu sein. 
Der aktuelle und biographische Spannungshintergrund 
Durante Alighieri24  ist im Mai 1265 zu Florenz geboren worden. Einen ersten Hinweis 
erhalten wir mit der Angabe, daß er mit 24 Jahren an der „Schlacht" von Campaldino 
(Juli 1289) teilgenommen hat. In dieser Schlacht wurden die aus Florenz vertriebenen 
Ghibellinen und die mit diesen verbündeten Männer von Arezzo besiegt. In Florenz 
selbst herrschte der in zwei Parteien gespaltene guelfische Adel. Seit den „ordinamen-
ti" von 1293 war den Mitgliedern des guelfischen Adels eine direkte politische Tätig-
keit in der Stadt untersagt. Das fahrte dazu, daß die Mitglieder des guelfischen Adels 
in den einzelnen Zünften Unterschlupf und damit Deckung für ihre politische Tätigkeit 
suchten. In ähnlicher Weise engagierte sich Dante wohl schon in jungen Jahren in der 
Politik. Er gehörte verschiedenen Gremien des Stadtstaates an. Im Mai 1300 wurde er 
mit Verhandlungen über die Fortführung des guelfischen Städtebundes betraut. Im 
gleichen Jahr wurde er für einige Zeit zu einem der sechs Prioren gewählt, aus denen 
sich — wie oben gesagt — die Signoria zusammensetzte, und die zusammen mit dem 
Gonfalonieri della Giustizia an der Spitze der Stadtregierung standen." In dieser Posi-
tion widersetzte sich Dante vergeblich der militärischen und finanziellen Unterstüt-
zung Bonifaz' VIII., der sich mit Karl von Valois, Bruder Philipps IV., verbündet hat- 
21 Vgl. Cheneval, Die Rezeption der Monarchia, Kap. VIII, S. 355 - 368. 
22 Die zeitgenössische Scholastik hatte die politische Theorie unter ihren Themen hintangesetzt. 
z3 Wir werden weiter unten sehen, daß für Dante das herrschende Reichsvolk immer den populus Ro-
manus bedeutet. 
24 Vgl. zur Biographie Buck, August: Art. „Dante Alighieri". In: TRE 8 (1981), S. 349 - 353. - Gün-
ter, G. / Scholl-Franchini, M.-P. (Literaturverzeichnis): Art. „Dante Alighicri. In: Lexikon des Mit-
telalters. Bd. 3. München / Zürich 1986, Sp. 544 - 563. 
25 Vgl. Luzzati, M.: Art. „Florenz". In: Lexikon des Mittelalters IV ( 1989), Sp. 554 - 564. 
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te. Während Dante 1301 am päpstlichen Hof weilte, rückte Karl von Valois in Florenz 
ein. Die schwarzen Guelfen stürzten die Partei, der auch Dante angehörte, nämlich die 
sogenannten weißen Guelfen. Dante selbst wurde im Gefolge dieser Vorgänge zu-
nächst zu einer hohen Geldstrafe und zur Verbannung, schließlich zum Tode verurteilt; 
damit war ihm die Rückkehr in die Heimat verwehrt. Die folgenden 20 Jahre lebte 
Dante als Verbannter an verschiedenen italienischen Höfen, so bei den Malaspina, bei 
den Scaligi in Verona und schließlich bei Guido Novello da Polenta in Ravenna, wo er 
im September 1321 gestorben ist. 
Seine gelehrten Studien bezogen sich besonders auf die antiken Autoren, zumal auf die 
Originaltexte Ciceros, Vergils und des Boethius. In den Ordensschulen der Dominika-
ner und der Franziskaner lernte er einerseits das Werk Thomas von Aquins durch des-
sen Schüler Remigio Chiaro de Girolamo und den franziskanischen Spiritualismus 
durch Petrus Johannes Olivi kennen. Auf diese Weise war Dante mit der Schrift und 
der Theologie vertraut, verfügte aber ebenso über gute Kenntnisse der Philosophie, 
hier vorwiegend aristotelischer Schriften (wohl in lateinischer Übersetzung). Für bei-
nahe alle Werke Dantes ist jedoch festzuhalten, daß er sich als „Gelehrter" ganz zu der 
spätantiken und mittelalterlichen Tradition bekannte, seine Kenntnisse anderen Men-
schen zu deren Nutzen weiterzugeben. Gelehrsamkeit verstand sich zugleich als Dienst 
der Vermittlung von Wissen; sie sollte so den Weg zur Tugend weisen. Wohl in be-
wußter Abkehr von der (Liebes-)Dichtung der Jugendjahre hat Dante 1304 mit der 
nicht vollendeten Schrift Convivio begonnen. Sie richtete sich an eine des Lateins un-
kundige, jedoch kulturbewußte und -bestimmende patrizische Oberschicht. In diesem 
Werk stellt er die Ethik als praktische Wissenschaft über die Metaphysik, weil - im 
Convivio - der Schwerpunkt auf der vita activa und den mit ihr verbundenen Tugenden 
für den Menschen und für seine gesellschaftliche Tätigkeit liegt. Die Voraussetzung 
für die praktischen Tugenden besteht bei Dante in einer „edlen Seele". Damit greift 
Dante die in seiner Zeit in den italienischen Stadtstaaten viel diskutierte Frage nach 
dem wahren Adel auf, der wir auch in der Monarchia begegnen. Wir finden in dieser 
Schrift schon die Feststellung, daß wahrer Adel nicht auf Geburt und Reichtum beru-
he, sondern durch die adlige Gesinnung zum Ausdruck komme. Möglicherweise ist der 
Convivio als Tugendlehre konzipiert. Bereits in den Canzonen dieses Werkes26  gibt es 
einen Exkurs über das Imperium Romanum und damit den Anfang einer Staatslehre, 
die uns auch in der Commedia begegnet und der die Monarchia gewidmet ist. 
Kommen wir damit zu Dantes Ausführungen über das Imperium Romanum und die 
Frage der Friedenssicherung durch die Eintracht zwischen der höchsten weltlichen und 
der höchsten geistlichen Potestas. Die Datierung des Werkes De Monarchia ist - trotz 
aller Bemühungen der bisherigen Forschung - außerordentlich schwierig. Der Beginn 
des Werkes mag mit der Wahl Heinrichs VII. und dem Versprechen der Kaiserkrönung 
des deutschen Königs als Rex Romanorum durch Clemens V. im Zusammenhang ste-
hen. Wahrscheinlicher noch steht die Abfassung des Werkes im Kontext der „Rom-
fahrt", also des Italienzugs Heinrichs VII. im Jahre 1310 und der 1312 im Lateran fol-
genden Kaiserkrönung durch die vom Papst beauftragten Kardinäle; möglicherweise 
Dante Alighieri: Convivio. In: Ders.: Tutte le opere. A cura di Luigi Blasucci. Firenze 21965, S. 
109 - 199, hier besonders S. 123, 140, 161. 
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aber ist die Monarchia erst nach Heinrichs VII. plötzlichem und vorzeitigem Tod, also 
nach 1313 vollendet worden!' 
Heinrich VII. war 1308 auf Betreiben seines Bruders, des Kurfürsten Balduin von 
Trier, und auf Vorschlag der vier rheinischen Kurfürsten zum deutschen König ge-
wählt worden, gegen den Versuch Philipps IV. von Frankreich, seinen Bruder Karl von 
Valois als Prätendenten für die Kaiserwürde ins Spiel zu bringen. Dante seinerseits 
hatte das Kommen Heinrichs VII. in einem Brief an die „Fürsten und Völker Italiens" 
als Beginn des „goldenen Zeitalters" enthusiastisch begrüßt: „`Ecce nunc tempus ac-
ceptabile', quo signa surgunt consolationis et pacis. Nam dies nova splendescit ab ortu 
auroram demonstrans (...). Letare iam nunc miseranda Ytalia etiam Saracenis, que 
statim invidiosa per orbem videberis, quia sponsus tuus, mundi solatium et gloria ple-
bis tue, clementissimus Henricus, divus et Augustus et Cesar, ad nuptias properat. Ex-
sicca lacrimas et meroris vestigia dele, pulcerrima (...). Ymo ignoscet omnibus miseri-
cordiam implorantibus, cum sit Cesar et maiestas eius de Fonte defluat pietatis (...)."28 
 
Der Versuch Heinrichs, die Parteikämpfe zu schlichten, war nur zu einem Teil erfolg-
reich. Genua und Pisa haben sich auf Heinrichs Seite gestellt. Heinrich konnte in Mai-
land die Visconti zurückführen und mit Brescia Frieden schließen. Die Belagerung des 
guelfischen Florenz führte zu keinem Erfolg, so daß Dantes Hoffnung unerfüllt blieb. 
Noch ehe Heinrich, verbündet mit dem aragonesischen Sizilien, gegen den angovini-
schen Robert von Neapel ziehen konnte, erlag er in der Nähe von Siena der Malaria 
und wurde im Dom zu Pisa beigesetzt. 
Dantes Anliegen in der Monarchia 
1. Die Konzeption des Werkes 
Das Thema behandelt die temporalis monarchia. Das Werk ist bewußt konzipiert und 
klar strukturiert. Der Aufbau in drei Büchern entspricht den drei aufeinanderfolgenden 
Fragen und deren Beantwortung: 1. „Utrum ad bene esse mundi Monarchia temporalis 
necessaria sit." Die Beantwortung der ersten Frage dient also allgemeiner Überlegung 
und Belehrung. 2. Die Erörterung der zweiten Frage, identisch mit dem zweiten Buch 
der Monarchia, gilt der Feststellung, daß das Kaisertum (officium monarchae) allein 
dem römischen Volk zukomme. 3. Die dritte Erwägung bezieht sich auf die Frage, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Zeitgeschehen zu verstehen ist, ob die 
auctoritas des Kaisers unmittelbar von Gott oder von einem „minister seu vicarius 
Dei" abzuleiten sei. 
Obgleich auf den ersten Blick bei der Gestaltung der drei Bücher eine gewisse Anleh-
nung an die Gattung der quaestio disputata offenkundig wird, gibt es doch ein eigenes 
Ordnungsprinzip im Blick auf eine selbständige Abhandlung und Beantwortung der 
drei Fragen. Die drei Bücher wurden vom Verfasser selbst in capitula eingeteilt. Das 
27  Vgl. Ministero per i beni culturali e ambientali / Ufticio centrale per i beni archivistici (Hgg.): II 
viaggio di Enrico VII in haha. Cittä di Castello 1993. 
26 Dante Alighieri: Epistola V. In: Ders.: Tune le opere. A cura di Luigi Blasucci. Firenze 
2
1965, S. 
323 - 326. 
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erste Buch beginnt mit einem Prolog. Der Abschluß des dritten Buches läßt sich in 
gewisser Weise als Epilog bezeichnen. Kernstück jedes einzelnen Buches ist die Erör-
terung der je zu beantwortenden Frage. Für diese inquisitio (Untersuchung) bedarf es 
eines Prinzips — als methodische Regel nach der Forderung des Aristoteles —, auf das 
die Argumentation gestützt wird. Die darauf aufbauende Lösung folgt der Form der 
quaestio (in Obersatz, Untersatz und Schlußsatz). 
2. Die Thesen 
In 1,1,5 benennt Dante den Grund, warum über die monarchia ad bene necessaria ge-
handelt wird; denn zu den nützlichen, aber versteckten Wahrheiten gehört die Er-
kenntnis, daß die zeitliche Monarchie von höchstem Nutzen, aber als Wahrheit maxi-
me latens ist.29  Dante definiert die temporalis monarchia (in 1,2,2) folgendermaßen: 
Temporalis monarchia, welche „imperium" genannt wird, ist die Herrschaft eines ein-
zigen über alle anderen (sc. regna) in der Zeit (oder die Herrschaft in allem und über 
alles, was von der Zeit begrenzt wird). Im Blick auf die monarchia müssen drei Zwei-
fel ausgeräumt werden, deren erster in der Frage nach der Notwendigkeit der monar-
chia als imperium für das Wohl der Welt besteht. Der zu untersuchende Gegenstand 
betrifft die materia politica, ja sogar die Frage nach Quelle und Prinzip aller gerechten 
Staatsverfassung (vgl. 1,2,5.6). Es folgen Ausführungen zur Nikomachischen Ethik 
des Aristoteles und zu dem Kommentar des Averroes betreffend De anima. Kapitel 4 
stellt bereits die Beziehung zu dem Gedanken des Friedens her (1,4,2-5). Es ist klar 
(patet), daß das genus humanum sein ihm eigentümliches Werk mit größter Freiheit 
nur in der Ruhe oder Stille des Friedens vollbringen kann (patet quod genus humanum 
in quiete sive tranquillitate pacis ad proprium suum opus; 1,4,5). Die pax universalis 
ist unter allen Dingen, die auf unsere Glückseligkeit hingeordnet sind, das Beste. Die 
pax universalis stellt die via ad proprium suum opus für das genus humanum dar. Eine 
theologische Begründung erfolgt durch den Schrifthinweis auf die 'pax vobis'-Anrede 
durch den summus salvator, wie Dante sagt, also durch Christus. 
In Kapitel 5,1 des ersten Buches wird die Verknüpfung des Begriffs monarchia mit 
dem Begriff imperium hergestellt. Die Beantwortung der mehrfach genannten ersten 
Frage erfolgt unter Bezugnahme auf die "Politik" des Aristoteles. Monarchia und eu-
daimonia werden demzufolge korrelativ gesehen. Die Notwendigkeit der Monarchie 
(vgl. 1,7,3) folgt aus der Relation: Gott ist der Herrscher (princeps) des Universums; 
der Monarch ist der princeps der Welt. Gott aber ist der primus agens. Daraus folgt: 
Das genus humanum ist Gott dann am meisten ähnlich, wenn es am meisten „eines" ist 
(maxime est unum). Das heißt (so 1,8,4): Unter einem Herrscher ist das Menschenge-
schlecht Gott am meisten ähnlich. Die monarchia besteht in dem imperium als 
ein(zig)e Herrschaft; sie ist für das Wohl der Welt notwendig.» 
 
Wenn es einen Streit unter zwei gleichen Herrschern gibt, bedarf es eines dritten mit 
umfassenderer iurisdictio, also eines, der übergeordnet ist. Dieser ist der monarcha seu 
29 
 Im folgenden werden die Stellenangaben, die sich auf De Monarchia beziehen, unmittelbar im Text 
genannt. 
So sagt Dante in 1,9,3 unter Bezugnahme auf Boethius. 
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Imperator (vgl. 1,10,2-5). Er dient der Ordnung der Welt, und diese ist am besten ge-
ordnet, wenn die Gerechtigkeit die stärkste Macht darstellt. Dies ist aber nur gegeben 
in dem einen imperium, dessen eigentliche Tugend die iustitia bedeutet (vgl. 1,11,1-
11).'' Gerechtigkeit kann aber nur als Folge richtigen Verlangens, also dessen, was als 
Liebe bezeichnet wird, verstanden werden. Die Liebe sucht unter Mißachtung alles 
anderen — im Gegensatz zur cupiditas — allein Gott und den Menschen, folglich das 
Gute im Menschen. Der Friede aber ist unter allen Gütern des Menschen das wichtig-
ste Gut. Die pax muß aber in Beziehung zur libertas verstanden werden. Dante ver-
weist in diesem Zusammenhang (vgl. 1,12,6) selbst darauf, daß er (bereits) in der 
Commedia die Freiheit als das größte Geschenk bezeichnet habe. Der Monarch als der 
Diener aller muß als der eigentliche Garant der Freiheit verstanden werden (vgl. 
1,12,12.13). Das „Vorbild" für den monarcha sieht Dante — wohl ganz unter dem Ein-
fluß Vergils — in Augustus, so daß auch der Gedanke der pax im augusteischen Sinne 
begriffen werden muß. Das erste Buch schließt mit einer Klage über den Verlust der 
Einheit und damit der Störung, wenn nicht Zerstörung von pax und libertas. 
Das zweite Buch, das der Beweisffihrung für den alleinigen Anspruch des populus 
Romanus auf das imperium dient, hebt auf das Recht ab, das auf göttlichem Willen 
beruht, das Amt des Monarchen über alle Sterblichen hinaushebt und das imperium 
allein (de iure) dem römischen Volk als dem edelsten Volk zuweist (vgl. 2,2,2-2,3,4). 
Die Argumentation erfolgt unter Heranziehung der Aeneis Vergils. Die Genealogie des 
Aeneas zeigt, daß Asien, Europa und Afrika gleichermaßen (über die Stamm-Mütter) 
zu den Ahnen des Aeneas gehören und so dem römischen Volk durch seinen Stamm-
vater Aeneas der höchste Adel und die göttliche Vorherbestimmung zukommt. In 
wunderhaften Zeichen wird auf das unbesiegte Rom hingewiesen. Es folgt in 2,5 gera-
dezu eine Vaterlandsideologie. Durch seine Ausführungen (vgl. 2,5,18) sind zwei Din-
ge nicht zu bestreiten: 1. Wer das Gut des Staates anstrebt, setzt sich das Recht zum 
Ziel. 2. Bei der Unterwerfung des Erdkreises hat das römische Volk das öffentliche 
Gut angestrebt. Es hat diese Unterwerfung von rechts wegen vollzogen und kann folg-
lich von rechts wegen die dignitas imperii in Anspruch nehmen. Das römische Volk ist 
von der Natur zum Herrschen eingesetzt." Nicht ein einzelner, sondern Rom als po-
pulus Romanus hat nach dem göttlichen Urteil das imperium erhalten (vgl. 2,6,8-
2,7,1). Der Verfasser kommt noch einmal unter Hinweis auf die Bedeutung Alexan-
ders darauf zurück, daß (nicht dieser, sondern) nur das römische Volk durch Gottes 
Urteil das imperium erlangt habe (vgl. 2,8,1.8.15). 
Überraschenderweise kommt Dante in seiner Beweiführung auf das Duell, den Zwei-
kampf, als Gottesurteil zu sprechen, um so zu zeigen, daß das römische Volk allein das 
Recht auf das Imperium erworben hat: „Was durch ein Duell erworben wird, wird von 
Rechts wegen erworben. (...) Dies geschieht, wenn unter freier Zustimmung der Part-
ner, ohne Haß und ohne Liebe, nur aus Eifer für die Gerechtigkeit durch den gegensei-
tigen Zusammenprall der geistigen wie der körperlichen Kräfte ein göttliches Urteil 
31 
 In 1,11,13 heißt es: „Wer die richtige Liebe maxime besitzen kann, bei dem findet auch die Gerech-
tigkeit ihren vorzüglichen Ort. Von dieser Art ist der Monarch. Also besitzt die Gerechtigkeit am 
meisten Macht oder kann am meisten Macht besitzen, wenn es einen Monarchen gibt." 
32 
 Zur Naturrechtsargumentation vgl. 2,6,3-5. 
72 
herausgefordert wird. Diesen Zusammenprall nennen wir Duell." Für den weiteren 
Verlauf der Erörterung grenzt Dante zunächst das Duell vom Krieg ab: „In Kriegsan-
gelegenheiten muß zuerst alles auf dem Weg von Verhandlungen versucht werden; erst 
als letzte Möglichkeit soll man zu den Waffen greifen."33  Das Duell aber stellt ein 
Gottesurteil dar, weil es um der Gerechtigkeit willen geführt wird; also ist das durch 
das Duell Erworbene von Rechts wegen erworben (2,9,6). Diese Wahrheit haben auch 
die 'gentiles' erkannt, noch ehe die Stimme des Evangeliums ertönt war. Die Schluß-
folgerung lautet (2,9,12.19): Das römische Volk hat das Imperium durch das Duell 
erworben. Es folgen als Beweis für den Zweikampf die Beispiele, die uns aus Livius 
bekannt sind. Mit der Argumentation der Inanspruchnahme des Imperiums für das rö-
mische Volk durch Gottesurteil will Dante die zeitgenössischen Rechtsgelehrten in 
ihrer Vermessenheit — weil sie weit von der Vernunft entfernt sind — in die Schranken 
weisen.34  
Für Dante ist damit das principale propositum bewiesen: Das römische Volk besitzt 
durch Gottes Urteil das Imperium von Rechts wegen, also nicht durch das Papsttum, 
sondern vor dessen Zeit. Damit kann er — nach den Rechtsgelehrten — in 2,10 die wei-
teren Gegner (wohl den Papst und die Kurie) angreifen, und zwar jetzt nicht durch die 
Prinzipien der Vernunft, sondern durch die des christlichen Glaubens. Diese Gegner 
lehnen sich gegen die „römische Herrschaft" auf, weil sie mit den „Armen Christi" 
(pauperes Christi) kein Mitleid haben. Diese werden bei den kirchlichen Abgaben be-
trogen. Außerdem wird die Kirche täglich ihres Besitzes beraubt und zwar durch jene, 
die Gerechtigkeit heucheln, aber den nicht dulden, der die Gerechtigkeit durchsetzt (i. 
e. wohl der Kaiser). Aus dem Plädoyer für die Armen wird ein Plädoyer für das Impe-
rium und ein Angriff gegen den Nepotismus (so 2,10,1.3). 
In den folgenden Abschnitten geht es um die Auflösung einer contradictio (2,10,4 ft). 
Christus hat durch sein Werk kundgetan, daß der Erlaß des Augustus als Vollstrecker 
der Autorität der Römer ein gerechter Erlaß gewesen ist. Die Überlegungen Dantes zu 
Augustus, Tiberius und Pilatus (in 2,11) führen zu dem Schluß, der sich gegen die 
Feinde der pauperes Christi richtet: „Jene, die sich einbilden, Söhne der Kirche zu 
sein, sollen aufhören, das römische Imperium anzugreifen (...); denn es ist durch den 
Bräutigam der Kirche, Christus, offenkundig (manifestum), daß das römische Volk das 
Imperium des Erdkreises von Rechts wegen erworben hat" (2,11,7). 
Bereits der Abschluß des zweiten Buches hat die Erörterung der anstehenden Frage 
zum Angriff auf die zeitgenössischen Vorgänge werden lassen. Das dritte Buch, das 
der Klärung der dritten Frage dient, ist inmitten der aktuellen Debatte um die Abhän-
gigkeit oder Unabhängigkeit der potestas des Kaisers von der potestas des Papstes an-
gesiedelt. Bei aller formalen Angleichung an die Form der quaestio eröffnet der Autor 
die Debatte offensiv: Die Wahrheit, die zu Tage gefördert werden soll, wird die Entrü-
stung derer hervorrufen, die diese Wahrheit nicht ohne zu erröten und ohne sich zu 
entrüsten hinnehmen wollen. Geradezu massiv greift Dante für diesen Streit um die 
Wahrheit der dritten Frage auf die Schrift zurück, um zum Verteidiger der Wahrheit 
33 
 So Dante 2,9, 3 unter Bezugnahme auf Cicero und Vegetius. 
34 
 „Sie sollen schweigen und sich damit begnügen, nach dem Sinn des Gesetzes Ratschläge zu erteilen 
und Urteile zu fällen" (2,9,20). 
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werden zu können: Er will den Panzer des Glaubens anziehen; er will im Schutz desje-
nigen, der uns durch sein Blut von der Macht der Finsternis befreit hat, den Kampf-
platz betreten, um im Angesicht der Welt die Gottlosen und Lügner aus dem Feld zu 
schlagen. 
Die Wahrheit der Antwort auf die dritte Frage, die, wie Dante sagt, so viel Streit mit 
sich bringe, wird vor allem von drei Gruppen von Gegnern bestritten: 1. vom Papst, 
dem Stellvertreter Christi und Nachfolger Petri, dem wir schulden, was Petrus gebührt, 
nicht aber was Christus gebührt, 2. von denjenigen, die das sacratissimi principatus 
vocabulum verabscheuen und leugnen (3,3,8), 3. von den Dekretalisten, deren Un-
kenntnis in der Philosophie und in der Theologie offenkundig ist, und die das Imperi-
um herabsetzen, in dem sie sich auf die Decretales stützen (3,3,9). Diese aber und die 
Überlieferungen der Kirche bilden nicht das fundamentum fidei. Das besteht in dem 
Glauben an den Sohn Gottes, Christus, den kommenden und den gegenwärtigen und 
den, der schon gelitten hat (3,3,10). Gegen die Dekretalisten gilt es festzuhalten, daß es 
eine Schrift gibt vor der Kirche; eine die mit ihr gleichzeitig ist und eine, die nach der 
Kirche entstanden ist. Vor der Kirche sind das Alte und das Neue Testament, die für 
die Ewigkeit gegeben wurden; gleichzeitig mit der Kirche sind die verehrungswürdi-
gen ersten Konzilien; nach der Kirche sind die Überlieferungen entstanden, die man 
Dekretalen nennt (3,3,11-14). In Fortführung der Auseinandersetzung, bei der es um 
die Rettung der Wahrheit geht, erklärt Dante unumwunden, die auctoritas imperii hän-
ge nicht von der auctoritas der Kirche ab. Dante greift die Bilder auf, die von den Hie-
rokraten hinsichtlich der beiden potestates gebraucht wurden, z. B. das von Sonne und 
Mond (vgl. 3,4,2-17).35  Das regnum temporale empfängt sein Sein (esse) nicht von 
dem regnum spirituale (3,4,20). Auf die Interpretation der typologischen Bilder (für 
Kirche und Imperium) wie z. B. Levi und Juda oder Samuel und Saul, soll hier nicht 
eingegangen werden. Bei der Definition des Begriffs `vicarius' (3,6,5) betont Dante 
(als Vertreter der dualistischen Auffassung im Gegensatz zu den Hierokraten), der 
Papst sei der successor Petri (3,7,5). Was die Binde- und Lösegewalt angeht, hat fol-
gendes zu gelten: Die Binde- und Lösegewalt ist nur dort zuständig, wo dies auf Grund 
des Petrus-Amtes zulässig ist. Das Imperium aber gehört nicht zu dem Amt der 
Schlüssel (vgl. 3,8,1-10). 
Logische Versiertheit und gute Schriftkenntnis werden im Kap. 9 des dritten Buches, 
in dem Dante sich mit der Theorie der zwei Schwerter auseinandersetzt, besonders 
deutlich. Die Kanonisten sagen, die beiden Schwerter, die Petrus erwähne, bedeuteten 
die beiden genannten Regierungen. Das aber ist nach Dante schlichtweg zu verneinen. 
Christus hat mehrfach, so auch vor Pilatus, gesagt, daß es ihm nicht um die Herrschaft 
(in) dieser Welt gehe. Also kann es auch dem vicarius Christi nicht darum gehen. 
Ebensowenig kann die Kirche auf Grund der Donatio Constantini die Forderung erhe-
ben, das Romanum regimen gehöre der Kirche (vgl. 3,10,1-3). Konstantin konnte die 
Würde (dignitas) des Imperiums nicht veräußern. Es ist dem Imperator nicht erlaubt, 
das Imperium zu teilen.36  Deutlicher als Dante es hier, im Rahmen seiner politischen 
Theorie, sagt, läßt sich das nicht formulieren, so wenn er (3,10,7) fortfährt: Funda- 
35  Vgl. zu den ”beiden Sonnen": Sohn, Bilder als Zeichen der Herrschaft (wie Anm. 18). 
36  Dante zieht dazu das Bild vom nahtlosen Leibrock Christi heran (so 3,10,4-5). 
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mentum ecclesiae est Christus; fundamentum imperii est ius humanum. Der Kaiser 
empfängt vom imperium, was er ist (3,10,10); die Kirche ist indisposita ad temporalia 
recipienda (3,10,14). Die einzige Möglichkeit der Annahme von „Zeitlichem" für die 
Kirche bilden nur die pauperes Christi (3,10,17). Die Behauptung, die Autorität der 
Kirche hänge vom Kaiser ab, weil dieser der defensor ecclesiae sei, ist allerdings eben-
so abwegig (vgl. 3,10,20). Gegen die theokratische Auffassung, die auf einem Trug-
schluß hinsichtlich der Akzidentien beruht, muß festgehalten werden: Papst und Kaiser 
gehören (begrifflich) zu den relativa (vgl. 3,11,1-8). Die Idee des Papstes ist von der 
des Kaisers verschieden. Beide sind allein auf Gott zurückzuführen (3,11,9 ff). 
Das folgende Kapitel führt dann den Nachweis, daß die auctoritas principatus Romani 
sich nur von Gott, nicht aber vom Papst herleitet (3,12,1). Die Autorität der Kirche ist 
nicht Ursache der kaiserlichen Autorität (3,12,3). Die Kirche ist nicht befugt — diese 
virtus eignet ihr nicht —, den römischen Kaiser (princeps) einzusetzen, weder von Gott 
her, also nicht auf Grund einer lex divina, noch durch die lex naturalis (3,13,1 u. 2). 
Die lex divina finden wir in der Schrift. Die lex naturalis, auf der die Unabhängigkeit 
des Kaisers von der Kirche beruht, besteht in dem consensus omnium (3,13,7)." 
Das folgende Kapitel (3,14) liefert die Begründung, warum das Kaisertum nicht in die 
Kompetenz der Kirche fällt. Denn „was gegen die Natur eines Dinges ist, gehört nicht 
zu dessen Fähigkeiten (...), aber die Fähigkeit, in dem Reich unserer Sterblichkeit 
(regnum nostrae mortalitatis) Autorität zu verleihen, ist gegen die Natur der Kirche. 
Also gehört sie nicht zu deren virtutes" (3,14,1). Zur Erhellung des Untersatzes muß 
man wissen, daß die Natur der Kirche deren Form ist; denn die Natur eines Dinges 
macht dessen Form aus. Die Form der Kirche aber kann keine andere sein (nihil aliud 
est) als das Leben Christi. Sein Leben bildet die Idee der Kirche (vgl. 3,14,1-3). Für 
das Petrusamt gilt, „zu tun, wie er getan"; Christus aber hat die zeitliche Herrschaft vor 
Pilatus von sich gewiesen (vgl. 3,14,4.5). Er, Christus, ist der Herr der Kirche; doch er, 
das Vorbild der Kirche, hat sich nicht um die zeitliche Herrschaft gesorgt. Wie kann es 
dann die Kirche tun? (3,14,6.8). 
3. Das Ziel 
Die auctoritas imperii ist nicht in der auctoritas des Papstes begründet (causare), son-
dern der imperator sive monarcha mundi ist unmittelbar (immediate) von Gott abhän-
gig (3,15,1.2). Die Vorsehung hat für den Menschen zwei Ziele und damit die Mög-
lichkeit zweier Glückseligkeiten vorgesehen: Die beatitudo dieses Lebens, die in der 
Verwirklichung der eigenen Fähigkeiten besteht, und die Glückseligkeit des ewigen 
Lebens, die im Genuß (fruitio) des göttlichen Anblickes liegt, und zu der die eigene 
Fähigkeit nur aufzusteigen vermag, wenn sie vom göttlichen Licht unterstützt wird 
(3,15,7). Das erste Ziel läßt sich nur durch philosophische Unterweisung, das zweite 
durch geistliche Unterweisung (in Verwirklichung der theologischen Tugenden Glau- 
37 Die bewußte Komposition des Werkes kommt an dieser Stelle erneut zum Ausdruck, wenn für die-
sen consensus omnium wiederum der Rückbezug auf Asien, Afrika und Europa in dem „Stammva-
ter" Aeneas geschieht. Dantes These richtet sich gegen die Auffassung Innozenz' IH., wie sie auch 
im Bildprogramm des Stefano Conti zum Ausdruck kommt. - Vgl. Sohn, Bilder als Zeichen der 
Herrschaft (wie Anm. 18). 
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be, Hoffnung und Liebe) erreichen (3,15,8). Daher bedarf der Mensch einer zweifa-
chen Leitung, nämlich der des Papstes für die geistliche Unterweisung, die zum ewi-
gen Leben verhilft, und der des Kaisers, der durch philosophische Unterweisung (oder 
durch die Lehre der Philosophen) das genus humanum zum irdischen Glück (tempora-
lis felicitas) führt (3,15,10). Diese Feststellung trifft Dante erneut im Hinblick auf den 
Gedanken des Friedens, indem er von dem letztgenannten zu erreichenden Glück der 
irdischen felicitas sagt, daß das Menschengeschlecht in Freiheit diesen Hafen nur er-
reicht, wenn es die pacis tranquillitas genießt (3,15,11). Nur darin besteht das Ziel, 
nach dem der Kaiser (princeps Romanus) als curator orbis streben muß, daß in der 
areola ista mortalium (auf dieser irdischen Wohnstatt) frei und in Frieden gelebt wer-
den kann (ebd.). Die Ordnung dieser Welt folgt der Ordnung der himmlischen Bewe-
gung; zur Anpassung der notwendigen Unterweisung für Freiheit und Frieden in Raum 
und Zeit ist es jedoch notwendig, daß der curator orbis von dem bestimmt werde, dem 
die Ordnung des Himmels ständig gegenwärtig ist und der diese Ordnung vorherbe-
stimmt hat, um Dank seines Vorherwissens alle Ordnungen miteinander zu verknüpfen 
(3,15,12). Auch wenn wir in Rechnung stellen, daß diejenigen, die Kurfürsten (electo-
res) genannt werden, für die Wahl des Kaisers eine Bedeutung haben, verhält es sich 
doch so, daß Gott allein wählt und er allein bestätigt. Die „Wählenden" müssen als 
„Verkünder der göttlichen Vorsehung" angesehen werden. Deus solus eligit, solus in-
firmat. Gerade weil jene, denen die Würde des Verkündens, sc. die Kurfürsten, aufge-
tragen ist, manchmal uneinig sind, weil sie die göttliche Bestimmung (durch irdische 
Begierde behindert) nicht erkennen, erhellt, daß die auctoritas des irdischen Monar-
chen sich unmittelbar aus der Quelle der universalis auctoritas herleitet (3,15,14-15). 
Damit ist für Dante die Wahrheit der Frage, ob das Amt des Monarchen zum Wohl der 
Welt notwendig sei, ebenso bejaht wie die Wahrheit der Frage, ob das römische Volk 
allein de iure das Imperium in Anspruch genommen habe. Aber auch die Wahrheit der 
letzten Frage ist abschließend erforscht: Die auctoritas des monarcha hängt unmittelbar 
(immediate) von Gott ab und von niemandem sonst (3.15.16). 
Damit sind nach Dante die drei Fragen, die zu untersuchen er sich zur Aufgabe ge-
macht hat, beantwortet. Doch er schließt mit einer überraschenden Einschränkung be-
züglich der letzten Frage. Auch wenn der princeps Romanus sein Amt unmittelbar von 
Gott her zu verstehen hat, heißt das jedoch nicht, daß er dem Papst nicht auf eine ge-
wisse Weise untergeordnet ist, und zwar in der Weise, wie das irdische Glück - das 
Glück der Sterblichen - auf das unsterbliche hingeordnet ist. Auch für den Kaiser ist 
zur Erreichung des zweiten Zieles die geistliche „Unterweisung" notwendig, um die 
ewige Glückseligkeit (beatitudo vitae aeternae) zu erlangen. Daher muß der Kaiser 
dem Petrus jene reverentia erweisen, wie sie der erstgeborene Sohn (primogenitus fili-
us) dem Vater schuldet. Der Kaiser als Sohn der Kirche: Obgleich Dantes zentrales 
Anliegen darin besteht, die potestas des Kaisers als unabhängig von der päpstlichen 
Gewalt und als dieser zeitlich vorgängig darzustellen, scheint für diese Aussage die 
Vorstellung von der Schlüsselgewalt des vicarius Petri bestimmend zu sein.38 
 
38  Das religiöse Verständnis der ,Schlüsselgewalr des vicarius Petri scheint stärker als Gelasius-Text 
und pseudoisidorische Vorstellung gewesen zu sein. 
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Tranquillitas pacis - Der Imperator als Garant des Friedens 
Dantes Schrift Monarchia stellt wohl die umfassendste theoretische Begründung der 
Universalmonarchie im Mittelalter dar. Mit der Betonung der Unabhängigkeit des Im-
perium vom Sacerdotium wollte und sollte das Werk ein politisches Programm, Aus-
druck der Friedenssehnsucht und ein Fanal für eine neue Zeit sein. Der Kaiser sollte 
Frieden bringen; durch ihn sollten die Wirren der Zeit ein Ende finden. Es läßt sich 
nicht ausmachen, wieviele reale Hoffnung - bei allem Enthusiasmus für Heinrich VII. 
- mit dem theoretischen Entwurf von der Universalmonarchie des Kaisers verbunden 
gewesen ist. Zugleich setzte der Autor wohl auch auf die publizistische Wirkung seiner 
Schrift in den oberitalischen Stadtstaaten. Die Monarchia sollte - mit der Absicht po-
litischer Konsequenz - den philosophisch begründeten Entwurf gottgegebener Ord-
nung darstellen und die Gegenposition zu den Schriften eines Aegidius Romanus39  und 
wohl auch des Jacobus von Viterbo4°  sein. 
Aufgrund der von Francis Cheneval vorgelegten Untersuchung ist die Rezeptionsge-
schichte der Monarchia Dantes keine Frage mehr. Die politische Wirkmächtigkeit läßt 
sich trotz der Rezeptionsgeschichte nur schwer ausmachen." 
Dantes persönliche und vielleicht von vielen Zeitgenossen geteilte Hoffnung auf Be-
friedung, die seiner Meinung nach nur vom (universalen) Kaiser zu erwarten war, 
sollte nicht zuletzt ein Appell an den Kaiser selbst und ein Hinweis auf dessen überge-
ordnete Stellung gegenüber den Mächtigen seiner Zeit sein. Nur der Anspruch des 
Kaisers galt Dante als universal. Der Kaiser repräsentierte den Garanten irdischen 
Glücks. Die Zuständigkeit des Papstes war geistlicher Natur und auf die jenseitige be-
atitudo ausgerichtet. Auch wenn letztere wichtiger denn das irdische Wohlergehen 
war, sollte die „Schlüsselgewalt" dennoch nicht für die irdische Wohlfahrt gelten und 
keinen Machtanspruch über den des Kaisers ergeben dürfen. 
Fassen wir Dantes Entwurf in seiner Zielsetzung noch einmal zusammen: 
1. Es „muß" einen monarcha universalis zum Wohl des genus humanum geben, wie 
dies aus der lex naturalis erhellt. 
2. Die dignitas monarchiae universalis kommt allein dem imperator Romanus zu. 
3. Rechtsträger ist der populus Romanus nach gottgewollter Ordnung (und der Zeit 
des Papsttums vorgängig). 
4. Die electores küren den rex Romanorum. Sie sind Werkzeug der providentia dei.42  
5. Der Kaiser ist immediate a deo; er empfängt seine auctoritas von keinem anderen. 
39  Vgl. De regimine principum, wohl vor 1285 filr den späteren Philipp IV. von Frankreich verfasst, 
und besonders De ecclesiastica sive de summi pontificis poiestate. 
4°  Vgl. De regimine christiano (um 1301/02). 
41  Vgl. jedoch zur politischen Wirkung zur Zeit Karls V.: Cheneval, Die Rezeption der Monarchia, 
Kap. VIII, S. 355 - 368. 
42  Die Unabhängigkeit vom Papst und die Beauftragung durch das Volk betonen Wilhelm von Ock-
ham tind Marsilius von Padua in ihren staatstheoretischen Überlegungen während des Ringens 
Ludwigs des Bayern mit den Päpsten Johannes XXII. und Benedikt XII. 
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6. Aufgabe des Kaisers ist die tranquillitas pacis. Er ist dem Streit der principes über-
geordnet. 
7. Ziel seiner Aufgabe ist das zeitliche Wohl des Menschengeschlechtes, das darin 
besteht, frei und in Frieden zu leben. 
Nur im Vergleich mit den übrigen in diesem Band vorgelegten Studien läßt sich, wie 
oben gesagt, die Frage beantworten, ob und inwieweit die spätmittelalterlichen Theori-
en auch als Beiträge zu einer „Ethik des Friedens" heranzuziehen und auszuwerten 
sind. 
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Politik und Religion. 
Das Friedenskonzept des Marsilius von Padua 
Georg Wieland, Tübingen 
Es gehört zu den opiniones communes, daß das Mittelalter — unter dem Einfluß der 
christlichen Theologie — die pax als ein „kosmisches Ordnungsprinzip" verstanden 
habe.' Und zum Beleg dafür lassen sich zahlreiche Autoren nennen, die wie Augustin 
„den Frieden für alle Dinge in der Ruhe der Ordnung"2, nämlich der von Gott gestif-
teten Weltordnung sehen oder mit Bonaventura den von Christus verkündeten Frieden 
als Grundbegriff christlichen Lebens und Strebens fassen, nämlich als Einstimmung in 
die vom ewigen Vater begründete Ordnung.3  Man kann auch die einschlägigen Aussa-
gen des Thomas von Aquin in diesen Duktus einordnen; denn er begreift den Frieden 
als Frucht des 1-11. Geistes, also als die von einer höheren Kraft im Menschen bewirkte 
Tätigkeit, und als eine Wirkung der theologischen Tugend der Liebe.' 
Ungeachtet dieses kosmischen, christlich interpretierten Friedensverständnisses erhält 
der Gedanke des weltlichen Friedens im Verlauf des 12. und 13. Jahrhunderts ein ei-
genes Gewicht. So kennt Rufinus, der Verfasser des Traktats „De bono pacis" eine pax 
Babyloniae, die auf Gerechtigkeit, Menschlichkeit und Klugheit gegründet ist, und 
unterscheidet sie von der pax Jerusalem, dem geistlichen Frieden der Kinder Gottes.' 
Bei Thomas findet sich im theologischen Kontext die Unterscheidung zwischen wah-
rem und scheinbarem Frieden (pax vera, pax apparens); und den wahren Frieden unter-
scheidet er wiederum in den vollkommenen, der in der Erfüllung aller Wünsche und 
folglich im vollendeten Genuß des höchsten Gutes besteht, und in den unvollkomme-
nen, den es auf dieser Erde gibt, ohne daß alle Wünsche erfüllt und die Differenz der 
verschiedenen Erwartungen aufgehoben wären.°  Auch der unvollkommene Friede ist 
wahrer Friede, wenn er auf das Gute zielt und nicht durch Zwang begründet wird.' 
Diese Unterscheidung bereitet Interpretationsschwierigkeiten, weil das Verhältnis von 
Unvollkommenem zu Vollkommenem selbst verschieden ausgelegt werden kann. Eine 
naheliegende Deutung zielt auf eine klare Über- und Unterordnung, bei der das Voll-
kommene — je nach der Betrachtungsweise — ontologisch als Ursache, erkenntnismeta- 
Stellvertretend Re viele W. Janssen, Art. Friede, in: 0. Brunner, W. Conze, R. Koselleck (Hg.), 
Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, 
Stuttgart 1975, 543 - 591. 544. 
2  Civ. Dei 19, 13. 
Itinerarium mentis in Deum, Prologus. 
4  S. th. 1-11 70,3; 11-11 29: De pace. 
Rufinus, De bono pacis 11 1: „Pacem Babyloniae facit justitia, alit humanitas, firmat prudentia. 
Pacem Jerusalem facit charitas, nutrit pietas, firmat humilitas." (PL 150, 1611 ). 
6  S. th. 11-11 29,2 ad 4: „Ita est duplex pax vera. Una quidem perfecta, quae consistit in perfecta frui-
tione summi boni ... Alia vero est pax imperfecta, quae habetur in hoc mundo." Vgl. 11-11 29,1. 
7  S. th. 11-11 29,1 ad 1: „Si enim homo concordet cum alio non spontanes voluntate, sed quasi coactus 
timore alicuius mali imminentis, talis concordia non est vere pax." 
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physisch als Maßstab und ethisch als Regel des weniger Vollkommenen fungiert. Bei 
Thomas lassen sich für eine derartige Auslegung zahlreiche Belege finden. Als einer 
von vielen mag der folgende Text dienen: „Derjenige, der die höchste Ursache 
schlechthin, die Gott ist, erkennt, heißt schlechthin Weiser, insofern er durch die gött-
lichen Regeln alles beurteilen und ordnen kann."' Nähme man das in diesem Satz ent-
haltene Prinzip von der theologischen Allzuständigkeit als Interpretationsmaxime des 
thomasischen Denkens insgesamt, dann bekäme oder behielte die Theologie die um-
fassende und letzte Kompetenz für alle Bereiche, auch für den politischen Frieden (pax 
rei publicae)°; dann wäre die Theologie im eigentlichen Sinne zuständig für alle Fel-
der, die nach dem Verständnis des Thomas gemäß ihrer eigenen Gesetzmäßigkeit zu 
betrachten sind: für die Natur und ihre Abläufe, damit auch für die Philosophie; für das 
menschliche Handeln und seine Regeln, damit auch für die Ethik; für das Zusammen-
leben der Menschen und damit auch für die Politik. Es scheint mir der Denkrichtung 
des Thomas zu widersprechen, ihn den theologischen Einheitsdenkern zuzurechnen. 
Der Universalanspruch der Theologie ist deshalb eher negativ zu deuten: sie hält die 
Einsicht lebendig, daß die zeitliche Welt keine Vollkommenheit schlechthin kennt; sie 
gibt — über diesen Vorbehalt hinaus — Hinweise darauf, daß die Vorläufigkeit der Welt 
nicht die letzte Antwort auf menschliches Fragen und Streben sein muß. 
Wenn diese Interpretationsüberlegungen in die richtige Richtung zielen, dann darf der 
Begriff des unvollkommenen Friedens bei Thomas als eine theologische Rechtferti-
gung für die eigene Bedeutsamkeit einer weltlichen Friedensordnung begriffen wer-
den, dann enthält — noch allgemeiner gesprochen — das thomasische Theologiekonzept 
wenigstens im Prinzip die Möglichkeit theologieunabhängiger Positionen und Be-
trachtungen weltlicher Verhältnisse und Zusammenhänge. Wenn diese Überlegungen 
richtig sind, dann widerspricht vor allem eine dezidiert philosophische Haltung weder 
dem Denken Alberts noch auch dem des Thomas.'" 
In historischer Perspektive scheint das thomasische Denken allerdings nicht jene Ein-
deutigkeit besessen zu haben, die moderne Interpretationen ihm zuzusprechen geneigt 
sind. So gehören Thomas-Schüler bei dem Problem der "Macht des Papstes in zeitli-
chen Dingen" (potestas papae in temporalibus) unterschiedlichen Lagern an. Johannes 
Quidort, der in theoretischen Fragen entschieden dem thomasischen System folgt, ver-
tritt bei dem staatsphilosophischen Thema ebenso entschieden die volle Unabhängig-
keit der weltlichen Herrschaft von geistlicher Gewalt, während Remigio dei Girolami 
als Anhänger der Papstpartei hervortritt." 
5 
 S. th. 11-11 45,1: „Ille autem qui cognoscit causam altissimam simpliciter, quae est Deus, dicitur 
sapiens simpliciter: inquantum per regulas divinas omnia potest iudicare et ordinare." Vgl. 14,2. 
9 
 Zum Begriff vgl. z. B. S. th. 11-11 123,5 ad 3. 
I° 
 Deshalb verfehlen Versuche, Thomas - im Unterschied zu Albert - als theologischen Einheitsden-
ker zu begreifen und ihm undifferenziert die Position eines Universalanspruchs der Theologie zuzu-
schreiben, den Kern des thomasischen Ansatzes, der - aus theologischer Perspektive - die Selbstän-
digkeit der weltlichen Bestände zu begründen sucht. Als Beispiel eines solchen Versuchs im 
politischen Kontext: R. Imbach/Ch. Flüeler, Einleitung zu Dante: Monarchia, lateinisch-deutsch, 
Studienausgabe, Stuttgart 1989, 50 - 57 (vor allem 55 - 57). 1 i Johannes Quidort, De regia potestate et papali, ed. F. Bleienstein, Stuttgart 1969 (Titel von c. 3: ... 
quod non est tam necesse omnes principes ad unum reduci sicut ministros ecclesiae ad unum su- 
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Von Thomas aus betrachtet, brauchen Theorien, die den Unabhängigkeitsgedanken 
favorisieren, jedenfalls nicht als so revolutionär und neuartig zu gelten, wie man das 
auf dem Hintergrund neuscholastischer Thomas-Interpretationen, besonders auch unter 
Rückgriff auf die Gilsonsche Thomas-Deutung vor allem für Dante in Anspruch ge-
nommen hat: Vor dem Einheitsdenker Thomas wird Dante zum politischen Denker der 
Differenz. Es ist aber gerade die Frage, ob man Thomas überhaupt unter die Einheits-
denker zählen darf. Doch dieses Thema soll hier nicht weiter entfaltet werden; es gilt 
an dieser Stelle vielmehr — um den Friedensbegriff des Marsilius von Padua in seiner 
Eigenart in den Blick zu bekommen — ein Konzept zu betrachten, das Frieden unter 
den theoretischen Bedingungen der vollen Unabhängigkeit weltlicher Herrschaft von 
geistlicher Gewalt begreift. 
Das geschieht in Dantes „Monarchie". Bekanntlich hat dieses Werk drei Ziele: (a) den 
Erweis der Notwendigkeit der zeitlichen Monarchie, nämlich der „Herrschaft eines 
einzigen über alle anderen", für das Wohl der Welt; (b) die Anerkennung des An-
spruchs des römischen Volkes auf das Amt des Monarchen; (c) den Nachweis der un-
mittelbaren Abhängigkeit der Autorität des Monarchen von Gott.' 2 
 — Der Begriff des 
Friedens wird systematisch im Zusammenhang mit der Erörterung des Ziels der 
menschlichen Gattung, der Menschheit, eingeführt." Wenn Dante in der Zielfrage 
auch aristotelisch argumentiert, so greift er auf Averroes zurück, um den Gedanken 
eines der Menschheit eigenen Zieles zu begründen: die dem Menschen eigentümliche 
Erfüllung besteht in der Verwirklichung der ihn auszeichnenden Kraft, des intellectus 
possibilis. Die menschliche Erkenntnisfähigkeit kann aber nur — und das ist die neue 
über Aristoteles hinausgehende These — von der Menschheit insgesamt, nicht von ei-
nem einzigen Individuum oder einer begrenzten Gemeinschaft ganz und auf einmal 
verwirklicht werden:4 
 — Ich will an dieser Stelle die sachliche Problematik dieser Po-
sition nicht erörtern, sondern lediglich auf ihre Konsequenz für das Dantesche Frie-
denskonzept verweisen: Weil also das Ziel der menschlichen Gattung in der Erkennt-
nis besteht (d. h. der Betätigung der theoretischen und praktischen Vernunft), bedarf es 
der für dieses „Werk" erforderlichen Bedingungen, nämlich der Ruhe und Stille des 
Friedens. „Daher ist es offenkundig, daß der allgemeine Friede das Beste ist unter allen 
Dingen, die auf unsere Glückseligkeit hingeordnet sind."' 5  
prernum."); Remigio dei Girolami, Contra falsos ecclesiae professores, cd. E. Panella, Per lo studio 
di Fra Remigio di Girolami (f 1319), Pistoia 1979 (aus c. 37: „Diximus autem supra quod papa 
comparatur ad imperatorem sicut anima ad corpus, et sicut intellectivum ad sensitivum, et sicut ce-
leste ad terrenum, et sicut dominus ad ministrum, et sicut Deus ad hominern."). 
12 
Monarchia. A cura di P. G. Ricci, Mailand 1965; hier wird die Studienausgabe von R. Imbach/Ch. 
Flüeler (Anm. 10) zugrundegelegt. Zu den drei Zielen: Monarchia 12,3; zur Definition der zeitli-
chen Monarchia 12,2: „Est ergo temporalis monarchia, quarr dicunt imperium, unicus principatus et 
super omnes in tempore." 
13  Monarchia 14,2 ff. 
14  Monarchia 1 3,8: „Et quia potentia ista per unum hominem seu per aliquam particularium commu-
nitatum superius distinctarum tota simul in actum reduci non potest, necesse est multitudinem esse 
in humano genere, per quam quidem tota potentia hec actuetur." 
15 
 Monarchia•I 4,2: „Unde manifestum est quod pax universalis est Optimum eorum que ad nostram 
beatitudinem ordinantur." 
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Drei Gesichtspunkte sind an diesem Konzept von besonderem Belang: (a) Dante denkt 
an einen umfassenden, weltumspannenden Frieden - ein Gedanke, der sich zwingend 
aus dem Begriff eines der Menschheit eigenen Zieles ergibt; (b) der Friede ist nicht 
selbst letztes Ziel, sondern Bedingung oder Voraussetzung eines solchen Zieles; (c) im 
Bereich der Mittel nimmt der allgemeine Friede den höchsten Rang ein. -- Mit diesen 
Überlegungen hält Dante der Sache nach zusammen, was bei Marsilius von Padua 
deutlich auseinandertritt, nämlich den moralischen und politischen Aspekt von Herr-
schaft: ihre Aufgabe ist es, die menschliche Gattung „gemäß philosophischer Unter-
weisung" (secundum philosophica documenta) zur zeitlichen Vollendung zu fÜhren16; 
und wegen dieser moralischen Verpflichtung obliegt dem Monarchen die Friedenssi-
cherung. Politik und Herrschaft - von den Besonderheiten des Danteschen Weltherr-
schaftsgedankens kann man hier absehen - werden also letztlich moralisch begründet 
und legitimiert. 
Dieser Hinweis auf Dantes „Monarchia" hat deshalb Gewicht, weil er zeigt, daß auch 
die strikte und konsequente Loslösung weltlicher Herrschaft von geistlichen Ansprü-
chen moralische Rechtfertigungen keineswegs außer sich haben muß. Demgegenüber 
entwickelt Marsilius von Padua ein Friedenskonzept, das auf der Trennung von Politik 
und Moral beruht und den Frieden selbst deshalb nicht mehr metaphysisch und ethisch 
bestimmt, sondern ihn „auf das Funktionieren der sozialen Relationen" einengt." In 
diesem Sinne ist die grundlegende Begriffsbestimmung des Friedens zu verstehen, 
nämlich als „gute Ordnung einer Stadt oder Herrschaft, wodurch ein jeder ihrer Be-
standteile die ihm nach der Vernunft und seiner Einrichtung zukommenden Aufgaben 
erfüllen kann". 18  Eine ganz offenkundig funktionale Beschreibung ohne moralische 
Konnotationen. Es kommt nun darauf an, diesen Bedeutungswandel im Friedensver-
ständnis des Marsilius genauer zu betrachten. 
Zunächst gilt es, ein naheliegendes Mißverständnis auszuräumen, das sich aus der 
sprachlichen und begrifflichen Verwandtschaft des Defensor pacis mit traditionellen 
Vorstellungen ergeben könnte. Gleich zu Beginn des Werkes spricht Marsilius von den 
„Vorteilen und Früchten" (commoditates et fructus) des Friedens, hebt seine Überein-
stimmung mit einschlägigen biblischen Zeugnissen hervor und ordnet schließlich Ruhe 
und Frieden in der Weise eines Mittels dem bürgerlichen Glück (civilis felicitas) als 
16 Monarchia III 15,10: „Propter quod opus feit homini duplici directivo secundum duplicem finem: 
scilicet summo pontifice... et imperatore, qui secundum philosophica documenta genus humanum 
ad temporalem felicitatem dirigeret." 
17 H.Kusch, Einleitung zu: Marsilius von Padua, Der Verteidiger des Friedens (Defensor Pacis). Auf 
Grund der Obersetzung von W. Kunzmann bearbeitet und eingeleitet von H. Kusch, Berlin 1958, 
XXVII, n. 2. Diese Übersetzung druckt die lat. Edition von R. Scholz (1932) parallel zur deutschen 
Obersetzung ab. Im folgenden wird die Ausgabe von Kusch zugrundegelegt; in der Übersetzung 
weiche ich gelegentlich von Kusch/Kunzmann ab. - Bibliographische Angaben zu Marsilius gibt 1. 
Miethke, Literatur über Marsilius von Padua (1958-1992), in: Bulletin de philosophie meclievale 35 
(1993) 150 - 165. 
13 Defensor Pacis (= DP) 119,2: „Bona disposicio civitatis seu regni, qua pofest unaqueque suarurn 
parcium facere opera conveniencia sibi secundum racionem et suam institucionem." 
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dem höchsten Ziel menschlichen Handelns zu. I9  Orientieren sich diese Aussagen nicht 
ganz und gar am bekannten moralischen Begründungsmuster? 
Um diese Frage beantworten zu können — und mit der Antwort läßt sich auch das an-
gedeutete Mißverständnis beseitigen —, muß man vor allem die Marsilianische Vor-
stellung vom Ziel oder Zweck des Staates zu klären suchen. Das vierte Kapitel der 
Dictio I befaßt sich mit diesem Thema und gibt zunächst die bekannte aristotelische 
Antwort: der Staat, die civitas als perfecta communitas, sei entstanden um des Lebens 
willen und existiere um des guten Lebens willen; damit sei die eigentliche Zielursache 
dieser Gemeinschaft benannt, und sie wird sogleich inhaltlich bestimmt: gutes Leben 
heiße frei zu sein „für die edlen Lebensaufgaben".2°  Was so traditionell eingeführt 
wird, erfährt jedoch sogleich eine deutliche Akzentverschiebung. Marsilius bekundet 
gar kein besonderes Interesse an der Unterscheidung von Leben und gutem Leben, an 
der Differenz von Genese und Geltung, sondern konzentriert sich vor allem auf die 
Entstehungs- und Erhaltungsbedingungen staatlicher Gemeinschaft. „He concentrates 
an the mechanisms (whatever they are) by which the good order of the c,ommunity... is 
most effectively achieved and most reliably maintained."2' 
In diesem Sinne formuliert er das für seine ganze Beweisführung grundlegende Prinzip 
folgendermaßen: „Alle Menschen erstreben ... von Natur aus ein befriedigendes Leben 
und fliehen und meiden das einem solchen Leben Schädliche."22  Dieser Grundsatz 
besagt nicht: der Mensch strebe von Natur aus nach der staatlichen Gemeinschaft. Das 
ist die These des Aristoteles, der die Polis als den Ort begreift, an dem der Mensch erst 
ganz als er selbst in seiner Vernünftigkeit leben kann; nicht in der absoluten Vernünf-
tigkeit einer göttlichen Existenz, sondern in einer Weise, die durch die Differenz von 
gerecht und ungerecht bestimmt ist. Die sachlichen Schwierigkeiten dieser These 
brauchen uns hier nicht zu bekümmern; worauf es ankommt, ist der aristotelische Ge-
danke von der moralischen Qualität, die der Polis selbst eignet. — Anders denkt Marsi-
lius. Auch er spricht zwar gelegentlich von der vollkommenen Gemeinschaft, „zu der 
die Menschen von Natur aus geneigt sind".23  Worauf es ihm aber eigentlich ankommt, 
ist in dem eben genannten Grundsatz angedeutet: die Menschen streben nach einem 
befriedigenden Leben und brauchen deshalb den Staat. Er wird also — deutlich stärker 
als bei Aristoteles — als Instrument für ein befriedigendes menschliches Dasein begrif-
fen; der Akzent liegt weniger auf der moralischen, sondern eher auf der anthropologi-
schen Bedeutsamkeit des Staates. 
DP I 1,1 und 1 1,7: in Ruhe leben können „quod est desiderabile propositum in huius operis inicio, 
necessarium debentibus civili felicitate frui, que in hoc seculo possibilium homini desideratorum 
optimum videtur et ultimum actuum humanorum." 
20 DP 14,1: „Quod autem dixit Aristoteles: vivendi gracia facta, existens autem gracia bene vivendi, 
significat causam finalem ipsius perfectam, quoniam viventes civiliter non solum vivunt, quomodo 
faciunt bestie aut servi, sed bene vivunt, vacantes scilicet operibus liberalibus, qualia sunt virtutum 
tarn practice quam speculative anime." 
21  So zutreffend C. J. Nederman: Community and Consent. The Secular Political Theory of Marsiglio 
of Padua's Defensor Pacis, Lanham 1995, 23. 
22  DP I 4,2: „omnes homines non orbatos aut aliter impeditos naturaliter sufficientem vitam appetere, 
huic quoque nociva refugere et declinare." 
23 So z. B. DP 11 22,15: „ ... ad formam communitatis perfecte, ad quam eciam homines naturaliter 
inclinati ...". 
83 
Diese Überlegungen erfahren ihre Bestätigung durch die weiteren Ausführungen des 
Marsilius. Weil der Mensch "nackt und waffenlos" geboren wird, bedarf er der ver-
schiedenen Künste und Fertigkeiten, um so seine natürlichen Mängel zu kompensie-
ren.24 
 Derartige Künste und Fertigkeiten setzen jedoch arbeitsteilige Prozesse voraus, 
die ihrerseits nur im gemeinschaftlichen Verbund ihre Fruchtbarkeit entfalten können. 
Ein weiterer Gedanke schließt sich an. Die Ebene technischer Fertigkeiten und ar-
beitsteiliger Prozesse macht zusätzliche Regelungen erforderlich, welche die an den 
Überlebensvollzügen Wirkenden in ihrem Verhalten so steuern, daß die Gemeinschaft 
keinen Schaden nimmt oder gar zugrundegeht. Marsilius nennt in diesem Zusammen-
hang drei große Tätigkeitsbereiche, für die die Politik verantwortlich ist.25  (a) An erster 
Stelle wird eine mit Zwangsgewalt ausgestattete Macht (custos iustorum) aufgeführt, 
die gegen innere und äußere Störungen des Gemeinwesens gerichtet ist. Wie diese 
Macht näherhin ausgestattet und gegliedert ist, zeigt das nächste Kapitel etwas aus-
führlicher.26  Sie muß demnach über die Möglichkeit verfügen, auf die äußeren Hand-
lungen (actus transeuntes) der Gemeinschaftsmitglieder regelnd einzuwirken, um so 
Übergriffe zu verhindern und Schaden vom Gemeinwesen abzuwehren. Diese Macht 
hat also das Recht, Regeln aufzustellen, in Streitrallen zu entscheiden und ihre Anord-
nungen und Entscheidungen gegebenenfalls mit Gewalt durchzusetzen; um ihre leiten-
de und richtende Funktion wirklich erfüllen zu können, bedarf diese Macht zudem mi-
litärischer Mittel, die gegen inneren Widerstand und äußere Feinde gerichtet sind. -
Ich mache hier schon darauf aufmerksam, daß die Machtmittel der Regierung und der 
Gerichtsbarkeit auf äußere Handlungen beschränkt sind. Darunter versteht Marsilius 
jene dem Menschen eigenen, also aus Erkennen und Streben hervorgehenden Tätig-
keiten, die entweder auf einen vom Tätigen selbst verschiedenen Gegenstand übergrei-
fen oder durch äußere Organe und Glieder, also für die Wahrnehmung faßbar, vollzo-
gen werden oder - was der Normalfall sein dürfte - beide Merkmale enthalten.27  
(b) Als zweiten der politischen Funktionsbereiche nennt Marsilius die Ökonomie. Da 
die Gemeinschaft im Frieden wie im Krieg gewisse gemeinsame Güter braucht, bedarf 
es entsprechender Vorkehrungen, um sie zu beschaffen, zu erneuern und aufzubewah-
ren, und es bedarf dazu der entsprechenden Künste und Fertigkeiten. In unserem Zu-
sammenhang erscheinen drei einschlägige Gruppen: die erste kompensiert die Mängel 
der vegetativen Lebensvollzüge - Landwirtschaft, Jagd, Kochkunst usw."; die zweite 
Gruppe regelt das Verhältnis unseres Leibes zu der uns umgebenden natürlichen Welt 
- die mechanischen Künste unter Einschluß der Medizin und Architektur29; die dritte 
Gruppe schließlich befaßt sich mit der Vorrats- und Finanzwirtschaft - vor allem im 
Blick auf künftigen Bedarf (ad succurendum future necessitati).3°  - Es ist eine eigene 
24  DP 14,3: „quoniam nudus nascitur et inermis indiguit artibus diversonim generum et specierum 
ad declinandum nocumenta predicta." 
25  Die im folgenden genannten drei Tätigkeitsbereiche werden in DP 14,4 kurz dargestellt. 
26 DP I 5, wo die partes civitatis genauer voneinander unterschieden werden. 
27 
Über die Unterscheidung von actus immanentes und transeuntes vgl. DP I 5,4. 
28  DP 15,5: „Ad temperandos enim atque salvandos actus nutritive partis anime... 
29  DP 15,6: „Ad moderandas vero acciones et passiones nostri corporis ab hiis que nos extrinsecus 
continent elementis et impressionibus... „. 
3°  DP 15,9. 
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Frage, wie Marsilius das Verhältnis dieses großen Funktionsbereichs zur politischen 
Macht näher bestimmt. Die allgemeine Auskunft, daß diese drei Aufgaben zwar für die 
civitas notwendig sind, aber nur in einem weiteren Sinn (large) als deren Bestandteil 
gelten können'', bleibt vage und unbestimmt. 
(c) Vor diesem Hintergrund ist es von besonderem Interesse, daß Marsilius die Prie-
sterschaft im eigentlichen Sinne zu den Bestandteilen der civitas zählt?' Eine Begrün-
dung für diesen Unterschied, nämlich partes civitatis im weiten und im engen Sinne, 
gibt es nicht; die Differenz orientiert sich offenkundig an den zeitgenössischen sozia-
len Schichtungen. Unter systematischem Aspekt bereitet die Zuordnung der Priester-
schaft zum Herrschaftsbereich im engeren Sinne einige Schwierigkeiten, von denen 
später noch die Rede sein wird. — Im Zusammenhang mit den drei großen Aufgaben-
feldern der Politik erscheint die Religion nach der mit Zwangsgewalt ausgestatteten 
Macht und dem System der Bedürfnisse als das dritte Tätigkeitsfeld?' Die in bürgerli-
cher Gemeinschaft Verbundenen brauchen für die künftige Welt Dienstleistungen, für 
deren angemessene Verrichtung der Staat ebenfalls Sorge zu tragen hat, indem er ent-
sprechend ausgebildete Lehrer (doctores) bestimmt. Marsilius verhehlt nicht, daß in 
der Religion durchaus Nutzen für das gegenwärtige Leben liegt.34  Und dieser bleibt 
auch dann erhalten, wenn man den Glauben an die göttliche Offenbarung nicht teilt. 
Denn der Religion eignet eine moralische Kraft, die sich auf das private wie öffentli-
che Handeln erstreckt, die also den Menschen im ganzen erreicht und nicht nur seine 
äußeren Handlungen. Die Darstellung der Religion unter nichtchristlichen Verhältnis-
sen hat zwar die Form einer historischen Beschreibung; aber sie macht doch deutlich, 
weshalb ein politischer Denker religiöse Fragen nicht vernachlässigen darf: schließlich 
hängt von der moralischen Güte der menschlichen Handlungen „die Stille oder Ruhe 
der Gemeinschaften und endlich ein befriedigendes Leben in der gegenwärtigen Welt 
fast ganz ab".35  Die Unterordnung der Religion unter die Politik, unter die staatliche 
Zwangsgewalt erfährt in diesem Kontext also eine einleuchtende Begründung. 
Marsilius bleibt bei der Zielbestimmung der staatlichen oder politischen Gemeinschaft 
außerhalb der traditionellen Antworten; weder das moralische Leben, noch die Freund-
schaft, noch die Betätigung der intellektuellen Fähigkeiten werden als inhaltliche Ziele 
genannt. Die Argumentation hat sich gegenüber der Tradition — auch gegenüber Dante 
— umgekehrt: die moralische Güte des Handelns wird — wenn sie denn politisch über-
haupt von Belang ist — zu einem Mittel staatlichen Funktionierens und nicht mehr zu 
einem Ziel politischen Handelns. Diese Inversion der Moral läßt sich gut an des Mar-
silius Überlegungen zur sittlichen Ausstattung des Herrschers ablesen?' Zwei innere 
Haltungen sind es, über die der vollkommene Regent vor allem verfügen muß: Klug- 
DP 15,I. 
32 
DP 1 5,1: „Quorum tria, videlicet sacerdocium, propugnativa et iudicialis simpliciter sunt parles 
civitatis quas eciarn in communitatibus civilibus honorabilitatem dicere solent." 
33  DP 1 4,4. 
34  DP 1 5.10. 
35  DP 1 5,11: „Hec autem fuit bonitas humanorum actuum monasticorum et civilium, a quibus quies 
seu tranquillitas communitatum et demum sufficiens vita presentis seculi quasi tota dependet." 
3°  Diese Thematik wird in DP 1 14: „De qualitatibus seu disposicionibus principantis perfecti..." abge- 
handelt. 
85 
heit und Gerechtigkeit." Klugheit befähigt zu einem Urteil über das dem Gemeinwe-
sen Zuträgliche. Das von Marsilius gewählte Beispiel zur Illustration politisch klugen 
Handelns scheint mir bezeichnend, nämlich Ciceros rasches und beherztes Eingreifen 
gegen die Catilinarische Verschwörung, also Klugheit als Mittel gegen Aufruhr und 
Bürgerkrieg." Der systematische Ort politischer Klugheit ist der bekannte Umstand, 
daß die menschlichen Gesetze der Mannigfaltigkeit und Verschiedenheit des Handelns 
nicht gerecht werden können, weshalb man auch in vollkommenen Staaten des klugen 
Herrschers bedarf, der das entscheiden muß, „was das Gesetz nicht festlegen kann"." 
Also auch hier: Klugheit als Kompensation eines politischen Funktionsmangels. - Aus 
ähnlichen Gründen plädiert Marsilius für die Gerechtigkeit: er beschreibt sie als den 
Sinn des Herrschers für das Angemessene in Situationen, die nicht durch Gesetze ge-
regelt sind oder in denen das Gesetz versagt. Maßstab politischer Tätigkeit ist und 
bleibt aber das Gesetz, denn „es muß über alles herrschen".4°  In diesem Sinne darf man 
sagen, daß der gerechte Herrscher nicht Herr, sondern Diener des Gesetzes ist, das sei-
nerseits der Ruhe und dem Gleichgewicht des Gemeinwesens dient. 
Die bisherigen Überlegungen dürften gezeigt haben: Für Marsilius kommt alles darauf 
an, das Funktionieren des Gemeinwesens zu sichern, während er dem bene vivere, also 
den Zielen, die es oder besser die die Menschen in ihm zu verwirklichen trachten, kei-
ne Aufmerksamkeit widmet. Der Ausblendung der Ziele aus der Erörterung entspricht 
die Differenz von moralischer und politischer, moderner gesprochen die Differenz von 
privater und öffentlicher Existenz. Diesem Gedanken gilt es nun weiter nachzugehen, 
weil von hier aus einiges Licht fällt auf die Zuordnung der Religion zum staatlich ver-
faßten Gemeinwesen und weil diese Zuordnung - nach der politischen Einschätzung 
des Marsilius4I  - in besonderer Weise darüber entscheidet, ob der bürgerliche Frieden 
überhaupt erhalten und bewahrt werden kann. 
Die Frage, die nun zu behandeln ist, lautet also: Worin besteht der „öffentliche" Cha-
rakter des Staates; wie kommt „Öffentlichkeit" zustande, und was hat sie außer sich? 
Um diese Frage zu beantworten, empfiehlt es sich, auf folgende Teilprobleme einzu-
gehen: (a) den Übergang vom vorstaatlichen zum staatlichen Zustand; (b) die Gestalt 
der potestas coactiva; (c) die Aufgabe und Reichweite der Gesetze und die Bedeutung 
der actus immanentes oder den politischen Ort der Moral. 
(a) „Vom Ursprung der staatlichen Gemeinschaft" handelt das dritte Kapitel der Dictio 
1.42  Marsilius traktiert dieses Thema unter dem Stichwort des Übergangs vom Unvoll- 
37 DP I 14,2: „Sunt autem futuri principantis perfecti habitus intrinseci duo, separacionem non reci-
pientes in esse, videlicet prudencia et moralis virtus, maxime iusticia." 
38  DP 1 14,3. 
39  DP 114,5: „Est ergo necessaria principanti prudencia propter talia iudicanda, que lege determinari 
non possunt." 
DP I 11,4: „Oportet enim legem quidem principari omnium." Dies ist bekanntlich ein Satz aus der 
Aristotelischen Politik (1292a 33f.). Marsilius macht ihn sich zueigen, um den Grundgedanken von 
Kap. 11 („quod nullum principantem quantumcumque studiosum auf iustum expediat absque legi-
bus principari") zu stützen. Vgl. auch Nederrnan (Anm. 21) 38 - 41. 
41  Vgl. dazu bes. das Abschlußkapitel des DP (= III 3), das „De titulo huius libri" handelt und in Form 
einer Zusammenfassung an die alleinige Befugnis der pars principans erinnert und damit alle kon-
kurrierenden Ansprüche, vor allem die der Religion, zurückweist. 
42  DP I 3: „De origine communitalis civilis." 
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kommenen zum Vollkommenen, nämlich vom Haus (domus) über das Dorf (vicus) zur 
vollkommenen bürgerlichen Gemeinschaft. - Kennzeichnend für die vorstaatlichen 
oder vorbürgerlichen Zusammenschlüsse ist ihr durchweg privater Charakter. Das läßt 
sich folgendermaßen deutlich machen: die Handlungen eines Haushalts unterstehen 
der Leitung eines Ältesten, der ohne Gesetz und ohne Gewohnheitsrecht herrscht.'" 
Für diese Form der Herrschaft ist kennzeichnend, daß sie - wie Nederman sagt - „ex-
klusiv und privat" ist"; exklusiv, weil es keinem anderen als dem Herrn erlaubt ist, 
dasjenige, worüber er herrscht, zu benutzen ohne seine ausdrückliche Einwilligung 
(absque dominantis expresso consensu)45; privat wegen des exklusiven Anspruchs. -
Im Unterschied zum Haushalt stellt die Herrschaftsform des Dorfes ein Mittleres zwi-
schen dem privaten Anspruch des Hausherrn und dem öffentlichen des staatlichen 
Herrschers dar. Der Älteste oder Vorstand des Dorfes leitet seine Gemeinschaft nicht 
mit der dem Hausvorstand eigenen Exklusivität, wie sie im Verhältnis des Vaters zum 
Sohn ihren Ausdruck findet - ein Verhältnis, das ganz von der väterlichen Willkür 
bestimmt ist, während der Dorfälteste seine Entscheidungen nach Billigkeit und Ver-
nunft zu treffen hat, um so die Einheit und Ruhe seines Gemeinwesens zu gewährlei-
sten." Billigkeit und Vernunft meinen in diesem Zusammenhang Orientierung an und 
Berücksichtigung von den Interessen und Wünschen der anderen Mitglieder dieser 
Gemeinschaft. Diese Gestalt von Vernunft und Gerechtigkeit bleibt jedoch an die Zu-
fälligkeiten der jeweiligen Verhältnisse gebunden, hängt ab von der persönlichen Qua-
lität des Ältesten und behält deshalb letztlich den willkürlichen Charakter, der die Ent-
scheidungen des Haushaltsvorstandes kennzeichnet. 
In dem Maße, in dem die Bevölkerung wächst, die Zahl der Dörfer sich vermehrt, 
Künste und Lebensformen sich verfeinern, wird es jedoch zum Nachteil, die Gemein-
schaft in der traditionellen Weise zu leiten: ein und derselbe Mensch kann nicht mehr 
zugleich Regent und Bauer oder Schafhirt sein.47  An dieser Beschreibung des Marsili-
us sind zwei Punkte besonders interessant: der Übergang zur staatlichen Gemeinschaft 
ist ein Prozeß wachsender Komplexität ökonomischer und sozialer Verhältnisse, und 
angesichts dieses Prozesses reicht die naturwüchsige Form der Regelung des Gemein-
schaftslebens nicht mehr aus; es bedarf vielmehr einer rationalen Leitungsform, die 
von den Zufälligkeiten und der privaten Willkür der vorstaatlichen Ältesten weitge-
hend frei ist. 
(b) Wie muß also der staatliche Herrscher beschaffen sein, damit er die von ihm er-
warteten Aufgaben erfüllen kann? Es geht bei diesem Thema natürlich nicht um die 
klassischen Fragen der Fürstenspiegel, also um Fragen der moralischen Erziehung und 
Qualität der Fürsten, sondern eher um die rechtliche Frage nach der Struktur und 
43 DP 1 3,4: „regulabantur seniori eonun tamquam discreciore, absque lege tarnen auf consuetudine 
aliqua." 
44  Nederman (Anm. 21) 38: „anything private is to which one has exclusive rights." 
45  DP II 12,13: In diesem und den folgenden Abschnitten behandelt Marsilius die verschiedenen Be-
deutungen von dominium. 
46  DP 1 3.4: „equitate quadam absque magna exquisicione, solo communi dictamine racionis et debito 
quadam socictatis humane." 
DP 13,4: „Fuit enim quandoque idem homo princeps et agricola seu pastor ovium..., quod tarnen in 
communitatibus perfectis nec expedit nec liccret." 
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Reichweite staatlicher Herrschaft. Es empfiehlt sich, dieses Thema von der staatlichen 
Aufgabenstellung her zu betrachten. Sinn und Zweck des Staates ist — wie gesagt — die 
sufficientia vitae'', genauer: die Herstellung und Erhaltung eines ausreichenden Da-
seins unter den Bedingungen ökonomischer und sozialer Komplexität. Anders als 
Hobbes, der die Genese des status civilis aus rationalem Selbstinteresse und sozial iso-
lierter Individualität begreift, schreibt Marsilius allen oder doch den meisten Menschen 
„gesunden Menschenverstand, Vernunft und das richtige Streben nach dem Staat und 
nach dem, was für sein Bestehen notwendig ist' zu, hält also die vorstaatlichen Men-
schen nicht für bloße Egoisten, denen der Sinn für das Allgemeine ganz und gar ab-
geht. Weil die Menschen in Wirklichkeit so sind — und das ist jetzt das entscheidende 
Argument —, wäre es ein innerer Widerspruch, wenn sie nun nicht auch all das wollten, 
„ohne das der Staat nicht bestehen kann"; das aber ist das Gesetz, jene Regel nämlich, 
die das menschliche Handeln unter dem Gesichtspunkt von Gerechtigkeit und Nutzen 
lenkt." Vom Gesetz wird gleich die Rede sein; zuvor noch einige Überlegungen zum 
Gesetzgeber und Herrscher. 
Für Marsilius gilt: Das ganze Volk, nicht nur ein Teil von ihm, fungiert als Gesetzge-
ber. Denn nur die Gesamtheit, nicht Individuen oder Gruppen, vermag überhaupt das 
Gesamtinteresse wahrzunehmen.51  Was geschieht, wenn kleine Gruppen sich zum Ge-
setzgeber machen, zeigt Marsilius am Beispiel der Dekretalen, die er aufs Ganze „als 
oligarchische Anordnungen" begreift.52 
 Wenn auch die meisten Bürger nicht in der 
Lage sind, Gesetze selbst zu entwerfen, so kann doch die Gesamtheit „das für die All-
gemeinheit Gerechte und Nützliche durchaus beurteilen und in einem umfassenderen 
Sinne wollen als ein beliebiger Teil der Gesamtheit für sich genommen, mag er noch 
so klug sein".53 
 Von daher ergibt sich die Bestimmung des Gesetzgebers: Er ist die 
Gesamtheit der Bürger (universitas civium) oder ihr bedeutsamerer Teil (eius valentior 
pars), die in einer Vollversammlung (in generali civium congregatione) nach öffentli-
cher Debatte ihre Entscheidung über die öffentlichen Angelegenheiten, nämlich über 
die bürgerlichen Handlungen (circa civiles actus humanos) trifft.'" Die von Marsilius 
unterstellte Vernunft des Gesetzgebers zeigt sich in der öffentlichen Diskussion, sein 
Regelungswille in der Entscheidung, dem Gesetz. 
Damit wird deutlich, wie sehr Marsilius bestrebt ist, schon im Gesetzgebungsverfahren 
selbst private Willkür und naturwüchsige Zufälligkeit auszuschließen. Dasselbe Be- 
streben zeigt sich bei der Beschreibung des Herrschers und seiner Macht. Da die uni- 
Vgl. DP 1 13,2. 
DP 113,3: „omnes enim aut plurimi sane mentis et racionis sunt et recti appetitus ad policiam et que 
necessaria sunt propter eius perrnanenciam." 
DP 113,2: „Si ergo valencior hominum multitudo vult policiam manere, quemadmodum bene dic-
tum videtur, vult idem eciam, sine quo policia manere non polest. Hoc autem est iustorum et confe-
rencium regula, tradita cum precepto, vocata lex." Vgl. DP 110,4. 
DP I 13,5: „non concluditur pauciorum seu partis prestanciorem esse sentenciam ea, que tocius 
multitudinis, cuius pauci sunt pars." 
DP II 28,29: „Non enim sunt decretales inquantum huiusmodi leges divine aut humane, sed narra-
ciones aut documenta et in pluribus oligarchica quedam statuta." 
DP 113,6: „Verum horum omnium congregata multitudo discernere polest et velle amplius commu-
ne iustum et conferens horum parcium quacumque seorsum accepta, quantumcumque prudentum." 
DP 112,3 und 113,8; vgl. auch Nederman (Anm. 21) 69. 
48 
49 
50 
51 
52 
53 
54 
88 
versitas civium die einzig legitime Instanz ist, die ihre Interessen und Ziele selbst defi-
niert, da der Staat um dieser Interessen und Ziele willen, nämlich um eines ausreichen-
den Daseins seiner Bürger willen, entsteht und besteht, muß die Herrschaft in Überein-
stimmung mit dieser Interessenlage ausgeübt werden. Von daher ergibt sich der 
entscheidende Grundsatz zur Unterscheidung guter von entarteten Herrschaftsformen: 
gut ist die Art, „in der der Herrschende zum Nutzen der Allgemeinheit und nach dem 
Willen der Untertanen regiert; entartet aber diejenige, die davon abweicht"." Wer oh-
ne Zustimmung des Volkes regiert, herrscht willkürlich und eher nach der Weise eines 
Hausvorstandes oder Dorfältesten als nach der Weise einer vollkommenen Gemein-
schaft. 
Da die Vernunft und der Wille des Volkes im Gesetz ihren Ausdruck finden - es ist 
frei von jeder verkehrten Gesinnung (caret omni affectione perversa), unparteiisch und 
von allgemeiner Geltung -56, ist der Herrscher oder die Regierung zunächst und vor 
allem auf das Gesetz verpflichtet: „alle Herrscher müssen nach dem Gesetz und nicht 
ohne das Gesetz regieren"." Gesetzeskonforme Herrschaft trägt ihren Maßstab in sich 
selbst und braucht und kann nicht korrigiert und gemaßregelt werden. Da der Herr-
scher jedoch auch Privatmann ist, also ein Mensch mit eigener Auffassung und eige-
nem Streben, kann er in Widerspruch zu den gesetzlichen Regelungen geraten. In die-
sem Fall ist der Gesetzgeber gegebenenfalls verpflichtet, den Herrscher zurechtzu-
weisen und zu bestrafen. 
Es ist kein Zufall, daß Marsilius nach dem Kapitel über die Zurechtweisung des Herr-
schers zum Schluß der Dictio 1- gewissermaßen ein Fazit ziehend - auf die eigentlich 
bewirkende Ursache der bürgerlichen Ruhe und des Friedens zu sprechen kommt." Es 
heißt hier: „bewirkende Ursache", um so deutlich zu machen, daß es sich beim Ge-
meinwesen nicht um eine Einheit natürlicher Dinge handelt, die durch die Formalursa-
che begründet wird, sondern um eine Ordnungseinheit von der Sache nach verschiede-
nen Dingen"; mit diesem Gedanken will Marsilius auf die nach wie vor bestehende 
Eigenständigkeit der zum Staat gehörenden Teile hinweisen. Bewirkende Ursache des 
Friedens ist der Herrscher dann, wenn er seine Tätigkeit - Regierung und Rechtspre-
chung - den Gesetzen entsprechend ausübt; und das bedeutet vor allem: wenn er dar-
auf hinwirkt, daß alle Teile die ihnen zukommenden Aufgaben erfüllen.6°  Die Haupt-
aufgabe staatlicher Herrschaft liegt also in der funktionierenden Integration der 
verschiedenen Teileinheiten, ohne dabei deren je eigene Autonomie aufzuheben. Um 
55 
 DP 1 8,2: „Voco autem bene temperatum genus cum Aristotele 3° Politice, capitulo 5° (= III 7; 
1279a 22-b 10), in quo dominans principatur ad commune conferens secundum voluntatem subdito-
rum; viciatum vero, quod ab hoc deficit." 
so DPI 11,1 undl 11,4. 
57 
 DP I 11,5: „Superest autem ostendere, quod principari secundum legem nec preter ipsam debent 
omnes principantes." 
58 
 Das letzte Kapitel (= I9) dieser Dictio trägt folgenden Titel (= erster Teil): „De causis factivis tran-
quillitatis et intranquillitatis civitatis auf regni..." 
" Vgl. DP 117,11. 
b° 
 Vgl. DP 1 15,11-14. 
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dieser Aufgabe gerecht werden zu können, darf es nur eine einzige mit Zwangsgewalt 
ausgestattete oberste Herrschaft geben.° 
 
(c) So wenig der Herrscher als öffentliche Person mit dem oder den herrschenden 
Menschen identisch ist und so wenig die Herrschaftstätigkeit die Autonomie der Be-
standteile des Staates mit ihren unterschiedlichen sozialen und ökonomischen Interes-
sen aufhebt, so wenig regelt das Gesetz alle menschlichen Aktivitäten und Strebungen. 
Wenn auch gilt, daß „das Gesetz über alles herrschen muß"62, so trifft dieser Grundsatz 
doch nur flir den öffentlichen Bereich der äußeren Handlungen zu; nur sie können 
durch Gesetze geregelt , nur sie dürfen auch mit Sanktionen belegt werden. Marsilius 
bestimmt das Gesetz formal als eine „Vorschrift, die Befolgung erzwingt"; zu einem 
vollkommenen Gesetz gehört allerdings noch - wie es heißt - „die wahre Erkenntnis 
vom Gerechten und Nützlichen".63  Diese Bindung an Gerechtigkeit und allgemeinen 
Nutzen macht die Auffassung zweifelhaft, daß Marsilius als Vertreter eines Positivis-
mus zu gelten habe. Dagegen spricht auch seine Auffassung von der eigentlichen Auf-
gabe des Gesetzes, nämlich Ausschaltung aller privaten und partikulären Gesichts-
punkte aus dem Regierungshandeln und aus der Rechtspflege. In diesem Sinne 
charakterisiert Marsilius - im Anschluß an Aristoteles - das Gesetz als „Vernunft oder 
Erkenntnis ohne Begehrung"TM, also ohne irgendeine (subjektive) Einstellung. 
Was nun die Reichweite der Gesetze angeht, so bleiben sie - wie gesagt - auf die äu-
ßeren Handlungen beschränkt.68  Was das bedeutet, läßt sich am besten an einem für 
die zeitgenössischen Verhältnisse besonders delikaten Fall exemplifizieren, dem der 
Häretiker.66  Marsilius bleibt auch in dieser Frage systematisch konsequent. Wenn sich 
einer - wie es in der Sprache des Defensor pacis heißt - „gegen theoretische oder 
praktische Lehren" versündigt oder sich gegen sie verschließt, so kann er deswegen in 
dieser Welt nicht zur Rechenschaft gezogen und bestraft werden.67  Häretiker und Un-
gläubige gehören als solche nicht vor ein weltliches Gericht, weil dieses nur äußere 
Handlungen, nicht innere Haltungen beurteilen und gegebenenfalls bestrafen kann. 
Nur Verstöße gegen das menschliche, nicht solche gegen das göttliche Gesetz können 
weltlich geahndet werden.68  - Das bedeutet allgemein formuliert: innere Haltungen, 
moralische Einstellungen, religiöse Überzeugungen liegen außerhalb des staatlich-
öffentlichen Raums; folglich hat der Staat keine pädagogischen und religiösen Aufga-
ben. Dem systematischen Ansatz nach vollzieht Marsilius die Trennung von Politik 
und Moral, von Politik und Religion. 
Vgl. DP 1 17,2: „Nunc autem solummodo principatum, supremum scilicet, dico unum numero ex 
necessitate fort, non plures, si debeat regnum aut civitas rette disponi." 
Vgl. Anm. 40. 
DP 1 10,5: „linde iustorum et conferencium civilium non omnes vere cogniciones sunt leges, nisi de 
ipsarum observacione datum fuerit preceptum coactivum." 
DP I 11,4: „Pmpter quod sine appetitu intellectus lex est (Pol. 111 16, 1287a 32); quasi dicat legem 
intellectum seu cognicionem esse absque appetitu, id est affectione aliqua." 
Vgl. Anm. 27 die Bestimmung der äußeren Handlung; s. auch DP II 8,4. 
Darüber handelt Marsilius umfassend in DP II 10. 
DP 11 10, 3: „nemo quantumcumque peccans contra disciplinas speculativas aut operatives qua-
scumque punitur vel arcetur in hoc seculo." 
DP 11 10,7: „Sed peccans in legem divinam, hereticus scilicet, tali peccato eciam humana lege pro-
hibito punitur (in hoc seculo), inquantum peccans in legem humanam." 
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Damit wird die Frage, die sich schon andeutete, erneut bedeutsam: Warum gehört die 
Priesterschaft als Repräsentantin der Religion überhaupt zu den Bestandteilen des 
Staates, und zwar nicht nur wie die Ökonomie in einem weiten Sinne? Das läßt sich 
vom Ansatz des Marsilius her wohl einsichtig machen. Denn ähnlich wie die unter-
schiedlichen ökonomischen Interessen vorstaatlich generiert und staatlich moderiert 
werden, so auch die religiösen Überzeugungen. Sie kommen - negativ gesprochen -
außerhalb des politischen Raumes zur Geltung und gehören deshalb nicht - wenigstens 
nicht im engeren Sinne - zu den Bestandteilen des Staates. Warum zählt Marsilius 
sie trotzdem genau dazu? Auf diese Frage gibt es nach meiner Einschätzung keine sy-
stematische, sondern nur eine historische Antwort: Die Religion mit ihren Repräsen-
tanten war eine so gewaltige und einflußreiche Macht geworden, daß eine bloße Zu-
ordnung zum System der Bedürfnisse den tatsächlichen Verhältnissen nicht gerecht 
geworden wäre. Würde sich die Religion darin erschöpfen, die moralischen Ressour-
cen zu hegen und zu pflegen, derer jedes Gemeinwesen bedarf, um seine Bestimmung 
in Ruhe und Frieden verwirklichen zu können, dann wäre es angemessen, sie unter die 
für den Staat notwendigen, aber nicht im engeren Sinne zu ihm gehörenden Bestand-
teile zu zählen. 
Da aber die christliche Religion der lateinischen Welt ein differenziertes System von 
„theoretischen und praktischen Lehren" und dazu ein System von Zwangsmaßnahmen 
ausgebildet hatte, muß Marsilius diesem Gebilde auf der Ebene von dessen eigenem, 
also dem politischen Anspruch begegnen. Dabei kommt es ihm - wie wir wissen -
darauf an, die politischen Ansprüche der Religion zurückzuweisen, sie vielmehr auf 
ihre genuinen Aufgaben zu beschränken, um so die unheilvolle Konkurrenz zweier 
politischer Ansprüche zu beseitigen und damit die entscheidenden Bedingungen für 
Ruhe und Frieden zu schaffen. Wenngleich dies alles bekannt und oft dargestellt wor-
den ist, möchte ich die politische Zuordnung der Religion bei Marsilius unter dem an-
gedeuteten Gesichtspunkt, nämlich dem der Verhältnisbestimmung von „öffentlich" 
und „privat", kurz diskutieren, um von dem Ergebnis her Aufschluß über das Frie-
denskonzept des Marsilius zu gewinnen. 
Nach dem Gesagten ist klar, daß die Religion keine unmittelbar weltlichen Aufgaben 
hat. Ihr Ziel besteht vielmehr darin, das menschliche Handeln - und zwar das innere 
wie das äußere - „auf das beste Leben in der künftigen Welt" auszurichten.°  Sachliche 
Voraussetzung dieser religiösen Ausrichtung ist die dem Menschen von Gott verliehe-
ne Fähigkeit, eines solchen Lebens überhaupt teilhaftig werden zu können. Nach des 
Marsilius Einschätzung gehören derartige Überlegungen allerdings nicht mehr zur 
Reichweite der menschlichen Vernunft, sondern in den Bereich des Glaubens. In der 
Marsilianischen Philosophie gibt es keine metaphysischen Versuche, die Welt der Er-
fahrung und der logischen Schlüssigkeit zu transzendieren. Doch das nur am Rande. -
Der Priesterschaft obliegt also die „Erziehung und Belehrung der Menschen darüber, 
was ... notwendig ist zu glauben, zu tun oder zu unterlassen, um das ewige Heil zu er- 
DP 1 6,1: Marsilius nennt hier als causa finalis der Einsetzung des wahren Priestertums: „Est enim 
hec moderacio humanortun actuum imperatorum per cognicionem et appetitum, tarn immanencium 
quarr transeuncium, secundum quod ex illis ordinatur genus humanum ad optimum vivere venturi 
seculi." 
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langen und dem ewigen Elend zu entrinnen":6  Es verwundert jedoch, daß Marsilius 
unmittelbar im Anschluß an diese Bestimmung religiöser Erziehung, zu deren Aufga-
benbereich auch die Einweisung in alle vom menschlichen Geist erfundenen Diszipli-
nen zählt, in die theoretischen wie in die praktischen, sofern sie nur das menschliche 
Handeln lenken und den Menschen moralisch für das gegenwärtige und zukünftige 
Leben stärken:1  Diese Aussage rückt Religion und Moral eng zusammen und läßt sich 
im Lichte einer späteren Darstellung so interpretieren72: das göttliche Gebot regelt die 
freien menschlichen Handlungen - äußere wie innere -, Handlungen in dieser Welt, 
die aufgrund ihrer moralischen und theologischen Qualität entscheidende Bedeutung 
für die künftige Welt haben: es ist eben nicht gleichgültig für das ewige Leben, wie der 
Mensch in dieser Welt gelebt hat. Des Marsilius Interesse zielt ganz darauf ab, der re-
ligiösen und damit auch der moralischen Unterweisung jede weltliche Sanktionsmög-
lichkeit zu nehmen, weil Gott selbst sich „Strafe oder Belohnung" in der künftigen 
Welt vorbehalten hat. - Das bedeutet - in modernerer Sprache formuliert - nichts an-
deres, als daß moralische Gesinnungen und religiöse Überzeugungen nicht in die 
Kompetenz der Politik gehören. Das bedeutet umgekehrt aber auch, daß sich die Reli-
gion (und die mit ihr verbundene Moral als der Ort guter Haltungen und Gesinnungen) 
keine politische Macht anmaßen darf. 
Für die Praxis der Religion ergeben sich daraus naheliegende Konsequenzen. Die Prie-
ster haben ihr Amt, nämlich zu lehren und die Sakramente zu verwalten, nach Art ei-
nes Arztes wahrzunehmen." Der ärztliche Dienst besteht in Mahnung, Aufklärung, 
Verschreibungen, ohne daß er über Zwangsmittel gegenüber den Patienten verfügte; 
ob diese den Mahnungen folgen, liegt nicht in ärztlicher Hand. Ähnlich steht es mit 
dem Priester, und zwar selbst dort, wo ihm die größte Autorität zukommt, bei der Sün-
denvergebung.74 
 Ich übergehe hier die theologischen Details und nenne nur den ent-
scheidenden Punkt: ebensowenig wie der Arzt selbst, sondern die menschliche Natur 
den Kranken heilt, so wenig vergibt der Priester selbst die Sünden - das tut nur Gott; 
die priesterliche Lossprechung ist lediglich das Zeichen dafür, daß jemand als von Gott 
gelöst gelten soll." Der entscheidende Gedanke bleibt der: die religiöse Praxis verfügt 
in keiner ihrer Aktivitäten über eine wie auch immer geartete Zwangsgewalt; und sie 
braucht darüber nicht zu verfügen, weil Handeln unter Zwang für das ewige Heil 
nichts nützt.76  - Ein Sonderproblem stellt die Exkommunikation dar." Denn mit ihr 
werden nicht nur Strafen für die künftige Welt verhängt - mit allen Unwägbarkeiten, 
DP 1 6,8: „Sacerdotalis igitur finis est hominum disciplina et erudicio de hiis que secundum evan-
gelicam legem necessarium est credere, agere vel omittere propter eternam salutem consequendam 
et miseriam fugiendam." 
11  DP 16,9. 
72 DP 11 8,5. 
DP II 7,5. 
74  DP II 6,3. 
75 DP II 7,3: „sic quasi per saccrdotis accionem nullus solvitur aut ligatur culpa et debito dampnacio- 
nis eterne, sed ostenditur in ecclesie facie, quis solutus aut ligatus a Deo habeatur, dum sacerdotis 
benediccionem accipit et ad sacramentomm communionem admittitur." 
DP II 9,2: „Frustra enim ad hec quemquam cogeret, quoniam observatori talium coacto nihil ipsa 
proficerent ad eternam salutem." 
77  Dazu DP II 6,1 I f. 
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die auch für die Sündenvergebung gelten: vor allem mit der Möglichkeit des Unrechts, 
das für die jenseitige Welt zwar keinen Schaden bringt; die Exkommunikation bedeu-
tet aber auch Ausschluß aus der Gemeinschaft der Gläubigen und damit Verlust des 
öffentlichen Ansehens. Deshalb darf diese Strafe nicht von einem einzelnen Priester, 
sondern nur von der einschlägigen Gesamtheit der Gläubigen verhängt werden's; sie 
darf aber verhängt werden, damit die Gläubigen sich vor ansteckender Krankheit —
Marsilius benützt hier wieder eine medizinische Metapher — schützen können.»  Der 
Gemeinschaft steht also das Recht religiöser Selbstdefinition zu, und sie nimmt es 
wahr, indem sie Priester als „Glaubensexperten", aber ohne richterliche Autorität zu-
rate zieht; das Recht des Selbstschutzes, also den rechtlichen Akt der Exkommunikati-
on, nimmt die Gemeinschaft im ganzen selbst wahr und nicht nur die Priester oder gar 
nur einzelne unter ihnen. 
Betrachtet man das Verhältnis von Politik und Religion aus der bürgerlich politischen 
Perspektive, so gilt es vor allem, die hier einschlägigen Grenzen staatlichen Handelns 
zu bezeichnen. Der menschliche Gesetzgeber hat das Recht und die Pflicht, die für den 
Staat erforderlichen Ämter festzulegen und die Personen auszuwählen und zu berufen, 
die diese Ämter innehaben sollen.ss  Marsilius diskutiert die Frage nicht, ob es in einem 
bürgerlichen Gemeinwesen überhaupt religiöse Ämter geben soll. Das ist für ihn ganz 
selbstverständlich, und die Gründe für dieses Selbstverständnis sind angeklungen: Re-
ligion ist ein universales Phänomen; zumindest nach christlicher Überzeugung sind die 
Menschen eines jenseitigen Lebens fähig und damit einer religiösen (diesseitigen) 
Vorbereitung darauf auch bedürftig; schließlich hängt von der privaten moralischen 
Einstellung, die nach der Meinung mancher Philosophen und wohl auch des Marsilius 
im wesentlichen ein Produkt der Religion ist, ebenso wesentlich der öffentliche Friede 
ab. Was darf der menschliche Gesetzgeber tun, was liegt außerhalb seiner Kompetenz? 
Ich will diese Frage an dem zentralen Beispiel der Einsetzung des Priestertums kurz 
berühren; einerseits steht — für Marsilius — fest, daß dieses Amt des neuen Gesetzes 
von Christus eingerichtet worden ist, andererseits verfügt ausschließlich der menschli-
che Gesetzgeber über das Recht, staatliche Ämter zu besetzen. Diese Schwierigkeit 
löst der Defensor pacis mit der Unterscheidung von habitus und officium.s1  Habitus 
der Seele bezeichnet die vorstaatliche, individuelle Beschaffenheit eines Menschen 
und die damit verbundene Befähigung zu einer Tätigkeit oder einem Amt; in diesem 
Sinne ist Gott die unmittelbare Wirkursache des Priestertums, insofern er Menschen 
die Gewalt verleiht, die Sakramente der Eucharistie und der Buße zu spenden. Marsili-
us spricht in diesem Zusammenhan& von einer dem Priestertum wesentlichen und von 
ihm nicht zu trennenden Vollmacht. 2  - Von dieser wesentlichen Beschaffenheit ist die 
akzidentelle, nicht notwendig mit dem priesterlichen Habitus verbundene zu unter- 
78 Vgl. DP 11 2 1,9. 
79 DP 6,12. 80 
Vgl. DP I 15,4 und 8. 
81 DP II 15,1 formuliert die genannte Schwierigkeit, nämlich Einsetzung des Priestertums durch Chri-
stus und Berufung von Priestern in staatliche Ämter durch den menschlichen Gesetzgeber. 
DP II 15,2 erläutert die Unterscheidung. 
82 DP II 15,4: „et quem eciam deinceps appellabimus auctoritatem essencialem seu inseparabilem 
presbytero, inquantum presbyter est." 
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scheiden, durch die der Priester in seine öffentliche Tätigkeit eingesetzt wird." Wegen 
dessen öffentlicher Wirksamkeit steht es ausschließlich dem menschlichen Gesetzge-
ber zu, „die Personen zu wählen, zu bestimmen und vorzuschlagen, die zu den kirchli-
chen Weihen erhoben werden sollen"." Diese Zuständigkeit gilt allerdings nur unter 
der Voraussetzung, daß das ganze Volk gläubig ist, und nicht unter den Bedingungen 
der Urkirche, als Gesetzgeber und Herrscher noch ungläubig waren." 
Der eigentliche Grund für die zwingende Beteiligung aller am Verfahren der öffentli-
chen Berufung zum Priesteramt liegt jedoch in der besonderen moralischen Verant-
wortung und Wirkung priesterlicher Amtsinhaber.86  Sie verfügen wegen der ihnen an 
die Hand gegebenen Möglichkeiten über einen solchen Einfluß, daß es sträflich wäre, 
ihre Bestellung der Willkür kirchlicher Praxis zu überlassen, die sich — jedenfalls zu 
des Marsilius Zeiten — nicht am allgemeinen, sondern am privaten Interesse weniger 
orientiert.87  — Aus einem ähnlichen Grund hat auch nur der gläubige menschliche Ge-
setzgeber das Recht, ein allgemeines Konzil einzuberufen, weil er allein als Repräsen-
tant eines nicht partikulären Interesses gelten kann." 
Nach diesen Überlegungen können wir zu unserem eigentlichen Gegenstand zurück-
kehren. Marsilius sieht in der Religion ein beachtliches Friedensstörungspotential, das 
seine elementare Kraft aus dem Jenseitsglauben der Menschen bezieht — ein Glaube, 
der für die Gestalt der gegenwärtigen Welt die größte Bedeutung hat. Unter vorstaatli-
chen Bedingungen, bei denen die private Willkür der Hausherren oder Ältesten das 
menschliche Handeln bestimmt, wird die Religion ihre weltliche Wirkung entspre-
chend dem jeweils herrschenden privaten Willen entfalten. Unter den Bedingungen 
differenzierter sozialer und ökonomischer Verhältnisse, also im staatlichen Zusam-
menhang, muß sich die Religion — was die Dimension ihrer weltlichen Wirksamkeit 
angeht — ganz den Gesetzmäßigkeiten der allgemeinen Vernunft beugen. Diese ist — in 
praktischer Sicht — kein Vorgegebenes, sondern ein — im Konsens — zu Erwirkendes. 
Es sei nur nebenbei erwähnt, daß Marsilius allerdings von der grundsätzlichen Harmo-
nie menschlichen Konsenses und göttlichen Willens überzeugt ist. Die Notwendigkeit 
der Bindung von Religion an den vernünftigen Willen aller, also an den menschlichen 
Gesetzgeber, macht deutlich, wie wenig Allgemeinheitsfähigkeit Marsilius der Religi-
on im allgemeinen und dem Christentum im besonderen zutraut. Religiöser Glaube 
bedeutet der Marsilianischen Philosophie Dezision — Wille ohne Vernunft. Das ist der 
— wenn man so will — philosophische Grund dafür, daß Religion von sich aus friedens-
unfähig ist. Frieden aber kann es nur geben, wenn der menschliche Willen unter den 
Bedingungen einer Allgemeinheit steht, die das äußere Handeln der Menschen nicht 
der Willkür partikulärer Interessen unterwirft. 
83 
 DP II 17,1ff. 
• DP II 17,9: „ad legislatorem humanum solummodo... pertineat eligere, determinare ac presentare 
personas promovendas ad ecclesiasticos ordines." 
85 
 DP 11 17,15. 
• DP II 17,8. 
87 
 DP II 17,11 und 12. 
88 
 DP II 21,1 und 4. 
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